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Einleitung. 



jllan hat in den letzten Jahrzehnten begonnen, einem bis- 
her nnr wenig benutzten Teile der historischen Quellen erhöhte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden, der Broschnrenlitteratur. Aus den 
verschiedensten Perioden der neuzeitlichen Geschichte liegen be- 
reits Arbeiten vor, welche die publizistischen Erscheinungen be> 
sprechen, und besonders die Zeit des grofsen deutschen Krieges 
hat auch hier den ihr eigentümlichen Reiz au^efibt Ein Kapitel 
aus der reichhaltigen Tageslitteratur des 30jährigen Krieges will 
auch der vorliegende Versuch behandeln: die Flugschriften über 
den böhmischen Anstand. Bei der überaus grofsen Anzahl von 
Publikationen^), welche grade die ersten Jahre des gewaltigen 
Kampfes auszeichnet, ist eine Beschrankung des Themas geboten; 
wir werden daher hier nur diejenigen Flugschriften behandeln, 
welche sich auf die rechtliche Beurteilung des Au&tandes 
beziehen. Es soll also abgesehen werden nicht nur von den 
lediglich berichtenden Flugblättern und „Zeitungen", sondern 
auch von all den Publikationen, welche einen ausschliefslich 
oder vornehmlich politischen Charakter tragen. 

Es sei mir auch an dieser Stelle gestattet, Herrn Professor 
Dr. Droysen in Halle meinen Dank zu sagen für die freundliche 
Teilnahme, mit der er die Entstehung dieser Arbeit geleitete. 



') Eine wie rege litterarische Thätigkeit grade zm* Zeit des be- 
ginnenden 30jährigen Krieges herrschte, sieht man am besten daraus, 
dafs im Jahre 1618 auf dem Büchermarkt etwa IbOO Schriften erschie- 
nen, und dafs dies eine Zahl ist, welche vorher noch niemals erreicht 
war und erst wieder nach mehr als anderthalb Jahrhunderten erreicht 
wurde (vgl. Schwetschke : Codex nundinarius). 



Gebaner, Publizistik üb. d. böhm. Aufstand 1618. 



L Der Apologieenstreit 



Zu dem Jahrhunderte alten politischen Gegensatz zwischen 
den Ständen und dem Landesherrn im Königreich Böhmen hatte 
sich seit den Tagen der Reformation auch der religiöse gesellt, 
und beide vereint führten am Schlüsse der Regierung Rudolfs II. 
zu offenem Bruch. Die inneren Wirren im Hause Ostreich ge- 
schickt benutzend, errangen in diesem Kampfe die Stände den 
Sieg: trotz heftigen Widerstrebens sah der Kaiser sich gezwungen, 
ihnen im „Majestätsbrief" die langversagte Übung des evange- 
lischen Glaubens zuzugestehen. Indes die habsburgischen Fürsten 
waren nicht gewillt, ehrlich und aufrichtig ein Versprechen zu 
halten, das sie nur im Drange der äufsersten Not sich hatten 
entreifsen lassen; in dem Entschlufs, das Evangelium zu ver- 
nichten, waren selbst die feindlichen Bräder Rudolf und Matthias 
eins. So war die Friedenshoflhung der evangelischen Stände ein 
kurzer Traum; bald erkannten sie, dafs die katholisch -jesuitische 
Reaktion unter der Beihilfe der kaiserlichen Regierung ihrem 
alten Ziele unbeirrt weiter zustrebte, sahen sie, wie man mit täg- 
lich sich mehrendem Übermut einen Schlag nach dem anderen 
gegen die Glaubensfreiheit führte. Da Bitten und Beschwerden 
nichts fruchteten, vielmehr nur die Handhabe zu immer härteren 
Mafsregeln gegen die Evangelischen boten, so machte sich der 
langverhaltene Groll der Stände gegen die Regierung und ihre 
Schützlinge endlich in einer Gewaltthat Luft: Am 23. Mai 1618 
stürzten sie zwei ihrer verhafstesten Gegner, die kaiserlichen 
Statthalter Martinitz und Slawata, aus den Fensteni des Prager 
Schlosses. 

Dies Ereignis, dessen politische Bedeutung bekannt ist, rief 
einen lebhaften Broschtirenstreit über die Ursachen und die Be- 
rechtigung der böhmischen Bewegung hervor. Er ward eröffnet 



durch eine Publikation der evangelischen Stände, die „Apologia 
oder Entschuldigungsschrift". Sie, die zeitlich erste unter den 
Broschüren über die böhmische Unruhe, giebt zugleich auch das 
Thema zu einer besonderen ersten Gruppe von Streitschriften, in 
denen die Frage nach dem Recht zum Aufstande obenan steht. 
Die Verteidigung oder Widerlegung der „Apologie" ist der Zweck 
aller dieser Broschüren, so dafs wir den ersten Abschnitt der 
zu besprechenden Publizistik kurz als den „Apologieenstreit" 
bezeichnen dürfen. ' 

Bereits zwei Tage nach dem Fenstersturz, am 2ö. Mai, lag 
den versammelten evangelischen Ständen jene Apologie, von dem 
ritterschaftlichen Mitglied der neuen Direktonalregierung, Peter 
Milner von Milhausen^), verfafst, zur Begutachtung vor. Ihr 
Zweck war, das Verfahren gegen die Statthalter dem Landes- 
herm gegenüber zu rechtfertigen; von den Ständen gebilligt, 
ward sie diesem am folgenden Tage zugeschickt und gleich- 
zeitig durch den Druck der Öffentlichkeit übergeben; sie trägt 
den Titel: 

Apologia,^) I Oder Entschultigungs | Schrifft, Aufs 
was für . . Vrsachen, alle drey Stände des . . Königreichs 
Böheim, sub utraq: ein Defension Werck | anstellen müssen . . 
MDCXVm. I 

16 Bll. 40. 

In der Mehrzahl der Ausgaben findet sich als Beilage der 
Apologie eine Darlegung, welche bereits zugleich mit ihr an 
Matthias übersandt wurde: 



^) Nach dem Sturze des pfälzischen Königtums finden wir ihn 
unter den Gefitichteten, sein Besitztum ward eingezogen (Londorp: 
Acta publica (Ausgabe Schönwetter) II, 427 und 433). 

3) Im Texte sind, der Übersichtlichkeit halber, die Titel der Flug- 
schriften meist nur gekürzt angegeben. Für die wichtigeren Flug- 
schriften sind dann die vollständigen Titel im Anhang beigedruckt. 
Die besprochenen Broschüren befinden sich auf den Bibliotheken zu 
Halle (Marien-, Universitäts- und Ponickau'sche Bibliothek), der Königl. 
Universitätsbibliothek zu Göttingen, der öffentlichen Bibliothek zu 
Dresden, der Königl. Bibliothek zu Berlin, der Universitätsbibliothek 
zu Leipzig und der K. B. Hof- und Staatsbibliothek zu München. — 
Den verehrlichen UniversitUtsbehörden , deren Zuvorkommenheit dem 
Verfasser seine Arbeit so sehr erleichterte, sei hier der schuldige Dank 
daftir ausgesprochen. 

1* 



Gründtlicher Beweifs, | Dafs Die, zu den Geist- 
lichen Gutem . . . gehörige Vnterthanen, nach | answeisung des 

Mayestatbrieffs, vnd | geschehener Vergleichung, befugt | 

seyn . ., dafs sie jhnen | . . . Kirchen auf|bawen, vnd Gott 
geruhig I lieh dienen mögen. | Im Jahr 1618. 
3 BU. 40. 

Die Apologie ohne gründlichen Beweis aufser obgenannter 
Ausgabe noch in drei anderen auf 11 Bll., 9 BU., 29 Seiten. 

Der Gründliche Beweis für sich allein auch in Ausgaben 
auf: 4, 6, 6, 6 Bll. 

Die Apologie samt gründlichem Beweis aus dem Jahre 1618 
auf: 8 BU., 9 BU., 15 BU., 16 BU.; aus dem folgenden Jahre auf 
23 Seiten. 

Die Apologie (samt „Beweis" und anderen Beilagen) unter 
dem Titel: 

Gründliche vrsachen, war | umb die drey Stände 
... I Eayserlichen Secretarium sampt einem Consiliario | zu 

Prag zum fenster hinaufs geworffen. | Im Jahr 1618. | 

27 Seiten. 49. 

Eine andere Ausgabe der Apologie (samt „Beweis" und der 
böhmisch -schlesischen Unionsurkunde) erschien unter dem Titel: 

Denckwürdige Apologia, | öder | Entschuldigung 

Schrifft, I 1618. | 

26 BU. 40. 

Eine lateinische Ausgabe unter dem Titel: 

Apologia & causa, cur Protestantes in Bohemia 
bellum defensivum susceperint. (Prag 1618. 4®.) 

[mir nur dem Namen nach bekannt.] — Eine andere lateinische 
Ausgabe nennt Senkenberg (Versuch einer Geschichte des Teut- 
schen Reichs im siebenzehnten Jahrhundert, Band III, Seite 210, 
Anm.) als 

Apologia ordinum Bohemicorum — im Haag 1619 
gedruckt auf 4^. 

Die Apologie nennt sich wohl eine Entschuldigungsschrift, 
vergeblich aber sucht man in ihr auch nur ein Wort der Ent- 
schuldigung. Es handelt vielmehr sich um eine Rechtfertigung 
der evangelischen Stände in Gestalt einer Anklage gegen die 



kaiserlichen Ratgeber. Denn nur diese, so führt die Schrift 
aus, nicht den Kaiser, treffe die Schuld an der Be- 
drückung der Evangelischen; auf sie habe er sein Vertrauen 
gesetzt, und ihnen alles, seinen treuen Unterthanen aber nichts 
geglaubt. Aus der Reihe jener Männer, die im Bunde mit den 
Jesuiten die Vernichtung der Religionsfreiheit erstrebten, hätten 
vor allem Martinitz und Slawata durch unerhörte Rechtsver- 
letzungen den Hafs aller Patrioten auf sich gezogen; auf ihren 
Rat — sie hätten es selbst nicht zu leugnen gewagt — sei auch 
jüngst durch den Kaiser das Verbot des Protestantentages erlassen, 
obwohl es ein den evangelischen Ständen verbürgtes Recht sei, 
dringende kirchliche Fragen in allgemeiner Versammlung zu be- 
raten. Nur um endlich den trotz aller Beschwerden fortgesetzten 
Rechtsbeugungen ein Ziel zu setzen und um den König des ver- 
derblichen Einflusses gewissenloser Räte zu entledigen, wären die 
Stände zur Bestrafung jener offenkundigsten Landesfeinde uud 
Verräter geschritten, und hätten einstweilen zur gröfseren Sicher- 
heit des Königreichs ein „Defensionwerk" aufgerichtet. 

Die Ergänzung der Apologie ist der gründliche Beweis; er 
sucht die in ihr aufgestellten Behauptungen näher zu begründen, 
vor allem also den Nachweis zu ffthren, dafs die kaiserliche 
Regierung den Religionsprivilegien zuwidergehandelt habe. Es 
wird daher nötig sein, den Thatbestand mit wenigen Worten 
anzudeuten. 

Der Braunauer und Klostergraber Streit, die unmittelbare 
Veranlassung zu der böhmischen Unruhe, hatte sich zu der Frage 
zugespitzt, ob den Unterthanen der geistlichen Güter das Recht 
des Kirchenbaues zustünde. Der Majestätsbrief nämlich hatte, 
wenngleich er allgemeine Freiheit des evangelischen Glaubens ge- 
währte, die Befugnis, Kirchen zu errichten, doch nur den drei 
Landständen zuerteilt, der unter Zustimmung der Krone von den 
Ständen beider Bekenntnisse im Anschlufs an den Majestätsbrief 
getroflFene „Vergleich" oder „Vertrag" aber hatte dies Zugeständ- 
nis auch auf die evangelischen Unterthanen der „Königlichen 
Güter" ausgedehnt. Nun behaupteten die Evangelischen, in dem 
Begriffe der Königlichen Güter seien auch die Besitztümer der 
Geistlichen eingeschlossen, und nahmen deshalb das Recht des 
Kirchenbaues auch für deren Unterthanen in Anspruch. 



Mit einer langen Reihe von Argumenten rechtfertigt der 
gründliche Beweis diese Auffassung; das durchschlagendste unter 
ihnen ist unzweifelhaft folgendes: Die böhmische Landtafel zeige, 
dafs die Könige allzeit das plenum dominium über die geistlichen 
Güter besessen und ausgeübt hätten. Denn die Liegenschaften 
der geistlichen Herren und Korporationen würden in ihr als zur 
„Königlichen Kammer" gehörig bezeichnet, so dafs der jedes- 
malige Inhaber des geistlichen Amtes nur als Nutzniefser und 
lebenslänglicher Verwalter, nicht aber als Besitzer gelte. Oft- 
mals hätten auch die böhmischen Könige in Zeiten der Not sich 
ihrer Rechte als Obereigentümer bedient, und die Güter der Geist- 
lichen nach Gefallen ihren finanziellen Zwecken dienstbar ge- 
macht. Diese unselbständige und abhängige Stellung der Geist- 
lichen erhelle auch daraus, dafs ihnen in Böhmen nicht etwa wie 
in Mähren Sitz und Stimme auf dem Landtage eingeräumt sei. 

Der Wiener Hof säumte nicht, der Öflfentlichen Anklage eine 

öflFentliche Verteidigung entgegenzusetzen; schon um die Wende 

der Monate Juni und Juli erliefs er eine amtliche Kundgebung, 

welche, als Flugschrift gedruckt, uns in folgenden Ausgaben 

vorliegt: 

Information, | oder | Keyserlicher Maje-|stät 

gründtlicher Bericht vber den | Bohemischen Aufstandt. | 

1618. I 

40 Seiten. 4«. 

Eine andere Ausgabe (ohne die in der eben genannten Flug- 
schrift beigegebene lateinische Übersetzung) auf 10 Bll. 

Wahrscheinlich eine andere Ausgabe der Information ist 
es, welche Latomus* Mefscatalog (Frankfurter Herbstmesse 1618) 
nennt als: 

Keys. May. Verantwortung auff die Böhmische 
Apology. ... 4". 

Mit einer späteren Publikation, der „Evangelischen Erklä- 
iTing" und anderen Beilagen vereinigt, erschien die Infonnation 
auch unter dem Titel: 

Erhebliche Beschwerung | Der Rom. Kays. Maje- 1 
stät, über der Böheimischen sub utraq: | vnverhofflten Auff- 

stand. I M.DC.XIIX. 

40 Bll. 40. 



Die Information zerfällt in zwei, auch äufserlich geschiedene 
Teile; der erste, bei weitem kürzere, giebt nur eine Aufzählung 
all der Gesetzwidrigkeiten, welche die Böhmen sich im Verlaufe 
der Unruhe hätten zu Schulden kommen lassen. Um vieles be- 
deutsamer ist der andere Teil, welcher die Auffassung der 
kaiserlichen Regierung hinsichtlich der Religionsprivilegien dar- 
legt. Dieselbe gründet sich durchaus auf den Buchstaben der 
Gesetze und leugnet demgemäfs entschieden, dafs die Unterthanen 
geistlicher Güter befugt seien, Kirchen zu emchten. Buchstäb- 
lich und rein äufserlich genommen sprach der Majestätsbrief ja 
gewifs zu Gunsten der kaiserlichen Auslegung, wenngleich das 
Recht des Kirchenbaues im Grunde doch nur die fast selbst- 
verständliche Ergänzung der allgemeinen Religionsfreiheit war. 
Schwieriger aber war es, die evangelische Auslegung des „Ver- 
gleiches" zurückzuweisen, und hier verwickelt sich dann auch 
die „Information" in unlösbare Widersprüche. Wenn sie nämlich 
wörtlich sagt: „der Vertrag aber erstreckt sich auch auf die 
Unterthanen der kaiserlichen Herrschaften, allein mit Unterscheid, 
und wird also den Rechten des Dritten in diesem Fall das ge- 
ringste nit benommen", so liegt in der angehängten Klausel ja 
das Eingeständnis, dafs die geistlichen Güter unter den kaiser- 
lichen einbeginffen seien. Obwohl aber die Information den 
„Unterscheid" nicht mit einem Worte aus der Verfassung zu be- 
gründen weifs, folgert sie dennoch unbedenklich, die geistlichen 
Unterthanen hätten auch nach dem „Vergleich** nicht das Recht 
des Kirchenbaues. Von dieser Grundlage aus argumentiert sie 
weiter: also sei der Kaiser gegen die Braunauer den Gesetzen 
nach verfahren, wie er denn allzeit weit entfernt gewesen sei, 
an den Religionsprivilegien rütteln oder ändern zu wollen. Die 
Regierung könne daher nicht beschuldigt werden, dafs sie den 
Aufstand hervorgerufen habe; er sei vielmehr das Werk der 
„halsstarrigen" Defensoren, die die Auslegung zweideutiger Be- 
stimmungen, anstatt sie dem „aufrichtigen Urteil" des Landes- 
herrn anheimzustellen, sich selbst, den Unterthanen, angemafst 
hätten. Sie hätten die gegenwärtige Bewegung künstlich hervor- 
gerufen und benutzten den „Deckmantel der Religion", um ihre 
selbstsüchtigen Ziele, die ihnen politischer Ehrgeiz und Unge- 
horsam vorzeichne, den Augen der Welt zu verhüllen. 
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Unnachgiebigkeit und schroffe Zurückweisung spricht überall 
aus den Zeilen der Information, sie sind auch der Grundton in 
den Schreiben, die der Kaiser um diese Zeit an die Stände 
richtete. Er forderte von ihnen unverzügliche Unterwerfung und 
verhiefs als Gegengabe, er wolle den Majestätsbrief in der Weise 
beachten — wie er es bisher gethan habe. Auf Annahme einer 
derartigen Bedingung wagte er selbst nicht zu hoffen, und so 
finden wir in seinem Auftrage den Reichshofrat Peter Heinrich 
von Strahlendorf auf dem schlesischen Fürstentag, der am 3. Juli 
in Breslau zusammentrat, um bei ihm bewaffnete Unterstützung 
gegen die Böhmen durchzusetzen. Um seinen Antrag zu be- 
gründen, brachte der Gesandte eine lange Reihe von Beschwerde- 
punkten gegen die Stände vor — ein Auszug aus den Anklagen 
der „Information". Die Schlesier lehnten indes das Gesuch des 
Kaisers ab und traten, wenn auch noch mit Vorbehalt, auf die 
Seite ihrer böhmischen Glaubensgenossen. Es war kaum mehr 
als eine Form, wenn sie sich noch nachträglich an diese mit 
dem Ersuchen wandten, ihnen über die Veranlassung zu den 
von der kaiserlichen Regierung urgirten Mafsuahmen Auskunft 
zu erteilen. Noch ehe man aber diesen Wunsch den evangelischen 
Ständen offiziell ausgesprochen hatte, waren sie bereits unter der 
Hand von dem Inhalt der kaiserlichen Proposition unterrichtet 
worden 4) und hatten flugs eine Entgegnung auf ihre Anklagen 
entwerfen lassen. Ihren Zweck, die Bedenken der schlesischen 
Fürsten zu zersti'euen, erreichte diese Widerlegung vollständig.^) 
Wahrscheinlich wohl um den Eindruck der „Information** abzu- 
schwächen, ward sie dann später auch den Kurfürsten und 



*) Das betreffende Schreiben der schlesischen Stände ist erst vom 
14. Juli datirt; da in der Flugschrift selbst aber das kaiserliche Schrei- 
ben vom 24. Juni als das „letzte* bezeichnet wird und das folgende 
erst „Wien den 9. Juli" gegeben ward, so mufs die Flugschrift am Ende 
des Juni oder Beginn des Juli abgefafst sein. 

ö) Dies zeigt ein Schreiben des Heinrich Matthias von Thum (ab- 
gedruckt in den Acta bohemica I), worin es heifst, es sei unnötig, die 
Ursachen der böhmischen Unruhe auszuführen, „die Apologia hats an 
Tag geben, auch unsere Ableinung der bezüchtigten Artikel hat nicht 
allein den Herren Fürsten und Ständen in Schlesien die Augen er- 
öffnet, sondern auch Chur- und Fürsten" (d. d. l. Dezember 1618). 



Fürsten im Reich tibersandt.») Im Druck erschien die Schrift 
unter folgendem Titel: 

Kurtzer Bericht | vnd Ableinung der Beschwe-| 
rangen, welche den Evangelischen Ständen . . . bey gemessen 
werden ] wollen. | . . . . M.DC.XVIII. | 
16 Bil. 4». 

Andere Ausgaben aus dem Jahre 1618 auf 11 BU., 14 BIL, 
40 Seiten; aus dem Jahre 1619 auf 12 Bll. 

Eine holländische Übersetzung des kurzen Berichts unter 
dem Titel: 

Gort I Bericht ende wederleg- | ginge, der be- 
swaernissen end betich- 1 tinghen, de welcke den Evangelischen | 

Stenden, | tot derselver ongelinp ende naedel, | te 

laste willen geleyt werden. | 1618. | 

18 Seiten. 4». 

Die zwölf „vornehmsten Artikel und Beschwerangen wider 
die Stände in Böhmen sub utraque", in die der „kurze Bericht" 
die in Breslau erhobenen Anklagen zusammenfafst, hatten sich 
nur gegen das Beginnen der Evangelischen seit dem Ausbruche 
der Bewegung gerichtet. Man erwartet deshalb in dem „Bericht" 
der Hauptsache nach eine Rechtfertigung der Mafsregeln, welche 
sich an die Katastrophe des 23. Mai anschlössen. Darin jedoch 
sieht man sich getäuscht; die Widerlegung jener Vorwürfe ist 
nur die äufsere Hülle, die den wahren Kern der Schrift ver- 
deckt; denn in Wirklichkeit ist sie nicht eine zeitliche Fort- 
setzung, sondern eine weitere Ausführung der Apologie. Wo es 
irgend möglich, geht der „Bericht" auf die Vorgeschichte des 
Aufstandes zurück, und so finden die Punkte, welche den Fenster- 
sturz und die Ausweisung der Jesuiten betreffen, die eingehendste 
Behandlung; die Artikel hingegen, wo sich derartige Exkuree 
nicht anknüpfen liefsen, werden mehr übergangen als widerlegt. 
Steht so der „Kurze Bericht" inhaltlich der Apologie sehr nahe, 
so ist er charakteristisch von ihr unterschieden in der äufseren 
Haltung. Sie zeigt, wie sehr in der kurzen Spanne eines Monats 
die Gegensätze sich verschärft hatten. Als gleichstehende Macht 
und mit stolzem Seibötgefühl treten die Stände dem Landesherrn 
entgegen, gebieterisch fordern sie, was er bislang ihren Bitten 
versagte. Der Ton ist gereizt, kein Wort mehr deutet den 
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Wunsch nach Versöhnung an. Zwar die Versicherung, dem 
Kaiser sei das verfassungswidrige Gebahren seiner Beamten un- 
bekannt geblieben, finden wir auch hier; aber sie ist ein fremdes 
Element, ein Nachklang aus vergangener Zeit. Richtet doch der 
„Bericht" daneben deutlich genug seine Spitze auch gegen den 
Kaiser, wenn er sagt, man hoflfe, „dafs Ihre Majestät den Maje- 
stätbrief inskünftig in mehrer Observanz kommen zu lassen ge- 
neigt sei". 

Die bisher besprochenen Flugschriften, der „Kurze Bericht" 
und die „Apologie", wie auch die „Information", waren amtliche 
Kundgebungen, und schon deshalb mochte der Verdacht platz 
greifen, dafs sie in der Beurteilung der Verhältnisse nach der 
einen oder andern Seite hin parteiisch seien; die relativ geringste 
Überzeugungskraft indes mufste der kaiserlichen Information zu- 
kommen. War sie doch das offizielle Dementi einer Regierung, 
die an der vollständigen Ableugnung der belastenden Anklagen 
ein um so gröfseres Interesse hatte, als ihre katholisierenden 
Tendenzen aller Welt bekannt waren. Und mufste es zudem 
das Mifstrauen gegen die Information nicht aufserordentlich er- 
höhen, dafs die Evangelischen Böhmens wie ein Mann sich auf 
die Seite der Stände stellten, dafs auch nicht einer Öffentlich 
eintrat für das Recht de» LandesheiTn und seiner Regierung? 
War dieses Schweigen nicht im Grunde die beredteste Anklage 
gegen die Kirchenpolitik des Wiener Hofes? 

Dies mufsten Erwägungen sein, welche vor allem den Evan- 
gelischen im Reich die Information unglaubwürdig erscheinen 
liefsen und sie andrerseits geneigt machten, der Apologie Glauben 
zu schenken. Man mag sich daher leicht vorstellen, wie grofse 
Überraschung es bei ihnen hervorrief, als, gleichsam post festum, 
etwa im August des Jahres eine Flugschrift erschien, welche im 
Namen „Hoch- und Niedern Evangelischer Standes -Personen" 
Verwahrung einlegte gegen das „unpatriotische" Vorgehen der 
Stände. 

Die Broschüre führt den Titel: 

Evangelische Erklehrung | Auff die Böhaimische | 

Apologia (Beilagen von A — H) . . 1618. 

32 Bll. 40. 
Andere Ausgabe auf 40 Bll 
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Die Flugschrift vertritt durchaus den habsburgischen Stand- 
punkt; sie erklärt die Anklagen des „Apologetischen Pasquills" 
schlechthin für Verleumdungen, das Vorgehen der Stände für 
offenbare Empörung gegen den Kaiser; wider ihn richte sich der 
Aufstand, ihn habe man bereits thatsächlich seiner königlichen 
Hoheit und Würde entsetzt. Von diesem Satze aus, dafs in Wahr- 
heit die Person des Kaisers das Ziel der ständischen Angriffe 
sei, polemisiert die „Evangelische Erklärung" gegen die Apologie. 
Der Kaiser selbst wird vorgeschoben, um seine Regierung zu 
rechtfertigen; der Vorteil, welchen dieser Kunstgriff für die Be- 
weisführung bot, liegt auf der Hand. Denn unzweifelhaft konnte 
Matthias nicht persönlich für alles verantwortlich gemacht werden, 
was seine Regierungsbeamten thaten oder versäumten. Aber selbst 
die Beweise für die persönliche Unparteilichkeit des Kaisers sind 
so fadenscheinig, dafs sie beinahe mehr zu seinen Ungunsten 
sprechen. Wenn z. B. die „Erklärung" sich darauf beruft, er 
habe in Prag ruhig zugesehen, wie unter seinen Augen evange- 
lische Kirchen gebaut wurden, so richtet sie sich im Grunde nur 
selbst, da sie dem Kaiser nichts besseres nachzurühmen weifs, 
als dafs er das verfassungsmäfsige Kirchbaurecht der königlichen 
Städte nicht angetastet habe. Auch die unbestreitbare Gutmütig- 
keit des Monarchen liefs sich bei einer derartigen Scheinpolemik 
verwerten, und so wird es denn auch den Ständen immer aufs 
neue zum schwersten Vorwurf gemacht, dafs sie seinem Gerechtig- 
keitssinn und seiner Milde nicht vertraut hätten. 

Wohin indes mufste nicht die Verwechselung der Person 
des Kaisers mit der kaiserlichen Regierung führen? Ganz un- 
verhohlen erklärt die Flugschrift, wenn Privatleute, wie Mar- 
tinitz und Slawata, auf ihren Gütern die Glaubensfreiheit ihrer 
evangelischen Unterthanen nicht achteten, so dürfte dies doch 
nicht dem Kaiser zur Last gelegt werden; das hiefs mit andern 
Worten, man könne für den Schutz der nicht auf königlichen 
Gütern lebenden Evangelischen nicht aufkommen und überlasse 
es jedem Herrn, die gewährleistete Religionsfreiheit zuzugestehen 
oder nicht. 

Ist somit sachliche Argumentation die schwache Seite der 
„Evangelischen Erklärung" und ihr publizistischer Wert recht 
gering, so würde sie dennoch wenigstens geschichtlich für uns 
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wichtig sein, wenn sie in Wahrheit wäre, was sie zu sein be- 
hauptet, ein Mifstrauensvotum evangelischer Böhmen gegen die 
neue ständische Regierung. Aber mufs uns schon die bedingungs- 
lose Parteinahme für Habsburg und die absolute Verneinung der 
Religionsbedrückungen zur Vorsicht gegenüber dieser „evange- 
lischen" Erklärung mahnen, so erhebt eine Reihe von Einzel- 
heiten®) dieses Bedenken zu der Erkenntnis, dafs wir es in der 
That mit einer Fälschung zu thun haben, dafs die Schrift nicht 
evangelischen, sondeni katholischen Ursprungs ist. Führt doch 
ihr Verfasser die einmal angefangene Rolle so schlecht durch, 
dafs — sehr bezeichnend — gleichzeitige papistisch und kaiser- 
lich gesinnte Publizisten wie Londorp^) und Khevenhiller'') 
es nicht wagen, auf sein Machwerk als auf den Ausdruck einer 
evangelischen Opposition hinzuweisen. 

Was war nun aber der Zweck dieser Fälschung? 

Wir dürfen etwa annehmen, dafs die „Evangelische Erklä- 
rung" abgefafst wurde, um die Evangelischen in Böhmen irre zu 
führen, und zwar wohl auf Veranlassung der kaiserlichen Re- 
gierung; denn diese hatte ein unmittelbares Interesse daran, dafs, 
wo jene Opposition faktisch ausblieb, sie wenigstens fingiert wurde. 
Für diese Annahme sprechen auch eine ganze Reihe von stark 
tendenziös gefärbten Einzelheiten. So liegt doch wohl — um 
eines von vielen zu nennen — dem wiederholten Hinweis darauf, 
dafs die Hauptanstifter der Unruhe „Ausländer" ^) seien, welche 
die „ehrlichen treuen Patrioten" nur als Mittel für ihre eigenen 
selbstsüchtigen Zwecke mifsbrauchten, die Hoffnung zu Grunde, 
den nationalen Argwohn der Czechen zu erregen und, wenn 
möglich, Widerstand gegen die Direktorialregierung wachzurufen. 

Wir werden demnach unser Urteil kurz dahin zusammen- 
fassen dürfen, dafs das Ziel und der Zweck der „Evangelischen 



^) So, wenn der Verfasser sagt, in Böhmen sei niemand an die 
Religion gebunden, sondern jeder dürfe „leider" glauben, was er wolle. 

') Khevenhiller, Annal. Ferdinand. IX, 93 sagt nur, als Einlei- 
tung zur „Evangelischen Erklärung", es hätten sich auch „andere Leute* 
gefunden, die Apologie zu widerlegen; Londorp (Act. publ. I, 475) 
druckt die Flugschrift ohne jede Bemerkung ab. 

«) Damit gemeint sind wohl vor allem Matthias Graf von Thum, 
Andreas von Schlick und Colonna von Fels, also Deutsche von Geblüt. 
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Erklärung", nicht aber ihre Ursache eine evangelisch -böhmische 
Opposition ist. Jedenfalls verfehlte die Schrift dieses Ziel, und 
auf östreichischer Seite hielt man es, da der Betrug so völlig 
mifslungen war und zudem, wie wir sehen werden, alsbald seine 
gebührende Abfertigung fand, für angebracht, sie totzuschweigen. 
Am Schlüsse ihrer „Apologie" hatten die evangelischen 
Stände versprochen, wenn es nötig erschiene, noch eine ausführ- 
lichere Rechtfertigungsschrift folgen zu lassen. Diese Nötigung 
trat bald ein, da ja die kaiserliche Regierung die Verletzung der 
Glaubensfreiheit durchaus geleugnet und die Stände vor aller Welt 
als politische Neuerer gebrandmarkt hatte. Zwar war ja der 
„Kurze Bericht**, dem augenblicklichen Bedürfnis Rechnung tra- 
gend, diesen Anklagen sogleich entgegengetreten, neues Material 
jedoch zur weiteren Erläuterung der evangelischen Beschwerden 
hatte er kaum beigebracht. Und doch konnte durch nichts über- 
zeugender die Nichtigkeit der habsburgischen Erklärungen dar- 
gethan werden, als durch massenhaftes Beweismaterial für die 
Gerechtigkeit der ständischen Sache. Mit rastlosem Eifer sam- 
melte man daher in Prag und Böhmen zu einer neuen umfassen- 
den Publikation; schon am Ende des Juli^) war das Werk, das 
schon durch den Titel „die andere Apologie" sich als eine 
Ergänzung der ersten ständischen Rechtfertigungsschrift zu er- 
kennen giebt^ fertig gestellt, wenn auch später noch manche 
Zusätze gemacht sein mögen. Indes hielt man auf Anraten 
der Kurfürsten von der Pfalz und von Sachsen, die zu „inter- 
poniren" besti'ebt waren, mit der Veröffentlichung zurück. 
Immerhin benutzte die böhmische Regierung die gesammelten Ur- 
kunden wenigstens unter der Hand nach Kräften für ihre Zwecke. 
So boten sie, als im September eine mährische Gesandtschaft 
unter Zierotins Führung in P;'ag weilte, ein passendes Agitations- 



ö) Diese und die folgenden Angaben entstammen dem Bericht der 
schlesischen Gesandten an den Herzog Johann Christian, d. d. Prag 
31. Juli 1618, [Abgedruckt in den Acta publica der schlesischen Fürsten 
und Stände, Jahrgang 1618, Seite 172.] Aus den oben angeführten 
Thatsachen ergiebt sich auch, wie sinnlos die Behauptung des Thea- 
trum Europaeum (Bd. I, Seite 45) ist, Ende Juni .hätten die Böhmen 
„eine neue weitläuftige Deduction-Sehrift (die grofse Böhmische Apo- 
logy genannt)" dem Kaiser übersandt. 
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mittel, um dieselbe von der Berechtigung der ständischen Klagen 
zu überzeugen. 10) Erst gegen Schlufs des Jahres **) trat „die 
andere Apologie'^ aus diesem beschränkten Wirkungskreis heraus; 
ihre Veröffentlichung erfolgte zuerst in böhmischer Sprache, und 
erst geraume Zeit danach erschien auch die deutsche Bearbei- 
tung, anfangs noch ohne ^ 2) die zugehörigen urkundlichen Bei- 
lagen. Es liegen folgende Ausgaben vor: 

a) eine böhmische unter dem Titel: 

Druhä Apologie | Stawüm Krälowstwj Cze-|skeho, 
Telö a Krew Päna Gezjsse | Krysta pod Obogj pTigjma- 1 

gjc^ch. I I L^ta Päne: | M.DC.XVIU. | 

286 Bll. 40 (einschl. 134 Beilagen). 

b) Deutsche Ausgaben: 

1) Die Andere Apologia | Der Stände des Kö-| 
nigreichs Böheimb, | So den Leib vnd Blut vnsers Her-|ren 
ren vnd Heylands Jesu Chri- 1 sti vnder Beyder ge- 1 stalt em- 
pfahen. ] Aus der Behemischen Sprach in die | Teutsche ver- 
setzt, vnd allen Liebhabern | der Warheit Teutscher Nation | 
zum besten, in Druck | verfertiget. | Anno M.DC.XIX. | 

(Ausgabe ohne Beilagen) auf 105 Seiten. 4^. 

Als ein Sonderdruck erschienen: 

Der Stände des Königreichs Behaimb, An- 
derer Apo-|logia I Bey gefügte Alle-|gata. | 
330 Seiten, 4° (135 Beilagen). 

Text und Beilagen sind zusammengefafst in folgenden Aus- 
gaben: 

2) Die Andere Apologia | ver-| mehrt vnd 

verbessert. | M.DC.XIX. | 

237 Seiten Text, 196 Bll. Beilagen. 



*") „Darauf ihnen" (d. h. den Gesandten) „die grofse Apologia 
vorgelegt worden, über welcher sie sich zu bedenken , . . versprochen" 
(Acta bohemica I). 

'*) Der terminus post quem ist der 1. Dezember, da das oben an- 
geführte Schreiben Thurns (s. Anm. 5) von diesem Tage die „andere 
Apologie" noch nicht kennt; also erschien die böhmische Ausgabe im 
Laufe des Dezembers. 

**) In dem Nachwort zur ersten deutschen Ausgabe der „andern Apo- 
logie" heifst es, da es mit ihrer Übersetzung sieh „um so viel verzogen", 
hätten die „Allegata* noch nicht sogleich beigefügt werden können. 
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3) Eine andere Ausgabe auf 236 Seiten Text und 222 Bll. 
Beilagen. 

4) Dieselbe Ausgabe, nur mit verändertem Titel: 

Die Andere vnd grofse Apologia | . . . . Anno 

M.DC.XIX. I 

5) Die Grofse | Oder Andere Apologia. | . . . . 

M.DC.X1X. I 

441 Seiten (einschl. Beilagen). 

c) Eine französische Übersetzung der „andern Apologie", 
den Generalstaaten und dem Prinzen Moritz gewidmet, unter 
dem Titel: 

Apologie I ou I Declaration des raifons pour les- 
quelles les trois | Eftats du Royaume de Boheme Sub utraque | 
ont eftd contraTnts de prendre les armes | pour leur defence 
& con- 1 fervation. | Item, | un extrait *3) | d'un livre public ä 
Pavie par Gafpard Scioppius | foubs ce tiltre | Classi- 

cum BeUi Sacri | | FAn 1619. | 

177 Bll. 4«. 

Das Werk zerfallt, abgesehen von den im Anhang beige- 
fügten Urkunden, auf welche die Darstellung sich gründet, in 
zwei etwa gleich umfangreiche Teile. Den ersten können wir 
als die „andere Apologie*' im engeren Sinne bezeichnen, da er 
der ursprüngliche ist, dem erst später aus mehr äufseren Rück- 
sichten der zweite an die Seite gestellt wurde. Er umfafst die 
weitere Darlegung und Begi'ündung der in der kleinen Apologie 
ausgesprochenen ständischen Klagen; in eingehender, meist ruhig 
breiter Erzählung führt er uns die Entwicklung der böhmischen 
Kirche seit den Tagen Kaiser Sigismunds vor. Das erste Jahr- 
hundert, die Zeit des eigentlichen Utraquismus, ist kürzer be- 
handelt, je näher die Darstellung der Gegenwart kommt, wo der 
alte „Utraquismus" nur die äufsere Schale wird für den Kern 
der neuen Lehre Luthers, desto ausführlicher wird sie, desto 
zalilreicher die Beilagen. Es ist ein anschauliches, wenn auch 



*») Da dieser Auszug aus dem berüchtigten Classicum belli sacri, 
die sog. „Flores Seioppiani", nach Londorp I, 962, von den pfälzischen 
Gesandten zur Kaiserwalil in Frankfurt, also frühestens im Juli 1619, 
hergestellt wurde, so ist die französische Ausgabe der Apologie erst 
in die zweite Hälfte des Jahres anzusetzen. 
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trübes Bild, vor allem des Jahrzehntes nach Erteilung des Maje- 
stätsbriefes, das uns hier vor Augen gestellt wii'd. Die mafslose 
Härte und Rücksichtslosigkeit, mit der die papistische Reaktion 
unbekümmert um die Privilegien und mit Hintansetzung aller 
Billigkeit das Evangelium zu vernichten trachtete, konnte nicht 
schlagender erwiesen werden, als es hier geschieht. Und dafs 
die kaiserliche Regierung diese veifassungswidrigen Machinationen 
offen begünstigte, dafür bringt „die andere Apologie" ein so er- 
drückendes Beweismaterial bei, dafs an der Thatsache auch die 
neuerdings beliebten Entschuldigungsversuche habsburgischer Hof- 
historiographen nichts zu ändern vermögen. Denn an der Echt- 
heit ihrer Urkunden hat wohl noch niemand zu zweifeln gewagt; 
gründet doch selbst ein katholischer Geschichtschreiber wie 
Wolfi^) seine Darstellung der Vorgeschichte des böhmischen 
Aufstandes unbedenklich anf die „andere Apologie". 

Diesem ersten, man könnte sagen konstruktiv-apologetischen, 
Teil tritt ein zweiter von wesentlich verschiedenem Charakter 
an die Seite. Erst in den letzten Monaten des Jahres 1618 ab- 
gefafst, giebt er schon durch diese nachträgliche Entstehung sich 
nicht so als ein organischer Bestandteil, wie vielmehr ein An- 
hang der „andern Apologie" zu erkennen. Verdankt er seine 
Vereinigung mit ihr vor allem auch dem Umstände, dafs sich 
ihrem Erscheinen, wie wir sahen, unerwartete Schwierigkeiten 
entgegenstellten, so kann doch eine nahe Beziehung zwischen 
den beiden Teilen nicht geleugnet werden: war dort die positive 
Begründung der evangelischen Beschwerden gegeben, so wird 
hier eine negative Kritik an den Vorwürfen der Gegner geübt, 
es wird gewissermafsen das vorher errichtete Gebäude gegen 
feindlichen Angriff gesichert. Die Veranlassung nun zur Ab- 
fassung dieses zweiten Teiles bot das Erscheinen der „Evange- 
lischen Erklärung". Schaden zwar konnte diese freche Fälschung 
der Sache der Stände kaum zugefügt haben, sie war zu unge- 
schickt und plump durchgeführt; eine Erwiderung indes mufste 
schon deshalb wünschenswert erscheinen, damit jedweder sähe, 
mit welchen Waffen die Gegner der Böhmen kämpften. Gleich 
in den ersten Worten wird das ganze Wesen der „Schmähschrift" 



") Wolf, Geschichte Maximilians I., Band III, gegen Ende. 
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enthüllt: der Verfasser, heifst es mit ti'effendem Vergleich, habe 
sich in einen evangelischen Schafpelz verkleidet, sei aber „in- 
wendig ein reifsender, jesuitisch-katholischer Wolf." Das reich- 
haltige Aktenmaterial der „andern Apologie" findet hier die aus- 
gedehnteste Verwertung; mit einer imponirenden Fülle von 
Gegenbeweisen wird ein Satz der „Erklärung" nach dem andern 
zurückgewiesen. Bot schon die Schwäche ihrer Argumentation 
willkommene Blöfsen und Angriffspunkte, so mufste die Polemik 
um so überzeugender und wirkungsvoller sein, als ja dem Ver- 
fasser soeben ein unerhörter Betrug nachgewiesen, das moralische 
Übergewicht also entschieden auf selten der Böhmen war. 

Mit dem Erscheinen der „andern Apologie" ist der Apolo- 
gieenstreit beendet; der Sieg, das müssen wir zugestehen, ge- 
hörte der ständischen Sache. Die kaiserliche Partei machte 
nicht einmal mehr den Versuch, die grofse Apologie zu wider- 
legen; sie nahm wohl zu der Ausrede ihre Zuflucht,'^) die nur 
zu deutlich das Unvermögen verrät, die andere Apologie sei 
„aus aufgeklaubten und emendicirten, entweder ungegründten oder 
ungereumten Sachen zusammengetragen", und bedürfe daher gar 
nicht erst einer Zurückweisung. Die öffentliche Meinung gab, so 
scheint es, gröfstenteils den Ständen recht; diesen selbst aber 
galten die Apologieen gleichsam als politisches Glaubensbekennt- 
nis, auf das sie lebten, für das sie dann auch zu sterben bereit 
waren. Rief doch noch im Angesicht eines schimpflichen Todes 
Graf Schlick seinen Peinigern die Worte zu^®): „Zerreifset die- 
sen Leib in tausend Stücke, durchwühlet alle meine Eingeweide, 
ihr werdet nichts anderes darin finden, als was wir in der Apo- 
logie bekannt gemacht haben." 



Wenn soeben gesagt wurde, dafs mit der Veröffentlichung 
der „andern Apologie" der Apologieenstreit sein Ende erreicht 
habe, so darf dies keinesfalls dahin verstanden werden, dafs nun 
jede Beziehung auf ihn verschwinde. Vielmehr brachten es die 



>5) Im „Calvinischer Mutwill" (s. u.). 

•ö) V. Hurt er: Geschichte Kaiser Ferdinands und seiner Eltern. 
Bd. VIII, 605. 

Gebauer, Publizistik ab. d. böhm. Aufstand 1618. 2 



P 
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weiteren Ereignisse mit sich, dafs man wieder und wieder auf 
seine Ergebnisse zui*tickging; aber zu neuen Publikationen zwecks 
der Verteidigung oder Widerlegung der Apologie kam es fortan 
nicht mehr. 

Nur eine Broschüre wäre es, die nicht als Bestandteil, son- 
dern als Anhang und Seitensttlck zu der bisher besprochenen 
Publizistik sich hier einreihen liefse. Sie führt uns schon in 
eine Zeit wo Böhmen geknebelt dem siegreichen Ferdinand zu 
Füfsen lag, und wo sein schweres Geschick aufs neue die Frage 
nahe legte: Was gab den Anlafs zu all diesem Unglück, der 
Leichtsinn und die Neuerungssucht der Stände, oder die Über- 
griffe der kaiserlichen Regierung? 

Im Jahre 1622 verfafst, erschien die Flugschrift zwei Jahre 
danach unter folgendem Titel: 

Luitconis Thomsonii | Garlomontii | Dissertatio | 
de I Causis nuper | Motae Bohemiae. | Nunc primum confenfu 
Autoris, in|lucem, publico bono data. | Anno MDXXIV. | 
30 Seiten. 4«. 

Der Zweck der Flugschrift ist, den mannigfachen Zweifeln 
zu begegnen, die einem unbekannten Gönner des Verfassers an 
dem Recht der Stände aufgestiegen waren. Und da der Ver- 
fasser, wie sich aus der Schrift ergiebt, lange Jahre und grade 
die des Aufstandes in Böhmen verlebt, und dort in naher Bezie- 
hung zu den Regierungskreisen gestanden hatte, so mochte er 
wohl befähigt sein zu solcher Aufgabe. Er entwirft uns ein 
lebensvolles Bild von den böhmischen Zuständen, und insbe- 
sondere von den religiösen Zwistigkeiten ; scharf verurteilt er die 
kaiserliche Regierung, während auch er den Monarchen selbst 
von der Verantwortung freispricht. So unverkennbar auch An- 
lehnungen an die Apologie sind, so zeigen doch mannigfaltige 
characteristische Angaben die Selbständigkeit des Verfassers; so 
besonders seine ausführliche Schilderung des Fenstersturzes, so 
auch eine bemerkenswerte Notiz in Sachen des Braunauer Streits; 
er erzählt nämlich, dafs er „ex primariae dignationis viro nee 
consiliorum Gancellariae penitus ignaro^ die Ansicht habe äufsern 
hören, indem die Regierung die Braunauer Kirche versiegelte, sei 
sie der Hoffnung gewesen, die Defensoren würden, des Siegels 
nicht achtend, die Kirche erbrechen lassen, und so dem Kaiser 
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den gewünschten Anlafs zur Aufhebung des „Vergleiches" und 
des Majestätsbriefes geben. Noch auf eine Nachricht sei hier 
hingewiesen — auf welche Weise den evangelischen Ständen Kunde 
von dem Erbvertrag Ferdinands mit Spanien — über seine Be- 
deutung wird demnächst zu handeln sein — zukam. Ein Jesuit 
A. E., so teilt der Verfasser mit, habe von seinem Landsmann, 
dem Sekretär des spanischen Gesandten, eine Abschrift des Ver- 
trages empfangen, und sie dann vertrauensvoll seinem Freunde 
P. G. B. zu lesen gegeben. Dieser habe sie copirt und endlich, 
„fatiscente molitionibus istis Republica" dem Grafen Schlick über- 
mittelt. 

Man wird aus diesen Bemerkungen bereits entnehmen, dafs 
der Wert der „Dissertatio" nicht gering ist, und es möchte sich 
wohl verlohnen, diesen Schilderungen eines Augenzeugen neben 
den Apologieen gelegentliche Beachtung zu sehenken. 



2* 



n. Flugschriften, betreffend die „Rejection" 
Ferdinands ü. und die Frage ob Böhmen ein 

Wahl- oder Erbreich sei. 

Der März des Jahres 1619 brachte ein Ereignis, das für 
den Fortgang der böhmischen Bewegung von den gröfsten Folgen 
war: am 20. dieses Monats starb Kaiser Matthias, fast der ein- 
zige , der in Wien einer gütlichen Beilegung des böhmischen 
Streites nicht abgeneigt gewesen war. Dem Erzherzog Ferdinand 
von Steiermark, welchen die Stände Böhmens im Jahre 1617 zu 
ihrem designirten Könige „angenommen" hatten, d. h. dem sie 
nach dem Tode des regierenden Fürsten die Thronfolge zuge- 
sichert hatten, fiel die Aufgabe zu, das aufgeregte Land wieder 
zu beruhigen! Eine schwierige Aufgabe fürwahr, nachdem be- 
reits ein halbes Jahr in offenem Felde und nicht eben glücklich 
für das Haus Habsburg gekämpft war, und doch für niemanden 
schwieriger, als grad« für Ferdinand. Ein nur zu berechtigtes 
Mifstrauen herrschte in Böhmen gegen ihn, dessen offenkundiges 
Streben auf die Ausrottung des Evangeliums und Beschränkung 
der ständischen Libertät abzielte, und der in seinen Erblanden 
hinlänglich bewiesen, dafs er zur Verwirklichung dieser Prin- 
zipien vor Gewaltthat nicht zurückscheue. Kein Wunder also, 
dafs die evangelischen Stände in Opposition zu dem Manne tra- 
ten, in dem sie den verkörperten Widerstreit ihrer Tendenzen 
erblicken mnfsten. Als daher bald nach dem Tode des Kaisers 
der Erzherzog sich ihnen gegenüber zur Beobachtung der Privi- 
legien bereit erklärte, erwiderten sie ihm, mit dieser Versiche- 
rung sei es nicht genug, Böhmen bedürfe einer „Realassekura- 
tion" seiner Freiheiten; ehe diese nicht zugestanden sei, könne 
man ihm nicht die Regierung anvertrauen. Unter derselben Be- 
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gründung verweigerten Schlesien, Mähren und dann auch Ungarn 
Ferdinand die Aufiiahme. 

Dies war die Lage, als im Juli 1619 der Erzbischof Schweik- 
hard von Mainz die Kurfürsten nach Frankfurt zur Wahl eines 
neuen Kaisers entbot, und auch Ferdinand als König von Böh- 
men dazu berufen liefs. Diese Citation war fär die böhmischen 
Stände ein Schlag ins Gesicht, es brandmarkte sie als Empörer: 
sie hatten bisher dem Erzherzog, ihrem „designirten König", die 
Aufnahme in das Königreich verweigert, und nun wollte man in 
Frankfurt über ihre Bedenken ohne weiteres zur Tagesordnung 
übergehen, und that, als gäbe es keinen böhmischen Streitfs^U. 
Da waren es die böhmischen Stände sich selbst schuldig in 
Frankfurt alles gegen Ferdinand aufzubieten. So langten noch 
im Juli ständische Abgeordnete in Hanau an — in Frankfurt 
liefs man sie nicht ein — und übermittelten dem Erzbischof ein 
Schreiben der Directoren, in welchem Verschiebung der Kaiser- 
wahl bis nach erfolgtem Ausgleich des böhmischen Streites, oder, 
wenn dies nicht angehe, Zulassung ständischer Bevollmächtigter 
zur Wahl anstelle Ferdinands gefordert wurde. Das Schreiben 
begründete dieses Begehren damit, dafs für die Ausübung des 
Wahlrechtes der that sächliche Besitz des Königreiches erforder- 
lich sei; da nun Ferdinand noch nicht in denselben gelangt sei, 
so stehe, wie immer bei einer „Vakanz" des königlichen Amtes, 
der Verfassung nach den Ständen das Recht zu, die Kurstimme 
zu fähren; denn es sei ein bei ihnen ruhendes „Realrecht" 
Böhmens, und nicht etwa ein „Peraonalrecht" des königlichen 
Hauses. 

Da jedoch der Kurfürst von Mainz diese verfassungsmäfsigen 
Einwände gegen Ferdinands Zulassung ins Kurkollegium als un- 
gerechtfertigt zurückwies, so wiederholten die Böhmen ihr Er- 
suchen in einer zweiten Eingabe, welche sie diesmal an das 
gesamte Kollegium der Kurfürsten richteten. Im Namen der 
böhmischen Stände ausgefertigt, beruft sich dieselbe doch auch 
ausdrücklich auf die Zustimmung der Abgesandten der „einver- 
leibten" Länder, Schlesiens, Mährens und der Lausitzen, die seit 
dem Juli sich in Prag zu einem Generallandtag versammelt 
hatten. Die allgemein staatsrechtlichen Bedenken, denen das 
erste Schreiben Ausdruck gegeben hatte, treten zurück vor An- 



22 

griffen auf das besondere Recht Ferdinands; es soll der Nach- 
weis erbracht werden, aus welchen Gründen ihm der thatsäch- 
liche Besitz des Landes vorenthalten, die Vakanz also eingetreten 
sei. Gehört das Schriftstück anch nicht zu den eigentlichen 
Flugschriften, so müssen wir doch genauer darauf eingehen, weil 
es in unmittelbarem Zusammenhang mit den folgenden Publika- 
tionen steht. 

Die Reihe der Anklagen gegen Ferc(inand hebt an mit dem 
Vorwurf, dafs seine Wahl zum designirten König von Böhmen 
nicht rechtmäfsig vor sich gegangen sei. Denn wie schon der 
Wahllandtag überhaupt der Verfassung nach ungültig gewesen 
sei, weil für ihn jeder Antrag aus der Mitte der Stände unter- 
sagt wurde, so könne der Wahlakt selbst noch weniger Anspruch 
auf Gesetzmäfsigkeit erheben. Obwohl man den Schlesien! auf 
dem Generallandtag im Jahre 1615 verheifsen hätte, ihre An- 
sprüche auf Teilnahme an der böhmischen Königswahl zu prüfen, 
so sei doch dieses Versprechen nicht eingelöst; an die Stelle der 
freien Wahl habe man die völlig verfassungswidrige „Annahme" *') 
zu setzen gewufst, auch hier durch allerlei ungesetzliche und 
unlautere Mittel. Indes auch die „Annahme'^ sei doch nur auf 
gewisse Bedingungen hin erfolgt; vor allem habe sich der desig- 
nirte König durch Eid und Revers verbunden, die Freiheiten 
des Landes gewissenhaft zu beobachten^ und sich bei Lebzeiten 
des Kaisers Matthias jeder Einmischung in die Regierungsgeschäfte 
zu entschlagen. Er aber habe in der Regierung durch den Sturz 
des Kardinals Kiesel seinen Einflufs zum mafsgebenden gemacht, 
und fortgesetzt den Kaiser zum Kriege gegen die Böhmen ge- 
drängt. Durch seinen Vertrag mit Spanien habe er den Eid ge- 
brochen, den er bei seiner Krönung auf die Verfassung des Lan- 
des geschworen, indem er für den Fall des Aussterbens seiner 
männlichen Nachkommen Böhmen nebst den Nebenländern und 
Ungarn an dieses Haus erblich übertrug. Der freiheitsstolze 
Sinn der Stände bäumte sich auf bei dem Gedanken eines spa- 
nischen „Dominats"; es empörte sie, dafs Ferdinand, noch bevor 
er zum künftigen Könige designirt war, ohne ihr Wissen über 



") Dieses Wortes bediente man sieh, um die österreichischen Erb- 
ansprüche zu kennzeichnen. 
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die Zukunft Böhmens bestimmt hatte. Die evangelische Oppo- 
sition, welche schon auf dem Wahllandtag im Jahre 1617 der 
„Annahme" entgegen gewesen war, und die freie „Wahl" ge- 
fordert hatte, beheiTschte jetzt die Lage und ftthrte ihre An- 
sprüche zum Siege. Böhmen, so heifst es in der Eingabe an die 
Kurfürsten, rühme sich seit Jahrhunderten des Vorrechtes, seine 
Fürsten frei zu wählen; um dieses kostbare Privileg habe es 
Ferdinand durch seinen Erbvertrag zu bringen gesucht. Da er 
demnach unzweifelhaft seinen Eid und seinen Revers nicht inne- 
gehalten habe, dieser aber ausdrücklich festsetze, dafs seine Ver- 
letzung die Ungültigkeit der Designation zur folge haben solle, 
seien die Stände gesetzlich durchaus befugt, ihm die Anerkennung 
als König zu versagen. 

Indes dieses zweite Schreiben so wenig wie das erste war 
von Erfolg, da die geistlichen Kurfürsten jedes Eingehen auf die 
ständischen Forderungen rundweg ablehnten: ein erneuter Pro- 
test der böhmischen Abgesandten gegen die Zulassung Ferdi- 
nands ins Kurkolleg fand diesen schon als deutschen Kaiser. 

Unmittelbar nach seiner Wahl, noch in Frankfurt, liefs das 
neue Reichsoberhaupt eine Antwort auf die schweren Vorwürfe 
seiner Unterthanen verfassen, und zwar, wie wohl aus der Be- 
merkung „cum licentia superiorum" hervorgeht, durch einen 
Jesuiten. Die Schrift führt den Titel: 

Kurtzer vnd Warhafftiger Bericht | Auff die drey 

von den | widersetzlichen Böhmen, zu Franck- 

furt einkommene | Schreiben | Gedruckt zu Franck- 

furt am Mayn, in Verlegung Jo- | hann Friedrich Weiffen, 

1619. I 

26 Bll. 4°. 

Andere Ausgaben auf 24 Bll. und 60 Stt. 

Ein teilweiser Abdruck dieser Flugschrift (das erste Schrei- 

_ I 

ben der Böhmen mit der Entgegnung des „Berichtes") liegt 
vor als: 

Unartige, vermessene | Proteftation: | Welche die 

Rebel- 1 lischen vermainten Directorn Einlieffern lassen. | 

MDCXIX. 

14 Bll. 4°. 
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In Erwiderung auf das erste Schreiben der Böhmen fuhrt 
der „Bericht^' aus, dafg nicht der thatsächliche, sondern der 
titulirte Besitz des Königreiches den Anspruch auf die Kur- 
stimme bedinge. Denn Maximilian IL und Rudolf seien sogar 
bei Lebzeiten ihrer Vorgänger als designirte Könige zur Kaiser- 
wahl berufen worden, und Ferdinand müsse nach dem Tode des 
böhmischen HeiTSchers doch ein noch höheres Anrecht auf die 
Wahlstimme besitzen. Von einer „Vakanz" des Königreichs 
könne daher nicht die Rede sein; würde es ja den höchsten 
Grad von Ungerechtigkeit und Unbilligkeit bezeichnen, wenn 
man dem König Ferdinand daraus eine rechtliche Schädigung 
seiner verfassungsmäfsigen Befugnisse hätte erwachsen lassen, 
dafs die „Rebellen" ihm diese thatsächlich vorzuenthalten such- 
ten. Aber gesetzt auch, eine Vakanz hätte wirklich statt, so 
würden die Stände selbst dann nicht das Wahlrecht zu bean- 
spruchen haben. Denn in dem einzigen Falle, wo ständische 
Abgeordnete die Kurstimme führten, zur Zeit des minderjährigen 
Ludwig, hätten sie nicht im Auftrag der Stände, als der Inhaber 
des angeblichen Realrechtes, sondern als Stellvertreter des Königs 
in Frankfurt fungirt. 

Mit derselben Gewandtheit, aber nicht mit dem gleichen 
Erfolge wie gegen diese staatsrechtlichen Einwände polemisirt 
der „Bericht" gegen die Beschuldigungen wider Ferdinand. 
Denn wenn er uns versichert, Ferdinands Wahl sei ohne jeden 
Zwang erfolgt, man habe nur einige Wähler „glimpflich und gar 
nit mit einiger Bedrohung" über die östreichischen Erbansprüche 
aufgeklärt, so entspricht diese Behauptung nicht den Thatsachen, 
4a in Wahrheit die Häupter der Opposition aufgefordert wurden 
sich ja zu fügen, — es sei denn, dafs sie zwei Köpfe hätten. 
Und mag der „Bericht" auch recht haben mit dem Einwurf, die 
Schlesier selbst hätten auf eine Beteiligung an der böhmischen 
Königswahl damals kein Gewicht gelegt, so entkräftet dies nicht 
die Anklage, dafs dem Beschlufs des Generallandtags von 1615, 
der nächsten Wahl solle eine Prüfung des von Schlesien bean- 
spruchten Wahlrechtes vorangehen, nicht folge gegeben sei. 

Aber all dies Hin und Her erscheint doch fast wie klein- 
liche Zänkerei neben der grofsen prinzipiellen Streitfrage, welche 
die Bezichtigung der Stände, Ferdinand habe durch den spani- 
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sehen Erbvertrag das Grundgesetz des Landes, die freie Königs- 
wahl, aufgehoben, auf die Bahn gebracht hatte: Ist Böhmen ein 
Wahlreich oder eine Erbmonarchie? Höhnisch erwidert der „Be- 
richt", König Ferdinand habe das Recht der freien Wahl des- 
halb den Böhmen nicht genommen, weil sie es niemals ausge- 
übt hätten, und bislang nach der Verfassung niemals hätten 
ausüben dürfen. Denn nur für den Fall räumten die Privilegien 
ihnen die Wahl ihrer Fürsten ein, dafs die männliche und weib- 
liche Linie des böhmischen Herrscherhauses erloschen sei, und 
an diesem Rechte zu rütteln habe auch in Ferdinands Absicht 
nicht gelegen. 

In ihrer ganzen Schroffheit offenbaren sich hier die Gegen- 
sätze; hie Wahlrecht! hie Erbrecht! das ist fortan die Losung 
fär die streitenden Parteien in Politik und Publizistik. Jetzt 
schien das vorahnende Wort in Erfüllung zu gehen, welches 
einst in den ersten Zeiten des Aufstandes die östreichischen 
Stände mahnend und warnend an den Kaiser gerichtet hatten: 
„Sollte etwann mit J. M. (Gott erhalte dieselbe lang) unter wäh- 
render dieser Unruh sich ein Fall zutragen, so ist nichts ge- 
wissers, dann dafs die Cron Böh. ganz und gar vom Haus Oster- 
reich wegkommen würde." i^) Denn noch ehe die Stimmen der 
Kurfürsten den Erzherzog Ferdinand auf den Kaiserthron berufen 
hatten, hatte man ihn in Prag seiner königlichen Würde entsetzt 
und die Krone Böhmens an den jugendlichen Kurfürsten Fried- 
rich V. von der Pfalz übertragen. 



Publikationen der böhmischen Partei. 

Als der Generallandtag der vereinigten Länder der Wenzels- 
krone am 22. August 1619 den König Ferdinand der Herrschaft 
verlustig erklärte, beschlofs er zugleich, einer Anregung Wil- 
helms von Ruppa folge gebend, die Gründe zu diesem Schritte 
demselben nicht persönlich mitzuteilen, sondern sie „in eine 
Schrift zu verfassen, und dem Heiligen Römischen Reich, allen 
Chur und Reichs-Fürsten, ja der ganzen Welt die Unschuld der 



") Aus dem „Warnungsschreiben'* der Ostreich. Stände; abge- 
druckt in den Acta bohem. I. 
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Länder offenbar zu machend ») Ein Ausschufs von fünfzehn Per- 
sonen, aus den Vertretern aller Kronländer gewählt,*^®) ward mit 
der Ausfühimng dieses Beschlusses betraut. Es ist nicht deut- 
lich, aber doch wohl wahrscheinlich, dafs dieser Kommission 
auch die Abfassung einer Reihe von Flugschriften zuzuschreiben 
ist, welche schnell hinter einander erscheinend, bis zur Voll- 
endung jener gi'ofsen amtlichen „Justification und Deduction" 
das Recht der Stände zu vertreten bestimmt waren. 

Es sind folgende drei Flugschriften, welche wir ihrer Gleich- 
aiiiigkeit wegen hier zusammenfassend behandeln: 

L Summarium | Darinnen kurtz verfast | zu fin- 
den I Die Vrsachen vnd Bedencken | . . . warumb | Ferdinan- 

dus nicht . . kan zu einem Könige Warumb hergegen 

Fridericus Quintus | . . . zu einem Könige . . möchte . . ange- 
nommen werden. | Gedruckt im Jahr, | FrlDerICVs BoIeMIae 
ReX. I 

12 BU. 40. 

Das „Summarium" erschien, mit Auslassung des Anhangs 

über Friedrich, auch unter dem Titel: 

Vrsach vnd bedencken, | Warumb Ferdi- 1 nandus 

nicht zu einem Kö- 1 nig in Böhmen, angenehmen | werde etc. | 

. . . 1619. 
II BU. 40. 

Offenbar von gegnerischer Seite wurde das Summarium, 
unter Hinzufügung des zweiten Schreibens der Böhmen nach 
Frankfurt unter folgendem Titel veröffentlicht: 

Böhemischer | mit Niderländischem Hirn gefüll- 
ter I Wunder: vnnd Streitkopff: | Oder | Böhmisch Wunder- 

him I M.DC.XIX. | 

40 Seiten. 40. 

Eine französische Übersetzung des Summariums führt den 
Titel : 

Extrait des caufes: | I. De Tabdication | du Roy | 
Ferdinand, | Archiduc d'Anftriche, etc. | H. De TElection du 



*^) Nach den schlesischen Acta publica, Jahrgang 1619, Seite 359 
(Bericht der schles. Gesandten über den Generallandtag). 

2®) Gindely: Beiträge zur Geschichte des dreifsigj ährigen Krie- 
jges; in den Abhandlungen der Wiener Akademie, XXXI, Seite 53/54. 
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Roy I Frideric, | Electeur Palatin du Rhin, etc. | . . . A La 

Haye. | En TAniide M.DC.XX. 

12 BU. 40. 

In einer langen Reihe von Artikeln wider Ferdinand, „wie 
er sich vor, bei und nach gehaltener Böheim. Crönung erzeigt" 
stellt das Summarium die Gründe zu seiner „Abdication" zusam- 
men. Die für eine Publikation auffällige Einteilung in einzelne 
Paragraphen legt die Annahme nahe, dafs wir im Summarium eine 
der Propositionen vor uns haben, auf Grundlage deren die Stände 
über die Absetzung Ferdinands und die Neuwahl beratschlagten 
— etwa diejenige, welche namens der böhmischen Stände am 
19. August den Gesandten der einverleibten Länder tiberreicht 
ward. Damit stimmt es auch, wenn Londorp (Act. publ. I, 673) 
das Summarium als „Artikel" bezeichnet, welche bei Ferdinand 
zu „erwägen" seien. Wir haben uns demnach den ersten Teil 
der Flugschrift vor der Absetzung Ferdinands, den zweiten kurz 
vor der Wahl Friedrichs von der Pfalz entstanden zu denken. 

Wenige Tage nach dem Summarium erschien folgende Flug- 
schrift: 

II. Zween Artickel | Der Ursachen, warum | die 
Herren Stände so wol auch die andern | der incorporirten 
Länder . . . | Ihre Durchleucht. Ertzherzog Ferdinandum etc. | 
zu jhrem Könige nicht können anne-|men noch erkennen. | 
Der ander Artickel | Was die Herren Stände etc. bewogen, 
dafs I sie auff einen andern König gedacht vnd denselben 
frey- | willig ordentlicherweise , laut des Landes alten | Ge- 
wonheit vnd Privilegien, zu einem regie- 1 renden König er- 

wehlen mtissen. | | Im Jahr MDCXIX. 

14 Seiten, 4». 

Eine andere Ausgabe auf 8 Bll. 

In knapper Darstellung giebt das Schriftchen die Gründe 
zur Absetzung Ferdinands und für die Wahl Friedrichs; einen 
selbständigen Wert beansprucht es nicht, sein Zweck war nur, 
mit möglichster Schnelligkeit dem Aufsehen erregenden Ereignis 
eine kurze Rechtfertigung folgen zu lassen. 

Nicht lange danach erfolgte im Auftrag der Stände eine 
dritte, ausführlichere Publikation, 
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UI. Fundamenta | & | Rationes | cur | Regem 1 
Ferdinan- 1 dum | Boemi, Moravi, Silesij | & Lufatij | agnofcere 
non potuerint. | Anno MDCXIX. | 
14 BU. 40. 

Eine Ausgabe aus dem folgenden Jahr 1620 nennt Senken- 
berg, III, 353 Anm. 

Um eine ausführliche Einleitung vermehrt erschien die Flug- 
schrift auch unter dem Titel: 

Luculenta De- { monftratio { Ferdi- 1 nandum { suo 
ipsius merito | Regno Bohemiae | & incorporatis Provinciis 
excidiffe; | Auctior nunc edita. { Justus Lipsius. | Motä Reli- 
gionis anchorä, simul turba- 1 ta Reipub. navis. | 
Aus einer Sammelpublikation, auf 5V2 BU. 4°. 

Was nun die Ausführungen der drei genannten VeröfiTent- 
lichungen anlangt, so stimmen sie natürlich der Hauptsache nach 
mit denen der oben besprochenen ständischen Eingabe überein. 
Die Bedenken gegen Ferdinand sind teils persönlicher, teils 
sachlicher Art, teils Befürchtungen für die Zukunft, teils Be- 
schwerden aus der Vergangenheit. Trotz aller Versicherungen 
liefse sich nicht hoffen, dafs der Mann die Glaubensfreiheit in 
Böhmen achten werde, der sich den Grundsatz der Jesuiten, 
Ketzern dürfe man keinen Glauben halten, zu eigen gemacht 
habe, und der wahrscheinlich selbst ein Mitglied dieses unheil- 
vollen Ordens sei. 

Sachlich entscheidend gegen Ferdinand ist seine unrecht- 
mäfsige Wahl, die Verletzung seines Eides und Reverses; auf den 
spanischen Erbvertrag vor allem wird hingewiesen, der Böhmen 
in den „Sumpf der spanischen Inquisition" habe bringen sollen, 
das Reich aber durch die erneute Stärkung der spanischen Über- 
macht den ernstesten Gefahren aussetze. Arger als die Türken 
hätte Ferdinand seine Heere wüten lassen gegen Böhmen, dessen 
Wohl nach Kräften zu fördern er in seinem Krönungseid ver- 
sprochen. Wenn die Stände sich schon dem verfassungswidrigen 
Beginnen Kaiser Rudolfs widersetzt hätten, wie viel mehr Recht 
hätten sie dazu angesichts der unerhörten Mifshandlungen, welche 
Ferdinand noch immer dem Lande zufüge. Da es nun ein all- 
gemein anerkannter staatsrechtlicher Grundsatz sei, wenn der 
Fürst an den Fundamental gesetzen rüttele, und so den Vertrag, 
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der ihn und seine ünterthanen in gleicher Weise einander ver- 
binde, seinerseits nicht innehalte, dafs dann anch diesen das 
Recht zustünde, von dem Vertrage zurückzutreten, so hätten die 
vereinigten Länder sich ihres wortbrüchigen Königs entledigt 
und kraft ihres alten Wahlrechtes ein neues Oberhaupt gewählt. 
Diesen drei Flugschriften, welche das Vorgehen der ver- 
einigten Länder in ihrer Gesamtheit rechtfertigen sollten, trat 
noch eine besondere Publikation der schlesischen Fürsten und 
Stände an die Seite. Es ist der „Fürstentagsschlufs", durch den 
die in Breslau versammelten Stände Schlesiens (aufser flirstlichen 
Personen gehörte nur Breslau zu den Landständen, so dafs man 
die Landtage als „Fürstentage" zu bezeichnen pflegte) am 30. Sep- 
tember 1619 die Haltung ihrer Abgeordneten auf dem Prager 
Generallandtag offiziell billigten. Diese Kundgebung ward von 
der neuen Regierung erklärlicherweise mit Freuden begrüfst; sie 
sei, schreibt 21) der pfälzische Rat Dr. Ludwig Camerarius an 
den Kanzler v. Grün, „sehr nervöse und wohl gestellet", so dafs 
der Pfalzgraf Befehl erteilt habe, sie noch vor dem „Correspon- 
denztage" zu Nürnberg, (welcher im November zusammentreten 
sollte) möglichst unter die Leute zu bringen. Und nach der 
Zahl der vorliegenden Ausgaben hat sie in der That eine grofse 
Verbreitung gefunden: 

Brefslawischer Für- 1 stentages Beschlufs | Wie 
derselbe von den Herren Fürsten und Ständen in | Ober vnd 
Nieder Schlesien, Augspurgischer Confef8i-|on zugethan | bey 
allgemeiner gehaltenen Zusammenkunfft | den ersten Monatstag 
Octobris ^'^) daselbst ge- 1 schlössen worden. | Im Jahr MDCXIX. 
Erstlich Gedruckt zu Prag, bey Daniel | Carl von Carlfsberg. 
8 BU. 40. 

Andere Ausgaben: 

Fürstentages | Beschlufs, | (Prag 1619). 

6 Bll. 40. 



^^) Das Schreiben ist abgedruckt bei Londorp, I, SGo; d. d. Am- 
berg 6/16. X. 1619. 

*2) Nach den schlesischen Acta publ. ist der Beschlufs am 30. Sep- 
tember gefafst; vermutlich ist der 1. Oktober der Tag der Veröffent- 
lichung. 
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Hiervon verschiedene Ausgaben auf 14 Bll. , 16 Seiten, 

10 Bll. 4«. 

Der „Fürstentagsschlufs" erschien auch unter dem Titel: 

Der Herren Fürsten | vnd Stände .... einhelliger 

Schlufs, . .. 1619. 

(Mit allerlei Beilagen) 32 Bll. 40. 

In ganz ähnlicher Weise, wie die soeben besprochenen Flug- 
schriften begründet auch der „ Fürsten tagsschluTs^ die Absetzung 
Ferdinands. Auf Grund der Union, sagt er, seien die schlesi- 
schen Stände verpflichtet gewesen, den Böhmen Beistand zu leisten 
zur Verteidigung ihrer verletzten Religionsprivilegien. Nach 
Matthias' Tode sei es wohl an Ferdinand gewesen, diesen Streit 
als cum persona erloschen zu betrachten, und eine Verständigung 
herbeizufuhren. Statt dessen habe er eine Unversöhnlichkeit an 
den Tag gelegt, welche jede Hofinung auf Ruhe und Frieden 
unter seiner Herrschaft zerstörte. Nun sei ihm von den Ständen 
nur ein „Eventualeid" geleistet worden, für den Fall nämlich, 
dafs er die Regierung des Herzogtums wirklich antrete, und 
nicht in dem Sinne, um „vf blofses Papier, Brief und sigil ohne 
Real-Praestation" sich zu unterwerfen. Auf dieser hätten die 
Fürsten unbedingt bestehen müssen, da der Erzherzog sich oft 
und schwer gegen seinen Eid und Revers vergangen habe, vor 
allem durch seinen Erb vertrag mit Spanien, der das Land „unter 
einen absolutum spanischen dominatum, davon alle Nationen ohn 
Vnterscheid der Religion unice abhorriren" habe bringen sollen, 
und da seine Feindschaft gegen das Evangelium die schlimmsten 
Befürchtungen erwecke. Diese Realprästation sei nicht gewährt, 
daher würden es die Stände vor Ehre und Gewissen nicht haben 
verantworten können^ wenn sie nun nicht auch ihrerseits den 
Vertrag lösten, den Ferdinand schon längst als ihn nicht bindend 
betrachtet hätte. 

Die bisher besprochenen Veröffentlichungen der ständischen 
Partei hatten sich ausschliefslich darauf beschränkt, das Recht 
zur Absetzung Ferdinands darzulegen. Aber damit durfte es 
doch nicht genug sein, es galt nun endlich auch thatsächliche 
Belege darzubringen für das bislang stets behauptete, aber nicht 
nachgewiesene Recht Böhmens, seine Könige frei zu wählen, es 
galt dem vollzogenen Wahlakt seine staatsrechtliche und ge- 
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scliiclitliche Rechtfertigung zu teil werden zu lassen. Dieser 
Notwendigkeit trug zuerst eine Flugschrift Rechnung, welche, 
auch sie wieder offiziellen Ursprungs, in den ersten Tagen des 
November 23) zu Prag unter folgendem Titel erschien: 

Brevis | Causarum |C(>niec-|ti(>: | Quibus moti Sta- 
tus Re-|gni Bohemiae & Incor- 1 poratarum Provinciarum, non 
admiffo Ferdinan- 1 do ad Novi Re- 1 gis Electio- J nem procef- | 
ferunt. | Anno Christi, | M.DC.XIX. | 
7 Bll. 4«. 

Andere Ausgaben auf 6 Bll., 13 Bll., 14 Bll.; von der 

letzten Ausgabe auch ein Nachdruck aus dem Jahre 1620. 

Senkenberg (III, 352) nennt die Schrift, vielleicht irrttim- 

lich, als: 

Brevis causarum congestio . . 1619. 

Eine deutsche Übersetzung liegt vor unter dem Titel: 

Kurtze Entwerffung, | Oder | Eygentliche Anzeig 

de- 1 rer Vrsachen, aufs welcher, reiffen Erwe- 1 gung die Ständte 

defs Königreichs Böheimb, vnd der | miteinverleibten Ländern, 

hindangesetzt Ferdi- 1 nandt, etc. zu eines newen Königs Wahl 

ge- 1 schritten seynd. | Gedruckt im Jahr 1620. | 
19 Seiten. 4^. 

Eine französische Übersetzung der brevis causarum coniectio 

trägt den Titel: 

Bref recueil | des causes qui ont | meu les eftats 

de Boheme | & Provinces incorperees ä n'admettre point le 

Roy Fer- 1 dinand etc. et ä proceder ä VElection d'un nouveau 

Roy. I (o. 0. u. J.). 

16 Seiten. 4». 

Da in den folgenden Streitschriften die Frage, ob Böhmen 
ein Wahl- oder ein Erbreich sei, im Mittelpunkt der Erörterung 



28) Am 22.0ctob. v. St. 1619 schreibt Camerarius an Grün (Lond. 
I, 860): „Der Stände Juftification-Schrift über die vorgenommene Ab- 
dication und Election ist zwar, wie sie sagen, fertig, ich kann sie aber 
noch nicht erlangen." Da Camerarius weiter betont, dafs Friedrichs 
„Ausschreiben" sich auf diese Schrift beziehen müsse, das „Ausschrei- 
ben" aber, wie wir sehen werden, %m 7. November publizirt wurde, 
so fällt die Veröffentlichung der brevis causarum coniectio in die Tage 
vom 1. bis 7. November. 
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steht, 80 wird es nötig sein, einige einleitende Bemerkungen sa 
geben. 

Etwa seit dem Jahre 600 n. Ohr. sehen wir Fürsten an der 
Spitze Böhmens; sie werden vom Volke ^^gewählf^, entstammen 
indes alle ohne Ausnahme 6inem Geschlechte. Im Jahre 1212 
verlieh Friedrich II. den böhmischen Fürsten den erblichen Königs- 
titel, und gleich dieses erste Eönigsprivileg ward jetzt von den 
kämpfenden Parteien, Böhmen und Habsburg, hart umstritten. 
Die besagte Urkunde nämlich bestimmte, nachdem sie Ottokar 
und seinen „Erben" (heres) die Königswürde verliehen, wie in 
6mem Atem, dafs jeder, der von den Böhmen zu ihrem Könige 
„erwählt" (eligere) sei, am kaiserlichen Hofe die Regalien em- 
pfangen solle, schlofs also in dem Gegensatz von „erben" und 
„wählen" den Keim zu Streitigkeiten über die staatsrechtliche 
Stellung der Krone in sich. Diesem fridericianischen Privilegium 
gab im Jahre 1348 Karl IV. eine Deutung, welche zwar die 
Erbfolge des böhmischen Königshauses in männlicher und weib- 
licher Linie mit klären Worten feststellte ,2^) aber doch auch 
wieder den Verteidigern des Wahlrechtes Angriffspunkte* bot. 
Als dann Kaiser Karl acht Jahre danach dem Reiche die „gol- 
dene Bulle ^ gab, ward in ihr, wie die Stände behaupteten, die 
freie Wahl aufs neue bestätigt, wie die habsburgische Partei sie 
auslegte, nur ebenso weit zugestanden wie in der „Disposition" 
Karls von 1348.26) 



'*) Die betreffende Stelle in der Disposition lautet: „Und ist die 
Wahl eines Königs von Böhmen nur auf den Fall zugelassöi, wenn 
niemand mehr vom Königlichen Stamm, Samen und GeblUt, männlichen 

oder weiblichen Geschlechts übrig und vorhanden ist, oder* wenn 

sonst das Königreich ledig würde. 

^) Die goldene Bulle bestimmt nämlich, nachdem sie die Erblich- 
keit der weltlichen Kurfürstentümer festgesetzt hat, folgendes: „Wenn 
aber derselben Fürstentümer im Reich eins erledigt würde, alsdann 
soll und mag der derzeitige Kaiser oder Römischer König thun damit 
als mit einem Ding, so Ihm und dem Reich von rechts wegen anheim- 
gefallen; doch Unserm Königreich Böhmen, für den Fall, dafs solches 
erledigt würde, seine Privilegien, Rechte und Gerechtigkeiten wegen 
der Wahl eines Königs durch die Einwohner des Königreichs jederzeit 
vorbehalten, als die da, nach Inhalt ihrer Privilegien und alten Ge- 
bräuche, Recht und Macht haben, einen böhmischen König zu erwählen." 
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Unzweifelhafte Erbfolge setzte dann König Wladislaus fest 
durch die Verordnung, dafs sein Sohn Ludwig, und bei dessen 
kinderlosem Tode, seine Tochter Anna das Königreich erhalten 
soUe. Als dann in der That Ludwig im Jahre 1526 gegen 
die Türken fiel, ohne Leibeserben zurückgelassen zu haben, ward 
der Gemahl der Anna, Erzherzog Ferdinand von Ostreich, von 
den böhmischen Ständen zum Könige „gewählt", und erklärte 
in einem Revers ausdrücklich, dafs er ans „freiem und gutem 
Willen" der Stände, nicht infolge eines Anspruches zur Krone 
gelangt sei. Neunzehn Jahre später jedoch nahm er diesen 
Revers zurück und berief sich jetzt darauf, dafs nach Inhalt 
der alten Privilegien Böhmens seine Gemahlin „eine rechte 
Erbin und Königin" sei, er selbst aber „nach seiner Ge- 
mahlin" (d. h. als ihr Gemahl) von den Ständen zum Könige 
„gewählt" sei. 

Von dieser Zeit her richtete sich das Bestreben der Habs- 
burger darauf, auch das Wort „Wahl" zu vermeiden; man er- 
setzte es durch „Annahme", und so wurden denn Maximilian 
und Rudolf zu Königen „angenommen". Die Erhebung des Erz- 
herzogs Matthias auf den böhmischen Thron brachte insofern 
einen Wandel, als Rudolf sich genötigt sah, die Stände zur 
„Wahl" seines Bruders zu erfordern, und dieser selbst in seinem 
Revers vom Jahre 1611 sich „ordentlicher Weis gewählter zum 
designirten König in Böhemb" nannte. Dafs es bei der Er- 
nennung Ferdinands zum Thronfolger der habsburgischen Partei 
gelungen war, wenn auch nicht ohne Widerspruch, die „An- 
nehmunfe" durchzusetzen, wurde bereits erwähnt. 

Kehren wir nun nach diesen Vorbemerkungen zur Be- 
sprechung der „brevis causarum coniectio" zurück, so fafst sie die 
Gründe zur Entsetzung König Ferdinands in drei „Ursachen" 
zusammen, von denen die erste für uns deswegen die wichtigste 
ist, weil sie den Nachweis führt, dafs seine Wahl nicht den 
Privilegien des Königreichs gemäfs vor sich gegangen sei. 

Dafs Böhmen, so ist etwa der Gang der Argumentation, die 
freie Wahl seines Königs* zustünde, das zeigte uralter Brauch, 
das hätten auch die böhmischen Fürsten oft genug ausgesprochen 

Grebauer, Publizistik üb. d. böhm. Aufstand von 1618. 3 
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und Friedrich II in mehreren 2^) Freiheitsbriefen bestätigt. Nun 
wäre allerdings von Karl IV. eine Auslegung des fridericianischen 
Privilegs von 1212 gegeben worden, welche, wenn sie zu recht 
bestünde, das früher geltende Wahlrecht thatsächlich aufhöbe; 
indes sie dürfe keinen Anspruch auf Gültigkeit erheben, da ein- 
mal selbst nicht der Kaiser in eigenem Interesse die alte Ver- 
fassung des Landes umgestalten könne, und da ferner Karl selbst 
wenige Jahre danach in der goldenen Bulle Böhmen mit klaren 
Worten sein Wahlrecht vorbehalten, somit also jene frühere privat- 
rechtliche Bestimmung wiedenim aufgehoben habe. Und so sei 
dieselbe denn auch nicht von irgend welchen Folgen gewesen, 
da nach wie vor Böhmens Könige — als Beweis könne vor 
allem Podiebrat gelten — der Wahl ihre Erhebung verdankten. 
Später zwar habe Wladislaus den Versuch gemacht, die Erb- 
folge seiner Kinder einzufühi'en, allein auch diese Eigenmächtig- 
keit habe so wenig an dem althergebrachten Zustand zu rütteln 
vermocht, dafs sein Eidam Ferdinand von Ostreich, seiner eigenen 
Versicherung gemäfs, nur auf Grund der freien Wahl die Krone 
empfing. Wenn aber die Gegner behaupteten, im Jahre 1545 
sei dieser Revers durch einen neuen ersetzt, welcher sich auf 
das Erbrecht der Königin Anna gründe, so könne derselbe nur 
untergeschoben sein, da von den Ständen damals nicht einem 
derartigen Reverse zugestimmt worden sei. Zudem seien auch 
Ferdinands Nachfolger durch den Willen der Stände, nicht kraft 
Erbrechts, auf den Thron gelangt. Oder hätte es, wenn Habs- 
burg Erbansprüche auf Böhmen besäfse, seitens der Könige des 
Ersuchens an die Stände bedurft, die österreichischen Prinzen 
zu künftigen Königen zu ernennen, und hätten dann diese sich 
feierlich durch einen Eid und Revers verpflichten müssen? Auch 
würde dann wohl schwerlich Matthias die Stände gebeten haben, 
ihn „gemäfs ihrer alten Privilegien" zum designirten König zu 
„wählen" ! Da nach alledem das Wahlrecht Böhmens u^izweifel- 
haft sei, Erzherzog Ferdinand aber die durch die Verfasjbung ge- 
botene freie Wahl zurückgewiesen und Erbfolgerecht geltend ge- 
macht habe, so sei die Übertragung der böhmischen p^rone an 

• ( 

20) Von denen derjenige vom Jahre 1212 der bei weitemf wichtigste 
ist, und anch allein in den Flugschriften eine Rolle spielt, j 
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> 
ihn gesetzwidrig und deshalb nicht rechtskräftig and bindend 

gewesen. 

Die zweite und dritte der „Ursachen" enthalten fast nur 
die uns schon aus den früher behandelten Flugschriften bekannten 
Anklagen gegen Ferdinand. Mit einem Mann, so ist das Ergeb- 
nis, der eidbrüchig und seiner selbst nicht mächtig, nur ein 
„Verwalter oder Vice-König" Spaniens sei, der „den Frieden im 
Mund und in der Feder, Krieg aber und Blutvergiessen im 
Herzen und in der Hand" führe, sei ohne die schwerste Gefahr 
für Böhmen eine Einigung unmöglich gewesen. 

Dieser Erklärung der Stände auf dem Fufse folgte am 7. 
November 1619 ein Manifest des neuen Königs, bestimmt die 
Gründe darzulegen, welche ihn zur Annahme der Krone bewogen 
hätten. Es liegen davon folgende Ausgaben vor: 

Unfser | Friderichs Von Got-|tes Gnaden Königs 
in Böheim, Pfaltz- 1 graven bey Rhein, vnd Churfftrsten etc. 
Offen Aufsschreiben | Warumb Wir die Cron Böheim , vnd 
der incorporirtdn Länder Regierung auff | Vns genommen. 
Aufs Kön. May. befehl: | Gedruckt in der Alten Stadt Prag 
bey Jonatan | Bohutsky von Hranitz. | Im Jahr MDCXIX. | 
23 Seiten. 4° 
Aufserdem Ausg. auf 5 BIL, 6 Bll., 6 BIL, 8 BIL, 16 Stt., 23 Stt. 
Zusammen mit dem Krönungsbericht femer auf 6 Bll., mit 
dem „Fürstentagsschlufs" auf 30 Seiten. 

Lateinische Übersetzungen des Manifestes: 

1) Serenifsimi | ac potentifsimi Principis ac | Do- 
mini I Dn. Friderici | Regis Bohemiae | Rationes: | 

propter quas Regni Bohemiae gubernationem, una- | nimi 

electione oblatam | fuscipere voluerit. | Anno MDCXIX. | 

16 Bll. 40. 
And. Ausgabe auf 15 Bll. 

2) Friderici | Bohemorum Regis, Expositio| 

Causarum fusceptae Regni Bohemici .... Coronae. | (0. 0. u. J.) 

Aus einem Sammelbande, auf 10 Bll. 4". 

3) Friderici | Dei Gratia Bohemiae | Regis, 

Declaratio Publica | cur Regni Bohemiae Regimen in 

se I fufceperit. | Anno | MDCXIX. | 
15 Seiten 40. 
Zwei andere Ausg. auf 6 Bll., 6 Bll. 
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Französische Übersetzungen des Manifestes: 

1) Declaration des | canses pour | lesquelles] 

Nous Fi*ideric | par la grace de Di- 1 eu roy de Boheme, | 

Avons accept^ la Couronne de | Boheme | MDC.XIX. | 

8 Ell. 4P. 

2) Lettres Patentes | Publiees par | nous Friderich 

par I la Grace de dieu Roy de | Boheme Ou sont con- 

tenues | Les causes pour lesquelles nous avons pris la cou- 
ronne de I Boeme 1619 | Traduict d^alleman en francois 

par Erasmus Kempfer | A Frankfurt. | 

8 BU. 40. 

Der Verfasser ^7) des Manifestes ist Ludwig Camerarius, einer 
der hervorragendsten Staatsmänner und gewandtesten Publizisten 
der pfälzischen Partei. Der Höhepunkt seiner literarischen 
Thätigkeit fallt zwar erst in die Jahre nach dem Sturz des neu- 
böhmischen Reiches, dafs aber gerade ihn König Friederich mit 
der Abfassung eines Schriftstückes beauftragte, auf welches sich 
die Augen aller Welt richten mufsten, zeugt davon, wie geschätzt 
seine Feder schon damals war.^^) 



2') Am 22. Oct./l. Nov. 1619 schreibt Camer. in dem schon oben 
(Anm. 23) citirten Briefe an Grün : „Von der Acceptation der Böhmischen 
Krön hab ich ein Manifesto begriffen, das soll also nach der Crönung 
publicirt, auch Lateinisch und Französisch gemacht, und darumen die 
causae und der scopus kürzlieh deducirt werden**. Und am 26. Okt./ 
5. Nov. berichtet er an denselben (Londorp I, 862): „Ihre Majest. 
haben ein oflfen Ausschreiben durch mich begreifen und in Truck aus- 
gehen lassen, wird es heut noch fertig, so lege ich ein Exemplar hie 
bei, damit es Voegelinus drunten gleich nachtrucken, und es also hin 
und wider communicirt werden könnte." 

^) Würde man der weitverbreiteten Meinung, Camerarius sei am 
entschiedensten für die Annahme der böhmischen Krone eingetreten, 
folgen, so möchte man annehmen, dafs der Pfalzgraf ihn deshalb für 
den geeignetsten hielt, die „Acceptation** auch vor der Öffentlichkeit 
zu begründen. Indes jene landläufige Voraussetzung ist durchaus irrig, 
wie bereits Söltl( vgl. Söltl: Der Religionskrieg in Deutschland.(Hambg. 1 84 2) 
111, 172, Anm.) betonte. Denn zu wiederholten malen beruft sich Cam. 
in seinen Briefen, sogar dem Könige Friedrich selbst gegenüber, darauf, dafs 
er nicht die Schuld an der Annahme trage. So schreibt er in einem 
Bericht über seine Gesandtschaft nach Kopenhagen vom 25. März/ 4. April 
1622 (bei Londorp II, 610) an Friedrich, er und andere, die mit in Böhmen 
gewesen, seien sehr verhaTst, „wiewohl unschuldig^ als Euer Majestät 
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Und in der That ist das Manifest mit grofser Meisterschaft 
entworfen. Als Hintergrund des Bildes, das er uns vor Augen 
stellt, malt Camerarius in dunklen Farben das Elend, welches 
über Böhmen hereingebrochen sei. Seit langen Jahren seufzend 
unter Gewissenszwang und der Herrschaft der allvermögenden 
Jesuiten hätten die Evangelischen sich endlich gegen ihre Dränger 
zur Wehr gesetzt, doch nur um nun auch die entsetzlichen 
Leiden des Krieges zu erfahren. Durch offene Gewalt und heim- 
liche Verträge habe König Ferdinand das Königreich seiner 
Freiheiten zu berauben gesucht, durch eine greuelvolle Ver- 
wüstung es von Tag zu Tag näher an den Abgrund des Ver- 
derbens gebracht. So mufsten denn schliefslich die Stände zur 
Entsetzung ihres wortbrüchigen und pflichtvergessenen Fürsten 
schreiten. 

Von diesem düstem Hintergrunde hebt sich um so schärfer 
die Lichtgestalt des pfälzischen Königtums ab ; es will der Friede, 
es will das Glück der böhmischen Lande sein. Nur in dieser 
Hoffnung, so führt das Manifest aus, nicht aus Ehrgeiz oder 
Eitelkeit, habe König Friedrich die schwere Würde und Bürde 
auf sich genommen; denn er sei durchdrungen von der Über- 
zeugung, dafs Gott selbst ihn dazu berufen habe,'^'**) das geplagte 



am besten weife". Und dem Grafen Solms gegenüber spricht er sich 
noch deutlicher aus : „Auch hat sich allgemein das Gerücht verbreitet, 
ich hätte am meisten zur Annahme der Krone .... geraten, da doch 
dem König die Sachen anders bewufst". Schreiben vom 17. II. 1622, 
abgedruckt bei Söltl, III, 144. 

«») Man hat wohl (Senkenberg HI, 388/389) von sittlichem Stand- 
punkt aus gegen das Manifest eingewendet, dafs es die Wahl des 
Pfalzgrafen, das Ergebnis der zielbewufsten Politik des Fürsten Christian 
von Anhalt, als eine Schickung Gottes bezeichne. So berechtigt dieser 
Vorwurf auch sein möchte, so wird man dem Camerarius keine Schuld bei- 
messen können. Denn die pfälzische Partei halte von Anfang an sich 
jenes Argument zu eigen gemacht. So heifst es bereits in der In- 
struktion , welche der Pfalzgraf unmittelbar nach seiner Wahl am 
22. Aug./l. Sept. dem Grafen Reinhard von Solms für seine Gesandt- 
schaft an Max von Baiem erteilte: „Es wollten S. L. aber uns sicher- 
lich zutrauen, dafs uns diese Denomination unversehens wider unser 
Wissen, Willen und Gedanken fürkommen, .... müssen es für eine 
sonderbare Schickung Gottes erkennen." [Aus der Publikation: Gründt- 
liehe Anzeig, Was zwischen Churpfaltz und Baym in jetziger betrüb- 



— 38 — 

böhmische Volk nnd das bedrängte Evangelium zn retten, dem 
heiligen Reich aber die schwer erschütterte Vormauer gegen die 
Türken und das vornehmste Kurfürstentum zu erhalten. 



Flagscbriften zur Yerteidigang des österreichischen 

Erbrechtes an Böhmen. 

Während in den Monaten August bis November von Prag 
aus eine Flugschrift nach der andern ihren Weg in die Öffent- 
lichkeit nahm, um vor ihr das Recht der evangelischen Stände 
zu vertreten, legte man sich in Wien völlige Zurückhaltung auf. 
Die Angriffe gegen Ferdinand hatte ja bereits der „kurze und 
wahrhaftige Bericht" zurückgewiesen, und man liefs es einst- 
weilen bei dieser Entgegnung bewenden. Allein auch in dem 
Streit, ob Wahl- oder Erbrecht in Böhmen gelte, ergriffen die 
östreichischen Publizisten nicht die Initiative, sondern warteten 
ab, bis die Stände ihre Wahlgerechtigkeit würden bewiesen 
haben. Hierzu wurde nun, wie wii* sahen, erst im November 
durch die Veröffentlichung der brevis causarum coniectio ein 
Versuch gemacht, und so erschienen die Gegner erst ganz am 
Ende des Jahres oder im Beginn des folgenden wieder auf dem 
Eamp^latz, um für Ferdinands Ehre und Recht zu streiten. 

Als die zeitlich erste der im folgenden zu besprechenden 
Publikationen werden wir eine Flugschrift anzusehen haben, 
welche zuerst in Wien unter dem Titel: 

„Kurtze Erwegung defs Böheimischen Wunder: 
vnd Streitkopfs" 
erschien, (diese Ausgabe ist mir nur dem Namen nach aus einer 
Angabe der böhmischen Deductio bekannt), bald danach aber 
in Augsburg eine neue Auflage erlebte: 

Calvinischer Mutwill | Das ist: | Kurtze Erwegung 
defs I newlich .... vnter dem Tit- 1 tul eines Behemischen, . . . 
Streitkopfs . . . aufsgangenen Tractats. 1 .... zum Beschlufs, wie 



ten . . . Unruhe, . . tractiert worden. München 1621]. Wohl oder übel 
muTste also Camerarins diesen Standpunkt auch in dem Manifest zum 
Ausdruck bringen. 
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es mit der Wahl | eines Königs zn Böhemb beschaffen, . . . 
M.DC.XX. I 
42 Bll. 4«. 

Der Verfasser, wie man auf Seiten der Böhmen (Deduetio, 
b. S. 112) wohl mit Recht behauptete, „ein östreichischer Hof- 
mann^ richtet seine Angriffe wider den „Böhmischen Streitkopf", 
dag heifst wider das „Summarium". Artikel für Artikel wider- 
legt er dessen Anklagen, wenn anders wir seiner Polemik den 
Namen einer Widerlegung zuerkennen wollen. Denn im Grunde 
giebt er uns kaum mehr als eine „Schmähekarte", die ruhig 
sachlicher Argumentation völlig entbehrt. In heftigen Ausfällen 
ergeht er sich gegen den „unverschämten Calumnianten", der 
sich erkühne derartig verleumderische Anklagen gegen des 
Kaisers Majestät zu erheben ; als bequemstes Mittel, die „Artikel 
oder Calumnien" zu entkräften, erscheint es ihm sie ohne Um- 
schweife als erfunden zu erklären. Fast möchte es scheinen, 
als ob der Verfasser selbst das Gefühl gehabt habe, dafs seine 
Entgegnungen doch recht unzulänglich seien; denn er schickt 
ihnen den „kurzen und wahrhaftigen Bericht" voraus, und for- 
mulirt am Schlüsse seiner Schrift selbst noch einmal^ und dies- 
mal in verständlicherer Form, die Einwände gegen die Bezich- 
tigungen der Böhmen. Ferdinand, so sagt er, sei nicht vermöge 
seiner „Practiken", sondern nach altem Brauch angenommen 
worden; in keiner Weise habe er seinen Eid oder Revers ver- 
letzt, da er stets nur „auf mündlichen (!) oder schriftlichen Befehl" 
des Kaisers sich in die böhmischen Angelegenheiten gemischt, 
habe, Kiesels Entfernung aber nur Ostreich betreffe, und Böhmen 
nicht das geringste angehe. Und selbst wenn er die Verfassung 
missachtet habe, so sei es dennoch unerhört den rechtmäfsigen, ge- 
krönten König und den vornehmsten Kurfürsten des Reiches zu ent- 
setzen und gegen ihn zugleich Kläger, Zeuge und Richter zu sein. 

Dieser Polemik gegen das „Summarium" fügt der Verfasser 
eine Darlegung über das österreichische Erbrecht bei, die ihm 
bei weitem besser gelingt. Anknüpfend an die „brevis causarum 
coniectio", sucht er vorzüglich aus den Privilegien die Nichtig- 
keit der ständischen Ansprüche zu erweisen. 

Das uralte Nachfolgerecht, so führt er aus, welches nur 
immer Fürsten eines und desselben Hauses auf den böhmischen 
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Thron gelangen liefs, sei durch den Freiheitsbrief Friedrichs II. 
nicht abgeändert. Dort nämlich werde das Wort „wählen" nur 
„im weiterem Sinne" verstanden, nirgends indes von einer freien 
Wahl gesprochen. Die Disposition Karls IV aber müsse doch 
wohl'zn recht bestehen, da sie ja unter Zustimmung der Stände 
in die Landordnung, den so eifersüchtig gehüteten Hort der 
böhmischen Freiheiten, aufgenommen sei. Und dafs sie ^Is 
Grundgesetz des Landes gegolten habe, das beweise die That- 
sache, dafs eben durch die weibliche Linie der Lützelburger die 
Bj*one an Polen und dann weiter an Habsburg übertragen sei. 
Nun solle aber, so behaupte die ständische Rechtfertigungsschrift, 
die goldene Bulle die Disposition und somit das Erbrecht wiederum 
aufgehoben haben. Im Gegenteil, erwidert der Verfasser, sie be- 
stätige nur die Österreichischen Ansprüche. Denn nicht allge- 
mein werde in ihr den Böhmen das Recht der freien Wahl ein- 
geräumt, sondern nur für den Fall, dafs sein Herrscherhaus 
erlösche; die Ausnahmestellung Böhmens gegenüber den drei 
anderen weltlichen Kurfürstentümern beziehe sich mithin nur 
darauf, dafs es in dem bezeichneten Falle nicht wie diese an 
das Reich zurückfalle, und von ihm aus einen neuen Fürsten 
empfange, sondern dafs es dann ihn sich selbst nach eigenem 
Gefallen wählen dürfe. 

Mit Geschick spielt im weiteren der Verfasser die böhmische 
Landordnung gegen die Stände aus; wollten sie, so meint er, 
nicht alle jemals auf Grund ihrer gefällten Erkenntnisse für 
^nichtig erklären, so dürften sie nicht jetzt aus ihr ausmerzen, 
was ihnen nicht nach Wunsche sei; schlechterdings müfsten sie 
demnach auch das Privilegium des Wladislaus und den zweiten 
Revers Ferdinands I. als Grundgesetze des Landes anerkennen. 
Denn wenn sie es für möglich hielten, dafs ein grundlegendes 
Gesetz, wie Ferdinands Revers, ohne ihr Wissen in die Land- 
ordnung eingeschmuggelt werden könne, so spreche dies aller- 
dings nicht für die Zuverlässigkeit und den Wert der gerühmten 
Landordnung, aber an der entscheidenden Thatsache, dass es 
eben in die Landordnung aufgenommen sei, vermöge es nichts 
zu ändern. Nach den Privilegien des Landes also, das ist der 
Schlufs des Verfassers, komme Böhmen entsprechend der 
Disposition Karls IV. nur dann ein Wahlrecht zu, wenn die 
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männliche nnd weibliche Linie des königlichen Hanses ausge- 
storben sei. 

Nnr wenig Monate nach dem Erscheinen des „Calvinischen 
Mutwillens" erschien von amtlicher Seite eine zweite Darlegung 
der habsburgischen Erbansprüche auf Böhmen. Im Anfang des 
Januars nämlich hatte der Kaiser eine Gesandtschaft^^) an die 
norddeutschen Fürstenhöfe abgeordnet, um sie von einer Partei- 
nahme für die evangelischen Stände und den Pfalzgrafen zurück- 
zuhalten. Die Gesandten verhehlten sich nicht, dafs eine grofse 
„Unkenntnis" hinsichtlich der böhmischen Verhältnisse herrsche: 
alle Fürsten, mit einziger Ausnahme des Grafen von Schaumburg- 
Bückeburg,3i) waren der Überzeugung, Böhmen sei in der That 
ein Wahlreich. Um dieser Auffassung möglichst schnell zu be- 
gegnen, entwarf ein Mitglied jener Gesandtschaft, ^2) der kaiser- 
liche Resident am chursächsischen Hofe, 3^) Augustin Schmid 
von Schmiedebach, •^*) noch während dieser diplomatischen Reise 
einen kurzen Abrifs des österreichischen Erbrechtes. Er ward 
dann den Fürsten überreicht und, allerdings wohl erat geraume 
Zeit danach, 35) durch den Druck der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. Man mufs mit den durch die Verbreitung der Schrift 
erzielten Erfolgen östreichischerseits recht zufrieden gewesen sein, 
denn im Beginn des folgenden Jahres finden wir dieses System, 
die Reichsstände auf Ferdinands Seite zu ziehen, weiter fortgesetzt.^^) 

Die Flugschrift führt den Titel: 

Informatio fundamentalis | super | hodierno Bo- 
he- 1 miae statu | ubi et Successionis Jura liqui- 1 de deducuntur 
& . . . describuntur , quae .... Ferdinandus II | Et sereniss. 



*») Über diese Gesandtschaft bei Hurter VIII, 213— 219. 

8«) Sein Rat war Melchior Goldast, der später in seinen „Com- 
mentarii de Regni Bohemiae .... iuribos ac privilegiis, nee non de 
hereditaria successione rcgiae Bohemorum familiae 1627" eine um- 
fangreiche Darlegung der habsburgischen Rechte schuf. 

82) Hurter VIII, 21 3 ; ^^) ebenda, VIII, 214 ; »*) ebenda, VIII, 219 ; 

'*) „Commentarios inanes, typis fiirtim cusos" nennen die Schrift 
die „Bohemica Iura" (Vorrede) noch im Herbst des Jahres 1620. 

*») So schreibt am 3./ 13. Januar 1621 Camerariüs aus Braun- 
schweig an Solms: „Vom Kaiser laufen jetzt Schreiben an fast alle 
Stände mit einer gedruckten lateinischen Deductionsschrift des Erbrechtes 
in Böhmen« ; bei Söltl HI, 112. 
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domus au- 1 striaca . . habent ; | . . . . Cum Privilegio S. Cae- 

sareae Majestatis. | Francofurti, apud Job. Theobaldum Scbon- 

wetterum. | Anno M.DC.XXI. | 
32 Seiten 4". 

Eine lateinische Ausgabe auf 24 Seit., in Frankfurt ge- 
druckt, nennt Hurter VIII, 219 aus dem Jahre 1620. 
Andere Ausgabe auf 30 Seiten. 
Von der Informatio liegen zwei deutsche Übersetzungen vor: 

1) De Statu Bohemico | Das ist: | Der Rom. Kay- 

serl. I Mäyestät, Ferdi- 1 nandi Secundi, | Fundamental- 

Deduction vnd gründliche | Aufsftthrung der .... Succession. 

.... Frankfurt am Mayn, bey Theobald Schönwetter. | 1621.| 
47 Seiten 4«. 

2) Wolgegründeter Bericht vnd Unterricht, | 
Wegen des jtzigen Böhe- 1 mischen Zustandes, | . . . . Rostok, 
Bey Augustin Ferbern, Anno 1621. | 

(mit neu hinzugefügten Beilagen) 

28 BU. 4?^, 

Die Ausführungen der Informatio knüpfen an eine uns nicht 
mehr erhaltene Flugschrift an, die als „Diskurs" bezeichnet 
wird, und die im Sinne der Böhmen die Ursachen zur Absetzung 
Ferdinands und das ständische Wahlrecht dargelegt hatte. 

Wenn der „Calvinische Mutwill" das Erbfolgerecht Ostreichs 
vornehmlich aus den Privilegien zu begründen gesucht hatte, so 
giebt die „Informatio" insofern eine Ergänzung zu ihm, als sie 
jener staatsrechtlichen Begründung eine geschichtliche an die 
Seite stellt; mit andern Worten: der „Mutwill" hatte dargethan, 
wie ein Thronwechsel in Böhmen nach der Verfassung vor sich 
gehen solle, die „Informatio" zeigt, wie er thatsächlich vor sich 
gegangen sei. 

Von diesem Gesichtspunkte aus schildert sie uns, wie Johann 
von Luxemburg als Gemahl der böhmischen Prinzessin Elisabeth 
den Thron bestiegen habe, wie ihm kraft Erbrechtes die Lützel- 
burger ohne weiteres gefolgt seien, wie selbst in den wilden 
Stürmen der Hussitenkriege der Gedanke der Erbmonarchie so 
fest gewurzelt habe, dafs schliefslieh Sigismund als König an- 
erkannt wurde. Dann sei ihm sein Eidam, Albrecht von Ostreich 
gefolgt, und nach dem Tode König Lafslas habe Podiebrat nur 
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durch List und unter der lauten Missbilligung der vornehmsten 
Stände sich des Thrones bemächtigt. Danach jedoch sei man 
wieder zur rechten Erbherrschaft zurtickgekehrt, und habe auch König 
Wladislans' Erbbestimmung anerkannt ; kraft des Erbrechtes seiner 
Gemahlin habe dann Ferdinand I. das Königreich erworben, und 
wenn er „gewählt" sei, so habe er sich dieser Förmlichkeit nur 
deshalb unterzogen, um — ähnlich wie Johann von Luxemburg 
und Albrecht von Ostreich — nicht nur im Namen seines Weibes, 
sondern für sich selbst zu regiren. So verdankte auch Ferdi- 
nand II. der „ordentlichen, rechtmäfsigen, erblichen Succession" 
den Besitz der böhmischen Krone. 

Dieser geschichtlichen Thatsache stünde auch nicht entgegen, 
dafs die Erhebung auf den Thron häufig durch das Wort „Wahl" 
ausgedrückt würde. Denn die böhmische Sprache besitze nur 
ein Wort, um die Ernennung des Thronfolgers zu bezeichnen, 
und so vermöge sie zwischen wirklich freier „Wahl" und auf 
Erbrecht begründeter „ Annehmung ^ nicht zu unterscheiden. 
Ganz mit Unrecht beriefen sich also die Böhmen auf den Wort- 
laut ihrer Privilegien, wenn sie die „Wahl" zur freien Wahl 
stempelten. 

Noch in der ersten Hälfte 3^) des Jahres 1620 erschien in 
Wien eine dritte Schrift zur Verteidigung der österreichischen 
Erbansprüche. Es ist das: 

lus haeredi- |tarium & legitima Successio in Re- 

gno I Bohemiae, | Ferdinandi II. | Viennae Austriae 

Apud Gregorium Gelbhaar, . . . Anno M. DC.XX. | 
61 Seiten 4«. 

Zwei andere Ausgaben auf 40 und 47 Stt. 

In deutscher Übersetzung erschien das lus haered. unter dem 
Titel : 

lus haereditarium | Das ist, | Erb Gerechtigkeit 

vnd rechtmäfsige Succefsion | 1621. 

44 Ell. (84 Seiten) 4°. 



5') Die Vorrede des I. Haer. sagt, „vor etlichen Monaten" sei die 
brevis causs. coni. erschienen; und eine spätere Flugschrift teilt mit, 
dals das lus Haer. „lange vor Veröffentlichung des Bannes" erschienen 
sei. (lustitia Caesarea, Propositio XIII). 
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Auf der letzten Seite dieser Ausgabe stehen die Worte: 

„Lege Lector & judica: an non impleta sint haec vaticinia." 

Zwei andere Ausgaben auf 60 und 80 Stt. 

Die Persönlichkeit des Verfassers ist uns zwar nicht bekannt, 
das aber können wir mit Sicherheit behaupten, dafs er in naher 
Beziehung zum kaiserlichen Hofe stand ; nichts als ein seltsamer 
Irrtum ist es, wenn Latomus' Mefskatalog ^ö) die Schrift in der 
Rubrik „Teutsche Theologische Bücher der Protestirenden" auf- 
führt, da überall in ihr der eifrige Katholik zu tage tritt. 

Der Fortschritt, welchen das lus haereditarium gegenüber 
den beiden soeben besprochenen Flugschriften bedeutet, besteht 
darin, dafs es eine zusammenfassende, allgemeine Übersicht der 
österreichischen Ansprüche giebt. In gleicher Weise werden 
Privilegien und Geschichte als Beweise für das Erbrecht heran- 
gezogen, und ihnen als dritte Quelle die böhmische Land- 
ordnung beigefftgt. 

Der Verfasser kleidet seine Beweisführung in die Form einer 
Polemik gegen die brevis causarum coniectio, auf die, wie er 
sagt, sich jüngst „der eingetrungene Wechselbalg und Larven - 
könig" als auf das Zeugnis seiner verfassungsmäfsigen Thron- 
besteigung berufen habe. Die Entgegnung auf die erste der drei 
„Ursachen", den Beweis der ständischen Wahlgerechtigkeit, nimmt 
etwa drei Viertel der ganzen Schrift ein, so dafs der Name 
„Ins haereditarium" als pars pro toto durchaus berechtigt erscheint. 

Die allgemeine Auffassung der habsburgischen Partei Über 
das Erbrecht lernten wir bereits aus den besprochenen Broschüren 
kennen, und wie es bei offiziellen oder offiziösen Publikationen 
nicht anders zu erwarten ist, stimmt mit ihr auch das lus haered. 
im wesentlichen überein. Wir heben deshalb nur einige Gesichts- 
punkte hervor: 

Unter den Privilegien stehen wie immer diejenigen Fi'ie- 
drichs II. und Karls IV. im Mittelpunkt der Erörterung. Dem 
König Ottokar, so sucht der Verfasser die östreichische Ausle- 
gung des fridericianischen Privilegs zu stützen, habe Friedrich 
doch aus besonderer Gunst den Freiheitsbrief vom Jahre 1212 
erteilt; nichts habe ihm deshalb ferner gelegen, als seine Nachkommen 



3«) Frankfurter Herbstmesse 1621. 
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von der Erbfolge in Böhmen auszuschliessen , welche sie seit 
Jahrhunderten besessen hatten. Denn wenn man die lange Reihe 
der böhmischen Fürsten von den frühesten Zeiten an durch- 
mustere, so entdecke man überall das verknüpfende Band der 
Verwandtschaft. In seiner Deklaration habe daher Kaiser Karl 
nur noch einmal ausdrücklich festgesetzt, was seit Menschenge- 
denken thatsächlich bestanden, und weit entfernt sei er vollends 
gewesen, einige Jahre danach in der goldenen Bulle das uralte 
Erbrecht aufzuheben. Denn sicherlich hätte er den König von 
Böhmen nicht erst unter den weltlichen Kurfürsten genannt, 
wenn er ihm dann deren wichtigstes Vorrecht, die Erb- 
lichkeit, vorenthalten wollte; da hätte es doch näher gelegen, 
ihn den geistlichen, als den nicht- erblichen und wählbaren an 
die Seite zu stellen. Unstreitig frei gewählt sei zwar Podiebrat, 
deshalb aber eben im Widerspruch mit der Verfassung; wenn 
man damals seine Wahl duldete, so erkläre sich dies aus der 
gegenseitigen Missgunst der verschiedenen erbberechtigten Thron- 
bewerber und aus der Schwäche Kaiser Friedrichs. Auch das 
dürften die Stände nicht als Beweis für ihre Ansprüche ins Feld 
führen, dafs die späteren Könige um Annahme ihrer Erben „er- 
sucht" hätten. Habe doch selbst Wladislaus, der das Erbrecht 
seiner Kinder unzweifelhaft festsetzte, trotzdem erklärt, sein Sohn 
sei von den Ständen „aus freiem Willen" angenommen. 

Wenn diese aber wirklich der festen Überzeugung gewesen 
wären, sie dürften ihre Herrscher frei wählen, wie habe es nur 
geschehen können, dafs sie Ferdinand, der nicht gewählt, sondern 
angenommen zu werden forderte, wider alle Gewohnheit als 
Erben der Krone anerkannten? Da sie aber nun einmal ihn 
„aus Schuldigkeit" angenommen hätten, so hätten sie dadurch, 
selbst wenn Böhmen bisher die freie Wahl seiner Könige be= 
sessen, dieses Rechtes sich für die Folgezeit begeben. 

Der Nachweis des österreichischen Erbrechtes im Jus. haered. 
hat unleugbare Vorzüge: eine tibersichtliche Gruppirung, eine 
klare Argumentation, und nicht zum wenigsten eine anziehende 
Daratellung, welche uns den an sich ja trockenen Stoff durch 
treffenden Witz und nicht übel angewandtes Pathos lebensvoll 
zu gestalten versteht. Aber das unverkennbare publizistische 
Geschick wird für den Verfasser in den Entgegnungen auf die 
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zweite und dritte „üraache" die Quelle grofser Schwächen. 
Denn seine Formgewandtheit verführt ihn hier, die sachliche 
Beweisführung zurücktreten zu lassen vor lang ausgesponnenen 
Exkursen über den schnöden Undank der Böhmen gegen Habs- 
burg. Und wenn wir neben solchen Betrachtungen im Predigtton 
doch wieder einer wortklaubenden Sophistik schlimmster Art als 
Waffe gegen die Böhmen begegnen, so gewinnen wir gar den 
Eindruck, dafs der scheinbar sittliche Ernst des Verfassers mehr 
eine schönklingende Phrase war, um über die Mängel der Ar- 
gumentation hinwegzutäuschen, als dafs er einer tiefen Über- 
zeugung entsprungen wäre. Es bleibt einmal dabei: Ferdinands 
Verhalten war in vielen Punkten nicht korrect gewesen, und 
am wenigsten den Evangelischen gegenüber; jeder Entschuldi- 
gungsversuch trägt hier den Stempel der Unwahrheit und der 
Schwäche an der Stirn. Das gilt eben selbst vom „lus haeredita- 
rium", das im übrigen zweifelsohne die brauchbarste Darlegung 
der habsburgischen Ansprüche ist, das deshalb auch seine beiden 
Vorgänger, den „Calvinischen Mutwillen" und die „Informatio" 
so völlig in den Schatten stellte, dafs wir sie in den späteren 
Flugschriften fast niemals mehr genannt finden. 



Die letzten Bechtfertigungsschriften der Böhmen. 

Es wurde bereits erwähnt, dafs im August 1619 der General- 
landtag einen Ausschufs gewählt hatte zur Ausarbeitung einer 
grofsen Rechtfertigungsschrift. Das Werk indes gedieh nur 
langsam, da geeignete Kräfte fehlten, ^9) und auch wohl der 
Mann, dem seine Redaction übertragen war, der Beisitzer am 
böhmischen Appellationsgerichlshof ^ö) Dr. Johann Baptista Eisen, 
es an dem nötigen Eifer fehlen liefs.^i) So verzögerte sich die 



•''9) Am 26. X./5. XI. 1619 schreibt Camerarius über „der Stände 
grofse Justifications-Schrift de abdicatione Ferdinand! & electione nostri 
Regis.": „damit sie langsam umgehen, wie in andern Dingen auch. 
Sie haben Mangel an Leuten, die die Feder recht führen könnten (Ab- 
gedruckt bei Londorp: I, 862). 

*^) Nach Placcius: Theatrum Pseudonymorum & Anonymorum; 
(Jo. Deckhems de Scriptis Adespotis Seite 26). 
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VeröflTentlichung bis zum Beginn des Jnli 1620, 4^) wo sie dann 
unter folgendem Titel erfolgte: 

Deductio. ( Dafs ist: | Nothwendige Aufsftihrung, 
be- 1 rieht und erzeblang, deren vi"sachen vnd motiven | dammb 
Kayser Ferdinandus der Ander, .... des Regiments im König- 
reich Böheim, | verlastigt. Vnd wodurch die Länder 

zu der befug- 1 ten vnd Rechtmessigen Wahl jtzt regirender 

Kön. May getrungen worden. | Cum Gratia & Pri- 

vilegio Sac: Reg: Maj : Bohem: | .... MDCXX. | 
394 Seiten, 4". 

Dazu Beilagen auf 226 + 107 Seiten. 
Andere Ausgaben der Deductio: 

a) Text: 294 Stt.; Beilagen: 165 + 110 Stt. 

b) „ 274 „ „ 168 + 110 „ 

c) „ 236 „ „ 163 + 110 „ 

Die Deductio — gewöhnlich mit dem Beinamen bohemica 
bezeichnet — ist insofern ein Seitenstück zur grofsen Apologie, 
als sie das für den ganzen böhmischen Aufstand ist, was diese 
für seinen ersten Teil war, eine abschliefsende ursächliche Dar- 

*') In dem Bericht der nach Prag abgeordneten schlesischen Ge- 
sandten heilst es unter dem 1 1 . Mai 1 (»20 : „Wir vermerken so viel und 
habens selbst aus dem, was allreit von der Deductionschrift gedruckt 
worden, gesehen, dafs dieselbe noch nicht fertig, da doch Doctor 
Eisen länger als ein halbes Jahr darüber gearbeitet .... Und ob er 
solche eher zum Ende bringen würde, wolle er doch solche nicht aus- 
geben, er habe denn seinen Bestallungsrest auf 7000 Thlr. anlaufend 
völlig überkommen, auch Gewifsheit, was jedes Land ihme von solchem 

Werke verehren (Schles. Acta publ., Jhrgg. 1620, Seite 137/38). 

Dafs Eisen der Verfasser der Deductio sei, war ein öffentliches Ge- 
heimnis ; als daher des Pfalzgrafen Herrschaft gestürzt wurde, flüchtete 
er aus Böhmen, (vergl. die durch Lichtenstein veröffentlichte Citation 
der Geflüchteten, Lond. II. 426/427,) ward dann geächtet (ebenda II, 
427) und ging seines in der Altstadt Prag gelegenen Hauses verlustig 
(ebenda, II, 432). Ein trauriges Geschick liefs ihn später in die Hände 
seiner Feinde geraten, und so hülste er die Abfassung der Deductio 
mit dem Tode (nach der angeführten Stelle des Placcius-Deckherus). 

^2) Das der ersten Ausgabe der Deductio vorgesetzte Druckpri- 
vileg für Jonatan Bohutsky ist datirt vom 30. Juni 1620. In seinem 
„Bericht und Erklärung wider die . . . (kaiserlichen) . . . Mandata" vom 
1. Juli (alt. Stils?) beruft sich König Friedrich bereits auf „der Stände 
.... pubHcirte Deductionschrift**. 
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legung, gleichsam eine pragmatische Geschichte. Ein umfang- 
reiches Quellenmaterial bildet auch für die Deductionsschrift die 
Grundlage, da dem Herausgeber die Urkundenschätze der Kanz- 
leien und vor allem das wichtige Karlsteiner Archiv zur Ver- 
fügung gestanden hatten. Wenn es aber Eisen vielfach nicht 
gelungen ist, den massenhaften Stoff passend und übersichtlich 
zu gruppiren, und zuweilen sein Werk mehr einer Materialien- 
sammlung als einer durchgearbeiteten Abhandlung gleicht, so 
finden diese Unebenheiten wohl darin ihre Erklärung, dafs die 
Stände fortgesetzt auf Abschlufs und Publikation der Schrift 
drangen. Denn das wird man zugestehen müssen, dafs Eisen 
ein feiner juristischer Kopf und ein gewandter Dialektiker ist, 
dafs er gi'ündliche Rechtskenntnis mit Umsicht und peinlicher 
Sorgfalt verbindet. Mit seltenem Geschick weifs er Grund auf 
Grund für seine Thesen herauszufinden, so dafs seine Argumen- 
tation etwas imponirendes, allerdings auch ermüdendes hat. Denn 
allzusehr darauf bedacht, eine gelehrte Staatsschrift zu verfassen, 
legt er nur selten Gewicht auf die Form; er begnügt sich, auf 
den Verstand der Leser einzuwirken, statt auch durch eine an- 
ziehende Darstellung ihr Interesse rege zu erhalten. 

Die „Deductio" zerfallt in drei Abschnitte, von denen die 
beiden ersten, innerlich zusammengehörigen, das Wahlrecht 
Böhmens und die Nichtigkeit der österreichischen Erbansprtiche 
nachweisen, während der letzte, weitaus umfangreichste, die Ent- 
setzung Ferdinands begründen soll. 

Böhmen, so führt der Verfasser, die lange Reihe seiner 
Fürsten durchgehend, aus, habe seit Alters die unbedingt freie 
Wahl seiner HeiTscher besessen. Denn die böhmische Sprache 
besitze sehr wohl ein Wort zur ausschliefslichen Benennung 
dieser uneingeschränkten Wahl, und bezeichne nicht, wie der 
„spanische Diskurs" ^^) behaupte, all und jede Art die Krone 
zu erlangen mit demselben Worte. Und wenn auch die Fürsten 
alle dinem Geschlechte entstammten, so liefse sich aus dieser 
Thatsache ebensowenig eine Erbgerechtigkeit folgern, wie etwa 
Ostreich auf Grund davon, dafs Erzherzöge seit 180 Jahren zu 



*3) Dieser „spanische Diskurs" stimmt in den von der Deductio ange- 
führten Stellen mit der „Informatio" überein, ist also wohl nur eine an- 
dere Ausgabe von ihr. 
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deatschen Kaisern gewählt seien, einen reclitlichen Anspruch 
auf diese Würde erheben dürfe. An diesem uralten Bestände 
der Wahlfreiheit Böhmens, den vor allem Friedrich II. und die 
goldene Bulle bestätigt hätten, könnten eigenmächtige Be- 
stimmungen, wie die Karls IV. und Wladislaus' nicht das Ge- 
ringste ändern. Insonderheit sei die Verfügung Karls nichtig; 
denn, das ist einer der grade hier ungemein zahlreichen Beweis- 
punkte, entweder habe sie Karl als König von Böhmen erlassen, 
und dann die von den früheren Kaisem gegebenen Privilegien 
und seinen Eid auf sie verletzt , oder als Kaiser,, und auch so 
sei sie kraftlos. Einmal nämlich sei er im Jahre 1348 noch 
nicht allgemein als Kaiser anerkannt gewesen, dann aber habe 
Kaiser Günther, indem er ihn ächtete jeden seiner Erlasse, also 
auch die Disposition aufgehoben. Und Karl selbst habe doch 
auch in seiner Disposition schliefslich der Wahrheit die Ehre 
geben müssen, da er mit der Bestimmung, dafs auch „in jedem andern 
Fall der Erledigung des Königreichs" die Stände ihren Fürsten 
wählen sollten, ihnen klar und deutlich die unbedingt freie Wahl 
beim Tode eines Königs zugestünde. Da nun auch in der fol- 
genden Zeit so wenig von Erbfolge in Böhmen gesprochen wer- 
den könne , dafs selbst Kaiser Friedrich III. Podiebrats Wahl 
ausdrücklich als verfassungsmäfsig anerkannte, so fielen damit 
auch die jetzigen Ansprüche Ostreichs in sich zusammen. Denn 
der gegenseitige Erbvertrag der Häuser Lützelburg und Habs- 
burg vom Jahre 1364 gründe sich auf die nichtige Vorausset- 
zung, dafs Karls IV. Disposition zu recht bestünde, und sei 
anfserdem durch spätere Verträge aufgehoben worden. Hätte 
jedoch wirklich Karl eine feste Nachfolge zu bestimmen ver- 
mocht, so würden durch jenen paiiieiischen Erb verein die Rechte 
zahlreicher vielfach näher berechtigten Fürstenhäuser geschädigt 
sein, und auch die jetzt in Böhmen regirenden Majestäten als 
Nachkommen Karls würden zum mindesten ebenso begründete 
Erbansprüche aut Böhmen haben wie das Haus Ostreich. 

Aus dem dritten Teile der Deductio, welcher die Absetzung 
Ferdinands rechtfertigen soll, sei folgendes hervorgehoben: 

Eisen geht aus von der Scheidung der Unterthanen in das 
„gemeine Volk", dem es unbedingt zu gehorchen gezieme, und 
in die Stände, „des Reiches und Regimentes Mitglieder". Die- 

Oebauer, Publizistik üb. d. böhm. Aufstand von 1618. 4 
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sen erkennt er das Recht zu nnd bezeichnet es als ihre heilige 
Pflicht, die Obrigkeit, wenn sie ihres Amtes vergäfse und die 
Fundamentalgesetze zu vernichten trachte, ihrer Würde zu ent- 
setzen. Diese Befugnis sei zu allen Zeiten geübt, und dafs auch 
Böhmen dafür ein Beispiel biete, sei die Sorge des Matthias ge- 
wesen, indem er seinen kaiserlichen Bruder vom Throne stiefs. 
Der Ursachen aber, Ferdinand gegenüber von dem äufsersten 
Mittel Gebrauch zu machen, seien nur zu viel gewesen. Die 
langjährigen Bedrängnisse der Evangelischen würden sich mit 
seinem Regierungsantritt zu unerträglichen Leiden gesteigert, 
das spanische Joch das Land den furchtbarsten Misshandlungen 
ausgesetzt haben. Denn da ja nach Meinung der Jesuiten die 
Ketzer ärger seien als die Heiden, so würde man gegen die 
Böhmen noch grausamer verfahren als gegen die Indianer, von 
denen innerhalb weniger Jahre mehr als tausend Millionen (!) 
der Wut der Spanier zum Opfer gefallen seien. Und welche 
Gefahr drohe nicht dem ganzen Reiche und besonders den Evan- 
gelischen! Noch seien die eingezogenen Bistümer nicht aus den 
Zinsregistern des Papstes gestrichen, noch sei der geistliche Vor- 
behalt nicht vergessen! Im Westen und Süden habe Spanien 
seine festgefügte Länderkette, im Innern Deutschlands seien ihm 
die katholischen Bistümer ergeben; wenn auch Böhmen ihm in 
die Hände fiele, dann würde es geschehen sein um die deutsche 
Libertät, um den evangelischen Glauben. 

Die oben bertlhrten Mängel der Deductionsschrift, ihre er- 
müdende Breite, das Fehlen einer streng durchgeführten Dispo- 
sition, und dadurch hervorgerufen eine gewisse Unübersichtlich- 
keit, mufsten sich den Zeitgenossen am deutlichsten machen, die 
an der Hand dieses Kompendiums die böhmische Frage zu stu- 
diren unternahmen. So stellte sich bald nach dem Erscheinen 
der Deduction das Bedürfnis heraus, das in ihr gebotene Mate- 
rial zusammenzufassen und auf diese Art seine Ergebnisse wei- 
teren Kreisen zugänglich zu machen. Dem rechnung trug die 
folgende Flugschrift; 

Evidentia | CausaeBohemicae. | QuaFerdinandiII.| 

Caefaris legitima abdlcatio, | et | Frederici Palatini justa 

electio, | Breviter & fuccincte demonstrata. | Anno MDCXXVI. 

76 Seiten, 40. 
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Der Verfasser der Evidentia ist uns nicht bekannt, aus der 
Schrift selbst können wir nur schliefsen, dafs er ein Böhme war, 
der einstmals im Staatsdienst eine, wie es scheint, nicht unter- 
geordnete Stellung einnahm, dann aber nach dem Sturze des 
Pfalzgrafen seinem Vaterlande den Rücken wandte. Obwohl 
bereits im Jahre 1621 abgefafst, verzögerte sich aus uns unbe- 
kannten Gründen die Herausgabe der Flugschrift bis zum 
Jahre 1626. 

Da der Verfasser ausdrücklich erklärt, er wolle einen Füh- 
rer durch die Deductionsschrift, einen Auszug aus ihr geben, so 
haben wir auf den Inhalt seiner Schrift nicht näher einzugehen. 
Denn wenn sie sich auch nicht derart eng an die Deductio an- 
schliefst, dafs sie jeder selbständigen Zuthat entbehrte, so wird 
doch der Character des Ganzen dadurch nicht verändert. Seiner 
Aufgabe aber wird der Verfasser in vollstem Mafse gerecht: mit 
grofser Sicherheit beherrscht er den umfangreichen Stoflf, mit 
scharfem Blick weifs er das Wesentliche vom Nebensächlichen zu 
scheiden, das Gebotene wirkungsvoll zu gruppiren, klar darzu- 
stellen und geschickt zu verwenden; kurz, seine Flugschrift ist 
eine tüchtige publizistische Leistung, und steht an Bedeutung 
wohl allen andern Publikationen zur Verteidigung des ständischen 
Wahlrechts voran. 

Wenn wir der Deductionsschrift sogleich die „Evidentia" 
folgen Hessen, so wird dies durch die nahe Beziehung der bei- 
den Publikationen unter einander , gerechtfertigt erscheinen. In- 
des wir müssen nun noch nachträglich eine Flugschrift aus der 
Zeit des pfalzischen Königtums registriren. Es sind die: 

Bohemica Jura | Adversus Informatorem | Defen- 
sa I Hoc est | Refponsio | ad falso dictam | Informationem | 
M. DC. XX. I 

34 Seiten, 4». 

Die Bohemica Jura sind, wie bereits ihr Titel zeigt, eine 
Erwiderung auf die „Informatio fundamentalis". Sie waren in zwei 
Teilen geplant, von denen der erste, uns hier vorliegende, die 
von der Informatio aufgestellten Behauptungen über das Erb- 
recht widerlegt, während ein zweiter ihre Entgegnungen auf die 
ständischen Anklagen wider Ferdinand zurückweisen sollte. Da 

4* 
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indes der erste Teil frühestens im September 1620 **) abgefafst 
sein kann, so ist es fraglich, ob es zur Veröffentlichung des an- 
dern jemals gekommen ist. Denn die Bohemica Jura sind offen- 
bar im Auftrage der böhmischen Stände herausgegeben, und der 
achte November, die Katastrophe von Prag, bezeichnete natür- 
lich auch das Ende der offiziell-ständischen Publizistik. 

Die vorliegende Flugschrift ist arm an neuen Gedanken, 
eine dürftige, flache Kompilation aus früheren Schriften, trocken 
zugleich nach Inhalt und Form. Der Informatio entsprechend 
legt sie das Hauptgewicht auf den historischen Nachweis der 
böhmischen Wahlfreiheit, indem sie in recht äufserlicher Weise 
die in Geschichtsdarstellungen gebrauchten Worte: „eligere", 
„electio" und ähnliche, als Zeugnis für die unbedingt freie Wahl 
in ansprach nimmt. Mit besserem Erfolge begegnet sie der These 
der Informatio, dafs Böhmen nicht einmal ein bedingtes Wahl- 
reclit zustehe. Sie verweist dabei auf den Unterschied, welcher 
zwischen der Thronbesteigung eines böhmischen Königs und der- 
jenigen erblicher Fürsten statt habe; denn ehe der König die 
Regierung Böhmens übernehme, müsse er sich den Ständen durch 
Eid und Revers verpflichten, und diese conditio sine qua non 
komme einem bedingten Wahlrecht gleich. 



Niemandem, der bis zu diesem Punkte unsern Ausführungen 
gefolgt ist, wird die Thatsache entgangen sein, dafs fast alle 
besprochenen Flugschriften einen offiziellen oder zum mindesten 
offiziösen Character trugen; eine Ausnahme bildete nur die 
„Dissertatio", aber selbst sie verdankte ihre Entstehung einem 
Manne, welcher wenigstens in privater Beziehung zu amtlichen 
Kreisen stand. 

Die Gründe nun, waram bisher von einer privaten Publi- 
zistik kaum die Rede sein konnte, sind unschwer einzusehen. 

Der Standpunkt des Rechtes, des verfassungsmäfsigen und 
geschichtlichen Rechtes war bei allen bislang behandelten Bro- 
schüren durchaus mafsgebend gewesen, bei ihnen allen war es 
ausgesprochener und vorwaltender Zweck, das Vorgehen der Stände zu 

**) Denn er setzt die Wahl Bethlens zum König von Ungarn vor- 
aus (23. Aug. 1620). 
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verteidigen oder für ungesetzlich zu erklären. Da war es klar, 
dafs, ehe amtlicherseits von Prag und Wien aus die beidersei- 
tigen Anspiüche und ihre Begi'ündungen an den Tag gegeben 
waren, ein den beteiligten Kreisen fernstehender Publizist schlechter- 
dings nicht wagen durfte, das Recht der einen oder andern Par- 
tei zu verfechten. Und als dann auch diese grundlegenden 
Publikationen erfolgt waren, konnte es doch nur wenig reizen, 
so abstracte Fragen, wie es die war, ob in Böhmen Erb- oder 
Wahlrecht gelte, zu erörtern; man überliefs diesen Streit um so 
lieber den sich befehdenden Parteien, als sich an den böhmischen 
Aufstand mancherlei andere nicht-politische Fragen knüpften, 
welche der persönlichen Neigung des Einzelnen näher standen, 
und seiner Einbildungskraft weniger Schranken setzten. 

So legte ja schon die Begründung der böhmischen Recht- 
fertigungsschriften, Ferdinand habe sich des Eidbruches schuldig 
gemacht, und sei deshalb des Thrones unwürdig, es sehr nahe, 
aufser auf die rechtliche Nichtigkeit dieser Argumentation auch 
auf ihre sittlichen Schwächen zu verweisen. Dieses moralische 
Moment war bisher zwar nirgends ganz übersehen, aber, wie 
das schon der amtliche Character der Publikationen mit sich 
brachte, sehr zurückgetreten; jetzt werden wir noch die Be- 
sprechung mehrerer Flugschriften nachzuholen haben, bei denen 
es der ausschlaggebende Gesichtspunkt ist; es wird uns sogar 
eine Broschüre beschäftigen, welche, so seltsam es klingen mag, 
die Frage des Erbrechts von sittlichem Standpunkt erörtert. 

Als dann ferner die politische Entwicklung die evange- 
lischen Fürsten vor die Entscheidung stellte, ob sie dem Kaiser 
Ferdinand gegen ihre Glaubensgenossen in Böhmen Beistand leis- 
ten sollten oder nicht, da eröffnete sich ein neues weites Feld 
für die publizistische Thätigkeit. Indes wir werden gut thun, 
die Besprechung der auf diesen letztbeiUhrten Punkt bezüg- 
lichen Flugschriften einstweilen zu vertagen und sie erst später 
iu einem besondern Abschnitt vorzunehmen. Denn die Frage, 
um die es sich jetzt für uns handelt, ob Böhmen oder Ostreich 
das Recht — sei es verfassungsmäfsiges oder moralisches — auf 
seiner Seite habe, ist in ihnen nicht mehr der Zweck und der 
Hauptgegenstand der Erörterung, sondeni nur ihr Ausgangs 
punkt und die Gnindlage weiterer Folgerungen. 
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Wir widmen demnach an dieser Stelle noch einige Worte 
dei^enigen Fingschriften, welche die geschichtlich-staatsrechtiche 
Auffassung unseres Themas durch eine sittlich-religiöse er- 
setzen. 

Es kommt hierbei zuerst folgende, nach ihren eigenen An- 
gaben etwa im Anfang des Jahres 1620 entworfene, aber erst im 
folgenden Jahre veröffentlichte Broschüre in betracht: 

Explanatio Huius | Picturae*^ | Auferibili-|tatem 

Ferdinand! U. ZG. ZG. | ToUens | Et | Austriacae | Domus | Ec- 

lipsim I Refiitans | Pragae, | . . . . Anno 1621. I 

46 Bll. 40. 

Der Verfasser, ein ernster, mafsvoUer Katholik, nimmt die 
kaiserliche Regierung entschieden in schütz gegen den Vorwurf, 
als habe sie durch Religionsbedrückungen den böhmischen Auf- 
stand hervorgerufen. Die Religion, sagt er, sei nur der Vor- 
wand; in Wahrheit hätten die Stände, „wie einst Demosthenes ge- 
täuscht von dem Amor der Freiheit" sich des Gehorsams gegen 
die von Gott gesetzte Obrigkeit entledigen wollen. Deshalb 
dürfe sich Friedrichs Herrschaft nicht auf göttlichen Befehl be- 
rufen, und die Folge würde ihr schnelles Ende sein; denn Auf- 
lehnung gegen die Ordnung Gottes sei eine schwere Sünde, und 
um so fluchwürdiger, als ja Böhmen seinem Eönigshause und 
nicht zum wenigsten den Habsburgem all das verdanke, was es 
an Macht und Gröfse, Wohlstand und Ansehen besitze. Sei 
denn Ursach gewesen, seinen Wohlthätern mit Undank und Em- 
pörung zu lohnen? Wie stehe die Entsetzung Ferdinands in Ein- 
klang mit den Geboten der heiligen Schrift? Ja gesetzt auch, 
der König habe sich gegen das Land vergangen, er habe seine 
Fundamentalgesetze von Grund aus vernichtet, so würde selbst 
dies seine Absetzung nicht entschuldigen. Denn ein Fürst sei 
unabsetzbar, auch wenn er sich der schlimmsten Verbrechen 
schuldig gemacht habe, weil durch sie wohl seine Person be- 
rührt werde, aber sein hehres Amt unbefleckt bleibe. Und wenn 
schon in einem Wahlreich verwerflich, so sei die Entsetzung des 
Königs in einer Erbmonarchie, wie in Böhmen, eine schmähliche 



**) Beigegeben ist der Schrift ein Stich mit allegorischen, den 
Aufstand betreffenden Bildern. 
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Verletzung des Völkerrechtes, der alle Fttrsten entgegentreten 
müfsten. Sie alle hätten ein nnmittelbares Interesse daran, dafs 
die Stände nicht zum Siege gelangten; denn deutlich genng 
laufe deren Absicht darauf hinaus, alle Könige ihres Thrones 
zu entsetzen, und überall nach dem Vorbild der Niederländer 
und Venetianer Aristokratieen einzurichten. 

Der Auffassung nach am nächsten steht der Explanatio 
folgende Flugschrift: 

Schlesischer | LandsMann| Welcher seinenLands- 

leuten | die unterschiedlichen Aufsbeuten , die sie bey 

wehrender Böhmischer Vnruhe | erlanget , gründ- 1 lieh 

erzehlet. . . . Durch | Fridericum Baumannum | . . Silefium, . . . 

M.DC.XXI. I 

109 Seiten, 40. 

Der Autor, ein schlesischer Lutheraner, hat seine Betrach 
tungen im Herbst 1620 niedergeschrieben, wohl unter dem Ein- 
druck des Kriegsunwetters, das mit dem Anzüge Johann Georgs 
von Sachsen auch Schlesien bedrohte. Indes erst als im folgen- 
den Jahre die östreichische Herrschaft im Herzogtum wiederum 
sichergestellt war, wagte er sie zu veröffentlichen, da sie unbe- 
dingt das Recht des Kaisers vertreten und eine scharfe Kritik 
an der Haltung der schlesischen Stände üben. 

Schlesien, das etwa ist der Gedankengang der Flugschrift, 
habe keinerlei Anlafs gehabt zum Abfall von Habsburg; denn 
niemals sei der Versuch gemacht, ihm seine Glaubensfreiheit zu 
schmälern. Und wenn die Stände sich darauf beriefen, sie 
hätten gemäfs des Unionsvertrages den Böhmen zur Sicherung 
ihres Majestätsbriefes Beistand leisten müssen, so sei dies eine 
nichtige Ausflucht, da der Vertrag ausdrücklich besage, er solle 
sich nicht gegen den Landesherren richten dürfen. Auch Böh- 
mens Verhalten gegenüber Ferdinand habe nicht für die schle- 
sischen Fürsten mafsgebend sein können; denn ohne Rücksicht 
auf Böhmen sei dieser einst von ihnen angenommen und sein Re- 
giment als „einzig und allein von Gott herrührend ^^ anerkannt, 
auf ihren eigenen Schultern ruhe daher auch die Verantwortung 
für den Treubruch gegen den Landesherrn. Seien doch alle 
Vorwürfe, die man gegen ihn erhebe, nichtig und kraftlos ; selbst 
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sein Erbvertrag mit Spanien, auf den man stets mit besonderem 
Nachdruck hinweise, bedinge keinen Verfassungsbruch; denn 
dafs Böhmen ein Wahlreich sei, habe selbst der „Deducent" 
nicht nachzuweisen vermocht. Wenn nun die spanische Herr- 
schaft wirklich, wie die Stände behaupteten, das schrecklichste 
aller Übel sei, so müsse man Ferdinand Dank wissen, dafs er 
die Länder einstweilen vor dem Anfall an das zunächst erbbe- 
rechtigte spanische Königshaus bewahrt habe. Mithin, so schliefst 
der Verfasser, sei und bleibe Schlesien seinem rechtmäfsigen 
Herren verbunden; dafs es aber den bei Gottes heiligem Namen 
ihm geschworenen Eid leichtsinnig verletzte, werde die Strafe 
des Himmels auf das Land herabziehen als Ausbeute, die es 
von dem Anschlufs an die Empörer davongetragen habe. 

Diesen beiden Flugschriften reihen wir eine dritte an, wel- 
che, angeblich anfangs lateinisch abgefafst, in dieser Sprache nur 
in einem späten Nachdruck aus dem Jahre 1632 vorliegt, wäh- 
rend eine holländische Ausgabe bis in das Jahr 1620 zurück- 
reicht; 

Nuda Demonstratio | Jl^Legitimae Successionis] 
Imperatoris | Ferdinandi II. | propter Incestuosum Parentum Con- 

jugium. I A Celeberrimo & Reverendo Theologo 

Germano, A. Sc. | Anno Redemptionis. M.DC.XXX1I. | 
4 BU. 40. 

Elaer Vertoogh | Van de Onwettighe Succefsie 
des Keysers | Ferdinandi IL | Van weghen het Bloedt-schandigh 
I Houwelijck van zijn Ouders. | 1620. | 

4 Bll. 40. 

Der Inhalt der Flugschrift ist etwa folgender; Wenn schon 
nach göttlichem und menschlichem Recht aufsereheliche Kinder 
von jedem Erbrecht ausgeschlossen seien, so gelte dies noch um 
vieles mehr von den in Blutschande erzeugten. Nun habe der 
Erzherzog Karl von Ostreich die Tochter seiner leiblichen 
Schwester geehelicht, und aus diesem „gottverfluchten", blut- 
schänderischen Bunde sei Kaiser Ferdinand entsprossen. Zwar 
sei damals vom Papste Dispens für die Heirat erteilt; aber 
könne denn dieser angebliche Statthalter Gottes die Gebote nach 
Gutdünken aufheben, die Gott selbst in der heiligen Schrift als 



— 57 — 

nnabänderliche Normen festsetze; sei doch auch trotz des päpst- 
lichen Dispenses die Ehe Heinrichs VIII. von England mit seines 
Bruders Wittwe als unheilig und unerlaubt getrennt worden. 
Unzweifelhaft sei darum Ferdinand als Sohn einer verbreche- 
rischen Ehe jedes Erbrechtes verlustig. Und doch wage er es 
in Böhmen Erbansprüche zu erheben, und doch hätten die 
deutschen Fürsten ihn auf den Eaiserthron berufen, ihn den schon 
die Geburt ausschlösse aus der Gemeinschaft ehrlicher Menschen ! 
Und Soldaten fänden sich bereit, für den ihr Blut zu vergiefsen, 
der in Schande geboren, das Vaterland und das Kaisertum mit 
Schande beflecke! Ihre Pflicht sei es, diese Schmach zu tilgen; 
Gott, der Rächer aller Verbrechen, werde ihnen zur Seite stehen, 
den Nachkommen ehrvergessener Eltern, den Tyrannen, den 
wütenden Feind seiner eigenen Unterthanen samt seinem Hause 
zu verderben. 

Den drei zuletzt behandelten Broschüren liegt wohl das 
sittliche Prinzip als gemeinsamer Gedanke zu gründe: aber wie 
verschieden ist er doch durchgeführt! Während ein tief-sittlicher 
Ernst, eine aufrichtige Überzeugung von der strafenden Gerechtig 
keit Gottes, und deshalb wohl eine gewisse Bitterkeit, doch ohne 
Schärfe die „Explanatio^^ und den „schlesischen Landsmann^ kenn- 
zeichnete, spricht in der „Nuda demonstratio" aus jeder Zeile, 
aus jedem Wort ein glühender Hafs, eine heuchlerische Morali- 
tät, der die Sittlichkeit nicht Selbstzweck, sondern nur Vorwand 
ist. Denn ein Makel der Gebui*t, und zumal wenn er, wie hier, 
erst künstlich erzeugt wird, kann doch unmöglich den überspann- 
ten Fanatismus gegen Ferdinand und sein Haus erklären. Wir 
werden es verstehen wie sehr persönliche Erbitterung die Feder 
des Verfassers lenkte, wenn wir wissen, dafs der „berühmte Theo- 
loge" niemand anders ist als der Hofprediger König Friedrichs, 
Abraham Scultetus ^ß). Ein polternder Eiferer, der durch sein 
kalvinisches „ Reformiren " seinem Herrn viel Feindschaft auch 
in Böhmen zuzog (man denke nur an die empörende „Reformation" 
des Prager Doms vor dem Weihnachsfeste 1619!) übte er selbst 
in der Politik einen schädlichen Einflufs auf ihn aus. Wenn 



**) Nach einer Angabe auf dem mir vorliegenden Druck der Dres- 
dener Bibliothek. 
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die Volkspoesie 4') ihn zusammen mit dem Dresdener Oberhof- 
prediger Matthias Iloe, und dem kaiserlichen Beichtvater Lämmermann 
eine zweifelhafte Verherrlichung zu teil werden liefs, so schuf sie 
in diesen „drei stolzen Pfaffen" ein würdiges Kleeblatt. 

Dafs die „Nuda demonstratio" im Jahre 1632 noch einmal 
eine Auflage erlebte, ist wohl ein Zeichen daftlr, dafs damals, 
als den grofsen Schwedenkönig sein Siegeslauf bis vor die Thore 
Münchens geführt hatte, auf Seiten der Evangelischen der 
Wunsch sich regte, nun Rache zu nehmen fftr so viel schweres 
Unrecht, indem man Ferdinand seines Thrones entsetzte und die 
Kaiserwürde einem evangelischen Fürsten — und wer hätte dies 
anders sein können als Gustaf Adolf? — übertrug. 

.Als geeigneten Abschlufs unserer Ausführungen über die 
Publizistik betreffend die Absetzung Ferdinands und die Wahl 
Friedrichs von der Pfalz bietet sich uns eine Flugschrift, welche 
den Eindruck widerspiegelt, den die Streitschriften der beiden 
Parteien in der Seele eines Unbeteiligten hervorriefen. Es ist 
die folgende Broschüre: 

Treuhertziger, Wolgemeinter | Difcurs | Ob bey 
denen aufs der Bömischen vn- 1 ruhe entstandenen extremiteten 
keine mittel | zu finden, dem . . . Vnwesen zu | helfen 1620. 

47 Seiten 4». 

Andere Ausgabe auf 55 Seiten. 



*■) Ein Volkslied (aus dem Jahre 1621?) unter dem Titel: „Dieses 
lalB mir drei stolzer Pfaffen sein", schildert Lämmermann, Hoe, und 
Scultetus folgendermafsen : 

„DJes lafs mir drei stolzer Pfaffen sein. 
„Sie stimmen zwar nicht überein, 
„Der ein suchts Blut, Leib, Seel und Gut, 
„Geschenk den andern freuen thut, 
„Vertraut sein Feind, dadurch sein Freund 
„Ausgerottet und verjaget seind. 
,Der dritt mit seinem Reformiren 



w 



» 



T» 



Thut seines Herren Sach verwirren. 
Stiften all drei viel Unruh an*. 



Aus: „Der dreifsigj ährige Krieg. Eine Sammlung von historischen Ge- 
dichten und Prosadarstellttngen. Herausgegeben von Julius Opel und 
Adolf Cohn". No. 25. 
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Der Verfasser des „Discurses" hat sich die schwierige Auf- 
gabe gesteckt die Grundlagen eines Ausgleiches zwischen dem 
Kaiser und dem Pfalzgrafen zu kennzeichnen. Um ein Urteil 
zu gewinnen über das Recht der Parteien, stellt er die von 
ihnen geltend gemachten Gründe und Gegengründe einander 
gegenüber, und prüft sie auf ihre Stichhaltigkeit. 

In der Frage ob Erb- oder Wahlrecht in Böhmen bestehe, 
neigt der Verfasser sich entschieden auf die Seite Ostreichs. 
Gesetzt, so führt er etwa aus, bis auf Karl IV. hätte das Land 
seine Fürsten frei wählen dürfen, so würde durch die Disposition 
zweifelsohne Erbfolge eingeführt sein. Würde man sonst wohl 
Knaben, wie Lafsla und Ludwig die Königswürde übertragen 
haben? Nicht einmal Matthias, bei dessen Erhebung Neid, und 
Nebenbuhlerschaft der Brüder den Ständen gröfsere Rechte ein- 
geräumt hätte, verdanke seine Krone der freien Wahl. Eine 
gewisse verfassungsmäfsige Mitwirkung bei der Ernennung des 
Königs müsse man den Böhmen wohl zugestehen, jedoch ihre 
Wahlfreiheit sei „nicht unbillig zweifenlich". — Indem er dann 
dazu übergeht, die gegen Ferdinand erhobenen Anklagen zu 
prüfen, erklärt der Verfasser es für durchaus unzulässig, den 
König zu entsetzen; denn dieser werde „über die Unterthanen" 
gewählt, und könne von den unter ihm Stehenden nicht zur 
Rechenschaft gezogen werden. Allerdings müsse man. zugeben, 
dafs Ferdinands kriegerische Politik und sein Glaubenseifer die 
Evangelischen mit begründetem Misstrauen erfüllte, und dafs 
überhaupt auf habsburgischer Seite manches gefehlt sei; jedoch 
selbst wenn der schwerste Vorwurf zutreffe, und Ferdinand wirk- 
lich durch den spanischen Vertrag die Grundgesetze verletzte, 
so vermöge nicht einmal dies den Vertrag zwischen Fürst und 
Volk zu lösen. Denn sogar im bürgerlichen Leben dürfe ein 
Kontract erst dann gekündigt werden, wenn die säumige Partei 
mit allen rechtlichen Mitteln zu seiner Erfüllung angehalten sei, 
zwischen Landesherm und Unterthanen sei er unkündbar. Im 
äufsersten Notfall möchten diese wohl zur bewafl&ieten Selbst- 
hilfe greifen, darüber hinaus aber dürften sie niemals gehen. 

Soll nun Friede zwischen den streitenden Parteien gestiftet 
werden, so zieht der „Diskurs" die Summe seiner Erwägungen, 
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so müsse man auf beiden Seiten nachgeben, da man hier wie 
dort zu weit gegangen sei. Für den Kaiser zwar würde es 
schwerer sein, der Beleidigungen zu vergessen; allein angesichts 
des wechselvollen Kriegsglückes werde er einem billigen Aus- 
gleich nicht abgeneigt sein. Und da Friedrich seinem Manifest 
zufolge die Krone nur angenommen habe, um gröfseres Unheil 
zu verhüten, so dürfe man sicher sein, dafs auch ihm eine 
Einigung willkommen sei. Als Grundlage dafür bringt der „Dis- 
kurs" in Vorschlag: Ferdinand möge dem Pfalzgrafen das König- 
reich Böhmen, jedoch ohne die Nebenländer, auf Lebenszeit über- 
lassen, nach dessen Tode solle auch Böhmen wieder an Ostreich 
zurückfallen. 

Sie mögen uns seltsam erscheinen, diese eitlen Friedens- 
hoffnungen, und seltsamer noch die Friedensvorschläge; gewifs, 
wir werden dem Urteil beipflichten können, das über den „Dis- 
kurs" ein klarer blickender Zeitgenosse auf einem der vorliegenden 
Drucke der Flugschrift vermerkt: „Zu lesen propter curiositatem". 
Aber ein Zeichen seiner Zeit ist der „Diskurs", ein Ausdruck 
des bangen Gefühls, dafs die auflodernde Flamme des Krieges 
namenloses Elend über das deutsche Vaterland bringen werde, 
der ahnungsvollen Furcht, welche auch die in Mühlhansen ver- 
sammelten Fürsten dem Pfalzgrafen schreiben liefs: wenn er 
nicht das Königreich Böhmen räume, so werde ein Krieg ent- 
brennen, dessen Ende weder er noch sie erleben würden. 

Werfen wir nun noch einmal einen Blick zurück auf die Publi- 
zistik über Erb- und Wahlrecht. Der Standpunkt der böhmischen 
Partei ist klar und deutlich: sie fordert ein uneingeschränktes 
Wahlrecht. Aber wenn die habsburgischen Publizisten die „or- 
dentliche, rechtmäfsige erbliche Succession" auf ihre Fahne 
schreiben, stellen sie damit der Wahlfreiheit das unbedingte 
Erbrecht entgegen? Die volltönende Phrase scheint dies zu 
besagen — und doch thut sie es nicht. Denn einen Punkt über- 
gehen die östreichischen Streitschriften mit Stillschweigen — ob 
in Böhmen ein fest geordnetes Erbrecht bestehe. Dies ist aber 
ein entscheidendes Moment; eine geregelte Erbfolge innerhalb 
des Fürstenhauses nämlich zeigt die böhmische Geschichte nicht; 
folgt doch z. B. auf den jungen Ladislaus nicht Wilhelm von Sachsen, 
der Gemahl der älteren Tochter Kaiser Albrechts, sondern 
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Wladislaiis von Polen, der die jüngere Tochter heimgeführt 
hatte. 

Wenn nun aber eine durch feste Gesetze bestimmte Nach- 
folge nicht statt hat, so besitzen ja die böhmischen Stände das 
Recht, zwischen den Erben auszuwählen, das heifst also sie 
besitzen eine bedingte Wahlfreiheit. Ausdrücklich zuge- 
standen wird ihnen diese, wie bemerkt, von östreichischer Seite 
nicht, aber man ist doch auch hier vorsichtig genug, sie nicht 
geradeswegs zu leugnen. 



Flugschriften betreffend die Ächtung des 

Pfalzgrafen FriedricL 

Von den ersten Tagen seiner böhmischen Herrschaft an 
war König Friedrich nicht auf Rosen gebettet. Die Lage im 
Innern und nach aufsen war gleich ungünstig: in der Ver- 
waltung eine erschreckende Unordnung, welche Camerarius den 
Vergleich mit dem Augiasställe nahe legte, 4*>) im Heere eine be- 
denkliche Unbotmäfsigkeit und zudem was das schlimmste war, 
ein fortwährender Geldmangel. Die gehofften Bündnisse erwiesen 
sich als Traumbilder: Jakob von England verharrte in seiner 
unfreundlichen Haltung, die Union kam nicht über Ver- 
sprechungen hinaus. 

Hingegen gestaltete sich die Lage des Kaisers günstiger; 
noch im November 1619 in so gefahrvollen Verhältnissen, dafs 
nur Spaniens thatkräftige Hülfe ihn retten zu können schien, *9) 
gelang es ihm im Laufe des Winters mächtige Bundesgenossen 
auf seine Seite zu ziehen — neben Spanien vor allem die Liga 
und Kursachsen. Im Bewufstsein seiner erstarkenden Macht er- 
klärte er schon im Januar 1620 die Wahl des Pfalzgi'afen in 
einer „Edictal-Cassation"^^) f^r ungültig, und ersuchte die deut- 
schen Fürsten ihm zur Erlangung seines rechtmäfsigen Besitzes 



*8) qui diligentius omnia inspicit, Uli Augiae stabulum in mentem 
venit (Camer. an Grün, 2G. X. 1619.) 

*^) „Würde Hispania divertirt und kann nit helfen, so ist alles 
aus, was man anfangen will", heifst es in der „summaria iDstructionis** 
des Freihenu von Preysing, Gesandten Maximilians an Ferdinand im 
Nov. 1619; abgedruckt bei Aretin: „Baierns Auswärtige Verhält- 
nisse . ." 1,50. 

^) Abgedruckt bei Londorp 11,1 ff". 
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behilflich zu sein. Ein Vierteljahr danach ging er in dem 
„Monitorial-Mandat" **) noch schärfer gegen Friedrich vor: er 
forderte ihn auf, von der Widersetzlichkeit gegen ihn, seinen Lehns- 
herrn abzustehen, und binnen zweier Monate das Königreich zu 
räumen; käme er diesem Befehle nicht nach, so würde er, der 
Kaiser, mit der den Landfriedensbrechem angedrohten Reichs- 
exekution nicht länger verziehen. In seinem „Bericht und Er- 
klärung 5^) wider die nichtige . . . Mandata" legte am 1. Juli der 
Pfalzgraf Verwahrung ein gegen die „unter dem Namen Kais. 
Majestät ausgegangene nichtige, widerrechtliche und verbotene 
Mandata,'' protestirte gegen die angedrohete Reichsexekution als 
einen verfassungswidrigen Act und beschuldigte Ferdinand, er 
mifsbrauche die kaiserliche Autorität, um seinen unberechtigten 
Privatansprüchen Nachdruck zu verleihen. 

Die Einwände, welche hier König Friedrich wider die 
kaiserlichen Erlasse erhob, wurden bald danach, wahrscheinlich 
wohl in offiziellem Auftrage, in einer Flugschrift unter folgen- 
dem Titel näher ausgeführt: 

Antwort | auf die Frage: | Ob der jetzige Kayser 
I in der strittigen Böhemischen Sa- 1 chen Richter sein könne 
oder nicht ? | . . . M.DC.XX. | 

8 Bll. 40. 
Zwei andere Ausgaben auf 13 und 22 Seiten. 

Man behaupte, so führt die Schrift aus, der Kaiser, welcher 
die Reichsfürsten belehne, müsse sie auch richten; da nun Fer- 
dinand bereits Kaiser gewesen sei, als der Pfalzgi'af die Krone 
Böhmens annahm, dürfe er zu Zwangsmafsregeln gegen ihn, 
seinen Lehensträger greifen. Gegen eine derartige Beweisführung 
sei folgendes einzuwenden: 

In seinen Erlassen gestehe der Kaiser selbst zu, dafs er 
Böhmen als ein östreichisches Erbland für sich in ansprach 
nehme. Die Nichtigkeit dieser Prätension nun habe die De- 
ductionsschrift dargethan, indes als Beitrag dafür möge auch da- 
rauf noch hingewiesen werden, dafs ja, bestünde die Disposition 
Karls IV. zu recht und verliehe die goldene Bulle auch dem 



ö») Lond. 11,27 flf. 
»«) Londorp 11,40 flf, 
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böhmischen Kurfürsten Erbrecht, vermöge jener Disposition auch 
einmal eine Frau in das KnrkoUegium gelangen und des Erz- 
schenkenamtes walten könne — ein Widersinn, der sich selbst das 
Urteil spreche. Indes wie dem auch sei, nach Ferdinands eige- 
nen Worten sei der böhmische Streit unzweifelhaft eine Privat- 
angelegenheit zwischen dem Pfalzgrafen und dem östreichischen 
Erzherzog, die daher Kaiser und Reich in keiner Weise berühre. 
Da ferner der Pfalzgi'af Ferdinand als Reichsoberhaupt allzeit 
die schuldige Achtung erzeigt habe, so könne füglich auch eine 
Verletzung der kaiserlichen Autorität nicht vorgeschützt werden, — 
es sei denn, dafs Ferdinand etwa den Anspruch erhebe, jeder- 
mann solle sich ihm gegenüber auch seiner privatrechtlichen 
Forderungen begeben. Solchem Missbrauch einer autoritativen 
Stellung im privaten Interesse zu steuern, sei die Absicht der 
Wahlkapitulation, welche auch Ferdinand habe beschwören müs- 
sen. Ihr zufolge dürfe der Kaiser nicht, wie er jetzt beanspruche, 
in eigener Sache Richter sein, müsse sich vielmehr dem Urteil 
eines unparteiischen Schiedsmannes unterwerfen, und zwar im all- 
gemeinen, gemäfs der goldenen Bulle, dem des Pfalzgrafen. Nun 
wendeten zwar die Gegner vor, Ferdinand stehe das Gutachten 
des Mühlhäuser Fürstentages zur Seite, das die Besetzung Böh- 
mens durch Friedrich als willkürlichen Eingriff in fremde Rechte 
bezeichne. Indes jene Erklärung verdiene keinerlei Beachtung; 
denn wie allbekannt seien die geistlichen Kurfürsten bereits auf 
dem Frankfurter Wahltage durchaus parteiisch s^) gegen die 
Böhmen vorgegangen. Damals hätten sie eine Prüfung der stän- 
dischen Beschwerden durch das gesamte Kollegium zu hinterti'eiben 
gewufst, jetzt mafsten sie sich als Rumpf kollegium ^4) plötzlich 
eine Entscheidung darüber an. Und ferner sei Böhmen ausdrück- 
lich von der Gerichtsbarkeit des Reiches ausgenommen, so dafs 
selbst das ganze Kurkollegium nur eine Vermittlerrolle spielen, 
nicht aber sich ein endgültiges Urteil gestatten dürfe. 

ö3) So schreibt am 26. Juli 1619 Camer. vom Frankfurter Wahl- 
tage aus an den Fürsten von Anhalt: Die (Böhmischen Gesandten) 
können noch nicLt in (Frankfurt) kommen, was sie an (Chur Mainz) 
bringen lassen , wird alles unterschlagen, und davon nichts in Rat ge- 
bracht. (Abgedrückt bei Londorp 1,698; das Eingeklammerte warcliiffrirt). 

^*) In Mühlbausen (März 1620) waren die drei geistlichen und 
der sächsische Kurfürst versammelt 
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Ein glücklicher Zufall liefs, wir wissen nicht wie, im Spät- 
sommer 1620 der pfälzischen Partei eine Reihe wichtiger Schrift- 
stücke, Briefe des Kaisers und seiner Anhänger, in die Hände 
geraten; sie gaben ihr die wahren Gründe für die Äch- 
tung Friedrichs knnd, noch ehe diese erfolgt war. Man sänmte 
nicht, die Geheimnisse der habsburgischen Politik der Öffentlich- 
keit preiszugeben, und beauftragte, wie es scheint, s^) Camerarius 
mit ihrer Publikation ; sie erfolgte in einer Flugschrift unter fol- 
gendem Titel: 

Ein denckwürdig Modell der | Eayserlichen Hoff 
Procefs. I Das ist: | Glaubwürdiger Abdruck | etlicher Kayser- 
lichen vnd anderer Schrif- 1 ften , deren Originalia vorhanden 
sein. I M.DC.XX. | 

24 Bll. 4«. 
Andere Ausgaben auf 20 Bll, 39 Stt, 41 Seiten. 

Placcius^«) nennt die Flugschrift unter dem Titel: 

Memorabile Bohemici Processus exemplar, fiye, 
denckwürdiger Model des KayserL Hoff-ProcelT, daraus klär- 
lich zu ersehen, wie Partheyisch und gewalthätig mit der 
Acht-Erklärung und Execntion in der Böhmischen Sachen ver- 
fahren. 1620 in 4». 

An der Echtheit der hier mitgeteilten Schreiben ist ein 
Zweifel nicht möglich, da selbst die kaiserliche Partei ihre Ur- 
knndlichkeit nicht zu leugnen wagte. Mit grofser Erbitterung 
nennt es später eine ihrer Publikationen^'') ein crimen laesae 
Majestatis und eine felonia perfida. Schreiben des Reichsober- 
hauptes aufzufangen, ein Beweis, wie peinlich man in Wien durch 
die Veröffentlichung berührt wurde. Denn die östreichische Re- 
gierung, und ganz besonders die Person des Kaisers wurde durch 
sie auf das schwerste kompromittirt. Ferdinand, das erhellt 
aus den Schreiben, betrieb die Achtserklärnng einzig und allein 
um seines persönlichen Vorteils willen, die „Recuperirung des 
Unsrigen" war es, wozu ihm die Reichsinstitution der Acht ver- 
helfen sollte. Wenn erst die Achtserklärung ausgesprochen sei, 



^) Nach einer Angabe des Placcius: Cap. XI, de scriptoribus 
German., St. 453. 
»•) ebenda. 
B^) Justitia Caesarea, St. 7t. 

Gebauer, Publizistik üb. d. böhm. Au&tand von 1618. 5 
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Bo schreibt er an Max von Baiern, J^®) würden der Pfalzgraf und 
die Böhmen von ihren Freunden verlassen werden, ihm also die 
Eroberung seiner verlorenen Länder um so leichter gelingen. 
Zwar berufen sich Ferdinands Schreiben immer aufs neue darauf, 
dafs er nach der Reichsverfassung unverzüglich zur Achtung Fried- 
richs schreiten dürfe; aber gerade die ängstliche Betonung seines 
Rechtes verglichen mit der Thatsache, dafs er trotz des angeb- 
lich unzweifelhaften Rechtes, und trotz des dringenden Interesses, 
das er an der Beschleunigung der Achtserklärung kund giebt, 
dieselbe dennoch immer wieder hinausschob, zeigt nur zu deutlich, 
dafs man auch in Wien nicht so fest von ihrer Zulässigkeit über- 
zeugt war, wie man sich den Anschein gab. 

Angriffspunkte genug bieten die Schreiben und ihrer keinen 
läfst sich der Herausgeber entgehen; in seinen Noten übt er 
eine scharfe Kritik; er erklärt die Acht im voraus fftr unge- 
setzlich, da der Kaiser, obwohl parteiisch, trotzdem, und zwar ohne 
das Kurkollegium zu hören, das Urteil fallen wolle. Denn wenn 
derselbe sich auf das „Erkenntnis" der zu Mühlhausen versammel- 
ten Fürsten berufe,^^) so möge man dazu nur die Schreiben der 
Kurfürsten von Mainz und Sachsen heranziehen. Beide ver- 
sicherten ausdrücklich, in Mühlhausen sei der Acht mit keinem 
Worte Erwähnung geschehen! „Wenn dem also" glossirt der 
Herausgeber, „so mag man sehen, wie man die kaiserlichen 
Schreiben salviren wolle". 

Sollen wir angesichts dessen annehmen, dafs der Kaiser 
falsch berichtet war oder dafs er wider besseres Wissen dem 
Mühlhauser Fürstentagsschlufs eine ihm zusagende Auslegung 
gab ? Wir müssen das letztere glauben, da Max von Baiern ihm 
nachdrücklich erklärte,^^) der Mühlhauser Schlufs lasse die Acht 
nicht zu, da aber trotzdem der Kaiser fortfuhr, sich auf dieses 
„Erkenntnis" zu berufen. 

So schwer nun die Enthüllungen des „denkwürdigen Mo- 
dells" den Kaiser auch belasteten, so vermochten sie doch nicht 



«8) Ferdinand an Badern, 1. Juli 1620. 

<^^) so in dem gedachten Schreiben an Baiem. Der Mühlhauser 
Schlufs ist abgedruckt bei Wolf, IV, BeUage VI. 

«0) Hurter Vin,673. 
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ihn von seinem vorgefafsten Plane abzubringen. Der Tag von 
Prag hatte für ihn entschieden, und damit war fast jeder Wider- 
stand auf einen Schlag gebrochen. Dem flüchtigen Pfalzgrafen 
folgte die Acht: am 29. Januar 1621 sprach der Kaiser über 
„Friedrichen, so sich nennet Pfalzgraf bei Rhein" des hei- 
ligen Reiches Acht und Aberacht aus. In der Achtsurkunde 
hiefs es, er habe notorisch den Kaiser, der als König von 
Böhmen angenommgi und als solcher von den Kurfürsten er- 
kannt sei, in böswilliger Absicht aus seinem rechtmäfsigen Be- 
sitze verdrängt, und dadurch sich des LandMedensbruches, des 
Hochverrates und der Majestätsbeleidigung schuldig gemacht. 

Das Ereignis rief in Deutschland gewaltigen Schrecken her- 
vor; die Unionsfürsten zitterten vor einem ähnlichen Schicksal; 
einer nach dem andern suchte seinen Frieden mit dem Kaiser. 
Der Bund, welchen die Evangelischen einst mit ho&ungsvoUer 
Freude begrüfst hatten, löste sich jetzt unter dem Spott und der 
Verachtung aller Welt auf; es war ein bitteres, aber wohlbe- 
rechtigtes Scheidewort, welches ihm Camerarius nachsandte : 6*) 
„Zu wünschen wäre, dafs nie keine Union gewesen". 

Die Macht hatte Ferdinand in Händen, indes war auch das 
Recht auf seiner Seite? War Friedrich wirklich der Landfriedens- 
brecher, der Majestätsbeleidiger, der Hochverräter, für den ihn 
Ferdinand ausgab? war das Verfahren wider ihn billig und ge- 
setzmäfsig? Das waren Fragen, welche jetzt nach vollzogener 
Ächtung die öffentliche Meinung noch ungleich mehr als früher 
beschäftigten, und der Publizistik schon deshalb einen neuen 
Antrieb gaben, als man nun ja die offizielle Begründung der 
kaiserlichen Acht vor Augen hatte. 

Noch in der ersten Hälfte des Jahres 1621 erschien eine 
Antwort auf die Achtserklärung in folgender Flugschrift: 

Deductio | Nullitatum: | Quibns | Proscriptionem 

I In anla imperatoria | . . . . decretam, .... scatere ; | Et { Pro- 

inde nullius roboris, | . . . elTe; | breviter probatur. 

M.DC.XXI. I 
24 Seiten, 4». 

Zwei andere Ausgaben auf je 30 Stt. 



") Camerarius an Solms, 12/22. 4. 1621, (bei Söltl III, 126). 

5* 
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Eine deutsche Übersetzung, in Einzelheiten mannigfach ver- 
kürzt, unter dem Titel: 

Eurtze Darthuung | vnd Bericht: | Dass die vn- 
langsten am Kayerl. : | Hoff erkandte , . . . Achts Erklärung, 
vielen Vnheilbaren | Nulliteten | vnderworffen, Vnd dahero 
von keinen Wür-|den . . . seyn könne, .... 1621. | 

22 Seiten, 4». 
Andere Ausgaben auf 11 Bll. 12 BU, 22 Seiten, 4«. 

Die Ausftihrungen der „Deductio nullitatum* stimmen in ihrem 
ersten Teile im wesentlichen mit denen der „Antwort^ und des 
„Modells^ überein. Der Kaiser, so heilst es auch hier, unter- 
scheide nicht zwischen Ansprüchen seines Hauses und Rechten 
seines Amtes ; er halte den Lehenseid der Reichsfürsten auch in 
privaten Zwistigkeiten fftr verbindlich, und di*ücke sie dadurch 
thatsächlich zu Vasallen des Hauses Ostreich herab; in dem 
Procefs gegen den Pfalzgrafen sei er Kläger, Richter und Zeuge 
in einer Person gewesen. 

Man werde entgegenhalten, der Kaiser habe nicht selbst zu 
Gericht gesessen, sondern das Urteil seinem Hofrat anheimgestellt! 
Allein dies mache wenig aus; denn einmal sei eine derartig 
weitgreifende Befugnis in Reichssachen diesem östreichischen Pri- 
vatgericht nicht zuzugestehen; und ferner! wie müsse es mit 
seiner Unparteilichkeit stehen, wenn es über die Achtung eines 
deutschen evangelischen Fürsten im Hause des spanischen Ge- 
sandten Ognate verhandele! 

Nachdem so der Verfasser gezeigt hat, dafs der Procefs vor 
einem nicht zuständigen Forum geführt sei, sucht er des weiteren 
die formelle Ungültigkeit des Verfahrens darzuthnn; seine Ein- 
wände sind in der Kürze folgende: 

Noch ehe der Procefs gegen den Pfalzgrafen beendet war, 
habe der Kaiser mit der Vollstreckung des Urteils begonnen; 
statt bei so eingreifenden Entscheidungen alles auf das aller- 
genaneste zu prüfen, habe er nicht einmal eine Voruntersuchung 
angestellt, um den Pfalzgrafen die Möglichkeit zu geben zur 
Verantwortung. Allerdings behaupte nun die Achtsurkunde, in 
Fällen offenkundigen Verbrechens dürfe nach den Reichsgesetzen 
von einer Vorladung des Angeklagten abgesehen werden; aber, 
gesetzt auch, was nicht zuzugestehen sei, diese Auslegung ent- 
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spreche wirklich dem Sinne der angeführten Bestimmungen, so 
seien dieselben dennoch durch spätere Gesetze aufgehoben wor- 
den. Und vor allem, sei denn das Verbrechen des Kurfftrsten 
in Wahrheit unleugbar und notorisch? habe er wirklich „bös- 
willig" den Landfrieden gebrochen? Gewifs nicht, da er, wie 
viele andere von der Gerechtigkeit der böhmischen Sache über- 
zeugt, in dem Glauben die dargebotene Krone annahm, dafs ein 
Ruf Gottes ihn zum Besten des Reiches und des Landes dazu 
verpflichte. Wenn er aber schon allein durch die Besetzung 
Böhmens des Landfriedensbruches sich schuldig machte, weshalb 
nicht auch der Kaiser, den die Reichsgesetze doch nicht minder 
bänden, indem er sogar die Länder des neutralen Pfalz- 
grafen Ludwig Philipp ö2) durch fremdes Kriegs volk verwüsten 
liefse? 

Jedoch man könne von einem Streit über die Auffassung 
alter Procefsordnungen völlig Abstand nehmen; ein einfacher 
Hinweis auf die Kapitulation®^) des Kaisers genüge, die Ungültig- 
keit der Acht zu zeigen. Denn diese setze fest, in schwierigen, 
das ganze Reich betreffenden Sachen solle der Kaiser gehalten 
sein, den Rat der Kurfürsten zu hören; dieser Bestimmung sei 
nicht folge gegeben, da es an der Billigung einzelner und noch 
dazu, wie die Geistlichen, parteiischer Kurfürsten nicht genug sei, 
es vielmehr eines allgemeinen Kurfürstentages bedürfe. In der 
Kapitulation verbinde sich der Kaiser ferner, niemanden, wefs 
Standes er auch sei, ohne Procefs und ungehört zu verurteilen: 
und doch habe er einen der angesehensten Reichsfürsten unbe- 
denklich geächtet. Da nun aber die Kapitulation mit klaren 
Worten sage, jeder Befehl des Kaisers, welcher mit ihr nicht im 
Einklang stünde, solle ipso iure null und nichtig sein, so ent- 
kleide sie dadurch die Achtserklärung gegen den Pfalzgrafen 
jeder Gültigkeit. 

Eine kurzgefafste Zusammenstellung der in der Deductio 
nullitatum ausführlicher dargelegten Argumente gegen die Äch- 
tung Friedrichs liegt uns in folgender Flugschrift vor: 



•*) aus der Linie Pfalz-Simmem. 

«^) in betracht kommen aus Ferdinands Kapitulation die Artikel 
26 und 38. 
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Gründtliche Anzeig, | Auff die | Widerden König 

zu Böheimb, ergangene | vermeinte Achts Erklärung. 

I Gedruckt in der Vestung Mannheim. | M.DC.XXII. | 
16 Seiten, 40. 

Der Frage , ob in der böhmischen Sache der Kaiser als 
Kaiser oder als östreichischer Erzherzog in betracht komme, ist 
folgende kleine Darlegung gewidmet: 

Kurtzer Difcurs, | Vber der jtzo vblichen | dis- 
tinction, vnter dem Kayser als Kay-|8em, vnd dem Kayser 
als Ertzherzogen | in Österreich. | Gedruckt | Anno | M.DC.XXL | 
4 BU. 40. 

Die Broschüre enthält die Antwort eines Unbekannten auf 
die Anfrage eines hochgestellten Herren, ob ein Reichsfürst den 
Böhmen helfen dürfe. Sie erklärt, in bezug auf diese Frage sei 
eine Scheidung des Kaisers in Kaiser und Erzherzog nicht von 
belang. Denn wenn ein Fürst den Ständen beistehen wolle, so 
müsse er doch meinen, dafs Ferdinand der Krone wegen Treu- 
bruches verlustig sei, eine Annahme, welche die Hoheit des 
kaiserlichen Amtes auf das tiefste beleidige; ferner aber sei jeder 
Reichsfürst verpflichtet, auf Erfordern auch den Privatbesitz des 
Kaisers als seines Lehensherrn zu verteidigen, sein kaiserliches 
Amt und seine Autorität zu schützen; wer daher dem Erzherzog 
seine böhmischen Erbländer entziehen helfe, der verletze zugleich 
die Hoheit seines kaiserlichen Lehensherrn. Und da endlich 
Böhmen ein Glied des Reiches und mithin ein Lehen des Kaisers 
sei, so handele jeder, der den belehnten Erzherzog wider Willen 
des Kaisers, seines Lehensherm, aus dem Lehen verdrängen helfe, 
unzweifelhaft wider den Kaiser als Kaiser. 

Die Deductio nullitatum hatte gegen Ferdinand schwere 
Anklagen vorgebracht; und je entschiedener sie sich dawider 
verwahrt hatte, die Person des Kaisers irgend einer Schuld zu 
zeihen, um so schärfer war ihre Kritik gewesen. Diesen An- 
griffen gegenüber das Verfahren gegen Friedrich eingehend zu 
begründen, heischte nicht minder das Gebot der Not als das der 
Ehre; selbst in den Reihen der Freunde des Kaisers hatte sich 
heftiger Widerspruch erhoben gegen die Achtserklärung, und in 
ihm beharrte noch immer insbesondere Johann Georg von Sachsen. 
Wenn aber sogar dieser treueste Anhänger Ostreichs den Pro- 
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cefs für ungesetzlich erklärte, so dürfen wir sicher sein, dafs im 
Reiche, nnd vor allem bei den Evangelischen dieser Act kaiser- 
licher Kabinetsjustiz fast durchgehends verurteilt wurde. 

Und doch plante ja Ferdinand noch einen zweiten schwe- 
ren Schlag gegen den Flüchtling: er mufste sein Versprechen 
einlösen nnd seinem bairlschen Vetter die pfälzische Knr über- 
tragen. Um dies im Enrkollegium durchzusetzen , und vor der 
Öffentlichkeit verteidigen zu können, war die erste Bedingung, 
dafs die Ächtung hinreichend gerechtfertigt erschien; ihr ge- 
nüge zu leisten war die Absicht einer Flugschrift, welche als 
Entgegnung auf die Deductio in der zweiten Hälfte des Jahres 1621, 
offenbar von einem Wiener HoQuristen, abgefafst wurde; sie 
trägt den Titel: 

Justitia I Caesarea | Imperia-|lis, circa declara- 
tionem ban-|ni, contra Palatinum Electorem, & circa nupe- 

ram Executionem, contra captivos | Pragenses. | M.DC.XX1. 

44 Bll. 4°. 

Zwei Ausgaben aus dem folgenden Jahr auf 44 Bll. und 
80 Seiten, 4«. 

Die Flugschrift trägt wie die Deductio einen durchaus ju- 
ristischen Character; von ihren vierundzwanzig „Propositionen" 
beziehen sich einundzwanzig auf die Acht gegen den Pfalzgrafen, 
die übrigen drei behandeln das Prager Strafgericht. 

Der Inhalt ist in den Hauptzügen folgender: 

Es sei ein allgemein gültiger und auch von den Reichs- 
gesetzen ausgesprochener Rechtsgrundsatz, dafs bei offenkundigen 
Verbrechen von Vorladung und Verhör des Beklagten abgesehen 
werden dürfe ; da nun Ferdinand die Konstitutionen des Reiches 
beschworen habe, so dürfe er in notorischen Fällen Verhör und 
Citation beiseite lassen. Dem stehe auch die Bestimmung der 
Kapitulation nicht entgegen , er solle niemanden ohne vorher- 
gehenden Procefs verurteilen. Denn die Kapitulation, als eine 
ganz allgemein gehaltene und nur mit wenigen Fürsten getroffene 
Abmachung könne an den von den gesamten Reichsständen be- 
schlossenen Einzelgesetzen, also auch an dem Verfahren bei no- 
torischen Verbrechen, eine Änderung nicht herbeiführen. Diese 
Beschränkung auf nicht-notorische Fälle habe auch statt für den 
Artikel der Kapitulation, welcher den Kaiser „i^ allen schwie- 
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rigen, das Reich betreffenden Sachen^^ an den Rat der Enr- 
fürsten verweise; und zudem sei mit ihm nicht gesagt, dafs es 
der Zustimmung des versammelten Kollegiums bedürfe, so dafs 
der. Kaiser jedesfalls der Verfassung genttgt habe, indem er das 
Gutachten der Erzbischöfe einholte. 

Über die Notorietät der Verbrechen des Pfalzgrafen könne 
vollends ein Zweifel nicht obwalten — das habe selbst der Kur- 
fürst von Sachsen jüngst in Schlesien ausgesprochen. Denn die 
Böhmen hätten sich durch ihre grundlose Empörung gegen des 
Kaisers Majestät- und durch die eigenmächtige Absetzung ihres 
gekrönten Königs des Landfriedensbruches, des Hochverrates und 
der Majestätsbeleidigung notorisch schuldig gemacht; Friedrich 
aber sei mitschuldig an diesen Verbrechen, weil er sich der Böh- 
men angenommen, und zwar, wie seine jüngst aufgefangenen 
Briefe bewiesen, in böswilliger Absicht gegen den Kaiser. Denn 
als Reichsftlrst habe er ihm, seinem Lehensherren, in allen 
Stücken Gehorsam zn leisten und dürfe selbst private Fordernngea 
an ihn mit den Waffen nicht vertreten. Da er aber der ihm 
zur Last gelegten Vergehen notorisch schuldig sei, so veifalle 
er damit unausbleiblich und unabänderlich der Reichsacht; 
denn die Gesetze selbst richteten ihn, nicht der Kaiser, dem es 
nur oblag die klar und deutlich von ihnen festgesetzte Strafe 
zu verkünden. 

Der Autor der „Jnstitia Caesarea'^ gehört zu denjenigen Ju- 
risten, welche dem deutschen Kaiser, als dem Nachfolger der 
römischen Cäsaren, die fast unbeschränkte Machtftille zuerkannten, 
welche die römische Gesetzgebung der nachchristlichen Jahr- 
hunderte dem Reichsoberhaupt vindicirt hatte. Für ihn ist er 
der „summus legum lator et interpretator^S unbedenklich nennt 
er das Reich eine Monarchie, in der die Fürsten kanm mehr als 
kaiserliche Statthalter sind. Und einem gewandten Rechtsgelehrten 
wie er es ist konnte es nicht schwer fallen, aas den zusammen- 
gestückelten und widerspruchsvollen Reichskonstitutionen all das 
herauszulesen, was ihm zum Nachweis seiner Thesen erforderlich 
schien, insbesondere wenn man an ihre Auslegung mit einer so 
jesuitisch-sophistischen Weisheit heranging, wie der Verfasser sie 
in bezug auf die Kapitulation anzuwenden wagt. 

Die Veröffentlichungen des „denkwürdigen Modells" hatten 
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einen moralischen Erfolg der pMzlschen Partei bedeutet, da sie 
die Politik ihrer Gegner in recht zweifelhaftem Lichte erscheinen 
liefsen. Als jedoch am Tage nach der Prager Schlacht 
das pfalzgräfliche Archiv den Ligisten in die Hände fiel, bot es 
dem Wiener Hof und seinen Freunden Gelegenheit zu den hef- 
tigsten Angriffen gegen Friedrich und seine Ratgeber. 

Schon die Achtserklärung hatte sich auf die aufgefangenen 
Papiere berufen als auf untrügliche Zeugen seiner Verbrechen; 
dann geschah in der Herausgabe der „Fürstl. Anhaltischen Ge- 
heimen Kanzlei" eine schwere Schädigung der pfälzischen Inter- 
essen. Jedoch die Freude der östreichischen Parteigänger über 
die Aufdeckung der „enormia crimina" blieb nicht lange unge- 
trübt. Ein unerhörter Glücksfall, der dritte im Verlauf etwa 
eines Jahres, spielte im Herbst 1621 den Pfälzern wertvolle 
Schreiben in die Hände, und ermöglichte Enthüllungen über die 
Pläne ihrer Feinde, die ihrer Bedeutung nach den Vergleich mit 
denen der „anhaltischen Kanzlei" getrost auf sich nehmen konnten. 
Ludwig Camerarius war es, der mit rastlosem Eifer die Heraus- 
gabe der Schreiben betrieb: ihm verdankten der „Prodromus" 
und die „spanische Kanzlei" ihre Entstehung. Die „Uias von 
Übeln," ö*) welche nach dem Unglückstage von Prag über den 
Pfalzgrafen hereinbrach, hatte für seinen Minister eine Odyssee 
von Irrfahrten zur folge. Von Prag eilte er über Breslau und 
Berlin nach Heidelberg, von dort zu seinem Herren nach dem 
Haag, im März des Jahres 1622 finden wir ihn als dessen Ge- 
sandten in Kopenhagen, im April trifft er in Bremen ein. Hier 
erst, in der entschieden antihabsburgisch und evangelisch ge- 
sinnten Stadt, ward ihm längere Ruhe^*) zu teil, hier entstand 
als Frucht seiner Mufse eine umfassende Schrift über den Achts- 
procefs, der „Achtsspiegel". Der Titel lautet: 

Achts Spiegel, | Das ist: | Cläre, helle Demon- 
stration I . . . , darinnen gleichsam in einem Spiegel | die . . . 
Nichtigkeit der . . Achtserklämng an Tag ge- 1 stellet 



«*) Camerarius an Solms, 17/27. Mai 1621, bei Söltl 111,130. 
^) er verweilte hier, nach- seinen Briefen, etwa vom 23. April 
bis zum 19. Dezember 1622. 
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wird, I Gedruckt zu Mannheimb , | Im 

Jahr 1622. | 

200 Seiten, 4°. (einschl. Beilagen). 

Andere Ausgaben, mit teil weis neuen Beilagen, auf: 

185 Stt, 193 Stt, 220 Stt, 4o. 

Der „Achtsspiegel" erschien in den ersten Tagen des 
Juli 1622. Dafs Camerarius der Verfasser ist, ergiebt sich aus 
dem unten in den bezeichnenden Stellen angefahrten Briefe; ö^) 
(das „gröfsere" Werk, das er plante, ist der „Bericht und Ant- 
wort auf die Bayer- Anhaltische Kanzlei"). In Bremen ward der 
„Achtsspiegel" auch zuerst gedruckt, *^^) Mannheim als Verlagsort 
ist eine falsche Angabe, um über den Ursprung des Buches irre 
zu fuhren ; in dieser Absicht datirt auch Camerarius am Schlafs : 
„Mannheim, den 17. Aprilis, Anno 1622. . . . E. G. Z. M." 

Der „Achtsspiegel," anderthalb Jahr nach der Ächtung des 
Pfalzgrafen herausgegeben, steht in unmittelbarer Beziehung zu 
der „spanischen Kanzlei" und ihren Ergänzungen. Das dort ge- 
wonnene Material wird in ihm zum ersten Male praktisch und 
für einen konkreten Fall verwertet, eben zum Angriff gegen die 
kaiserliche Achtserklärung oder vielmehr Achtsurkunde. Came- 
rarius schliefst sich nämlich in seinen Ausführungen eng an den 
Wortlaut dieser Publikation an, indem er auf einen Abschnitt 
der „Formula der vermeinten Achtserklärung" sogleich die dazu 
gehörige „Demonstration und Ableinung" folgen läfst. Wir haben 
es daher nicht mit einer streng in sich gegliederten Darlegung 
zu thun, sondern, wenn der Ausdruck gestattet ist, mit einem 
kritischen Kommentar. Und da mit vollem Recht Senkenberg*»«) 
die Achtsurkunde „ein Muster eines weitschweifigen, langweiligen, 
verworrenen Aufsatzes" nennt, so ist es kein Wunder, dafs auch 
dem „Achtsspiegel" die rechte Übersichtlichkeit mangelt. 



ö5) Am 21. VI./ 1. VII. 1622 schreibt Cam. aus Bremen an Solms 
(Söltl 111,159): „Der Achtsspiegel ist nunmehr ganz fertig, mit erster 
Gelegenheit will ich die übrigen Bogen und etliche Exemplare mitschicken. 
Man wird es sehr geheim halten müssen, woher es komme, will man 
anders des Autors vorhabende Sachen nicht verhindern. Zu dem 
grössern Werk hätte ich viele Berichte vonnöten . . . ". 

^) Denn Cam. wül ja von Bremen aus sogleich einige Exem- 
plare mitschicken! 

") Senkenberg IV, Seite 2, Anm. 
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Was null die Bedeatnng des Werkes betriff;, so beruht sie 
nicht darauf, dafs es etwa neue durchschlagende Reohtsgründe 
gegen die Achtserklärnng ins Feld führte, so geschickt und 
schlagend es auch deren Gesetzwidrigkeit nachweist; vielmehr 
berufl; es sich ausdrücklich auf die Deductio nuUitatum, deren 
Argumente trotz der „ungereimten sophistischen Einstreuung 
einer oder der ander jesuitischen Kreatur" die juristische Ungültig- 
keit der Acht zur Genüge darthäten. 

Die Stärke des „Achtsspiegels^ liegt auf einem andern Ge- 
biet: sie beruht vor allem darauf, dafs er uns an der Hand der 
Urkunden, welche in der spanischen Kanzlei der Öffentlichkeit 
bereits vorlagen, die Absichten zu veranschaulichen sucht, von 
denen sich die habsburgische Partei bei der Ächtung des Pfalz- 
grafen hatte leiten lassen; um es kurz zu sagen, wie die De- 
ductio die rechtliche Nichtigkeit des Processes hatte zeigen 
wollen, so führt der „Achtsspiegel" uns ihre moralische Ver- 
werflichkeit vor Augen. Und in Wahrheit fällen die Briefe des 
Kaisers und seiner Anhänger ein noch vernichtenderes Urteil 
über jenen Gewaltakt, als es tausend verletzte Verfassungspara- 
graphen hätten thun können. Jetzt erfahr man, dafs der Kaiser 
mit Max von Baiern bereits über die „Translation" der pfälzi- 
schen Kur verhandelt hatte, <^^) ehe noch Friedrich die böhmische 
Krone angenommen; mit Schrecken gewahrten es die Evange- 
lischen, wie Spanien und der Papst in reichs-dentschen Ange- 
legenheiten ein gewichtiges Wort sprachen, wie vor allem ohne 
die Zustimmung deö Madrider Hofes ^-') nichts entscheidendes vor- 
genommen ward. So hatte Camerarius vollkommen recht, wenn 

• • _____ 

er die Beweggründe zur Achtung Friedrichs in den Worten zu- 
sanmienfafste : „causae Status, regionis et religionis'^^^) 

Im Anschlufs an diese Enthüllungen bot sich im „Achts- 
spiegel" reichlich Gelegenheit, auf die Gefahr hinzuweisen, wel- 
che bei einer Verwirklichung der spanisch-Östreichischen Pläne 
zu gewärtigen stand. Das Reichsinteresse, so stellt es Camerarius 
dar, fällt jetzt mit dem pfölzischen zusammen. Die Ächtung 



«8) Achtsspiegel St. 40 ; (Prodromus Beug. 6) 
^^) Prodromus, Beilg. 3., Garaffa an Ludovisi. 
'0) Achtsspiegel, Seite 100. 
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Friedrichs sei die Probe, welche Habsburg anf seine Macht in 
Deutschland angestellt habe; billige man sie daher ausdrücklich 
oder stillschweigend, so sei es geschehen um die Reichsgesetze 
und die Kapitulation, „der Stand Libertät hat ein Ende, der spa- 
nische absolutus dominatus hat die höchste Staffel erreicht, und 
wird kein Stand des Reichs , sonderlich die weltliche , seines 
Stands, Hoheit, Land, Leut, Ehr, Leibs und Lebens mehr ge- 
sichert sein"'*). Vor allem würden auch die Evangelischen be- 
droht^ da der Krieg nach dem unzweideutigen Geständnis des 
spanischen Gesandten Grafen Ognate'2) ^^ wider die Ketzer, so un- 
serer H.Mutter schädliche Feind" gerichtet sei; für sie insonder- 
heit gelte es daher Entschlossenheit und Einigkeit: „per latus 
Palatini iugulum communis rei Evangelicae petitur".'^) Offenbar 
auch richtet sich das Bemühen des Camerarius dahin, den Kar- 
fürsten von Sachsen misstrauisch gegen den Kaiser und seine 
Politik zu machen; '^^) zu wiederholten malen weist er daranf 
hin, wie Sachsen von Ferdinand hintergangen und lediglich 
habsburgischen Interessen dienstbar gemacht werde. Johann Georg 
von der katholischen Partei zu trennen, schien ja gerade damals 
die wichtigste Aufgabe der pjfälzischen Politik, vor allem weil 
man dann die Übertragung der Kur an Baiern vereiteln zu kön- 
nen glaubte. 

„Des Autors vorhabende Sachen" sind also, die Fürsten für 
eine moralische und wenn möglich auch eine militärische Unter- 
stützung des Hauses Pfalz zu gewinnen. Natürlich , dafs der 
„Achtsspiegel" diesem Zwecke besser dienen konnte, wenn es 
unbekannt blieb, dafs sein Verfafser der berühmte pfalzische 
Staatsmann sei. Trotz aller Vorsicht indes rieten die Gegner 
richtig bald auf Camerarius als Verfasser und Bremen als Ver- 
lagsort. Schon am 30. August 1622 fertigte der Reichshofrat 
den Befehl aus,^^) Camerarius zu verhaften und den Druck des 

") ebenda, Seite 34. 

'2) Prodromos, Beilg. 2; Ognate an den Papst. 

'3) Achtsspiegel, Seite 13^. 

'*) Man versprach sich auf pfälzischer Seite sehr viel davon, wenn 
Johann Georg die Originale der aufgefangenen kaiserlichen Schreiben 
sähe; er werde „dann gleich andere Entschlüsse ergreifen," schreibt 
Camerarius an Solms, aus Bremen 21. IV./ I.V. 1622; bei Söltl III, 154/155. 

«) nach Hurter VIII,472. 
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„Achtsspiegels'' und ähnlicher Schriften in Bremen streng za 
untersagen. Allein von Wien nach Bremen war ein weiter Weg, 
und zwischen dem Erlafs einer reichshofrätlichen Verordnung 
und ihrer Ausführung ein noch weiterer, so dafs Camerarius 
durch sie nicht belästigt wurde. 

Die Achtung des Pfalzgrafen beschäftigte noch auf Jahre 
hinaus die öffentliche Meinung in Deutschland. Trug dazu schon 
der Kaiser Ferdinand selbst bei, indem er im Februar 1623 
durch einen zweiten verfassungswidrigen Act den König von 
Böhmen auch seiner' pfälzischen Kur entsetzte, so nicht minder 
der publizistische Streit, '^^) der sich an die Veröffentlichungen 
der Anhaltischen und Spanischen Kanzleien anschlofs und mit 
seinem Hin und Her von Antwort und Gegenantwort die Ge- 
müter nicht zur Ruhe kommen liefs. Und am wenigsten hätte 
eine Beruhigung im Interesse der pfälzischen Partei gelegen; 
denn je mehr sie vergewaltigt und . politisch zurückgedrängt 
wurde, um so eifriger mufste sie es zu verhindern suchen, dafs 
auch ihre Ansprüche bei den Zeitgenossen in Vergessenheit ge- 
rieten. Da nun aber der „Kanzleienstreit", wie es bei derartigen 
lang hingezogenen publizistischen Fehden zu geschehen pflegt, 
die Teilnahme der Öffentlichkeit schliefslich kaum noch zu fes- 
seln vermochte, zumal da er je länger je mehr in persönliche 
Polemik der einzelnen Publizisten ausartete, so mufste bei den 
Freunden der pflllzischen Sache die Überzeugung Oberhand ge- 
winnen, däfs eine nüchterne und sachliche Zusammenfassung ihrer 
Forderungen aufserhalb des Rahmens jener Polemik wohl am 
platze sei. Durch solche Erwägungen mag man die Abfassung 
einer Schrift veranlafst denken, welche im Jahre 1625 unter 
folgendem Titel erschien: 

Catholicon | et | Notorium | Imperat. Ferdinandill. 
I et I Friderici V. Elect. | Palatini, | Utriufque Regis Bohemiae 
Electi; I Pro Jure S. Imperij. | Anno M.DC.XXV. | 
222 Seiten, 4». 

Schon der Titel der Schrift „Catholicon" deutet daraufhin, 
dafs uns in ihr der „Inbegriff" alles dessen geboten werden 



<'^) Es sei hier verwiesen auf die Schrift von Reinhold Koser: 
Der Eanzleienstreit („Hallische Abhandlungen^ IS74). 
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soll, was in früheren Pablikationen hier und dort zerstreut ent- 
halten war. Sie zerfällt in drei Abschnitte, von welchen die 
beiden ersten, „de possessione^ und „de iure ntriusque^ benannt, 
die Rechtsansprüche der beiden Prätendenten Ferdinand und 
Friedrich auf die Krone Böhmens erörtern, während der dritte, 
„de iudicio,^ die Achtung des Pfalzgrafen zum Gegenstand hat. 
Hierin ein Seitenstück zum „Treuherzigen Diskurs," stellt das 
„Catholicon" die Gründe und Gegengründe der zahlreichen Publi- 
kationen beider Parteien einander entgegen und sucht aus ihnen 
ein abschliefsendes ürteü zu gewinnen: es fällt durchweg zu 
Gunsten der Böhmen und des Pfalzgrafen aus. Der Besitz des 
Königreiches, so entscheidet der Verfafser, gebühre Friedrich; 
denn Ferdinands Designation sei nicht im Hinblick auf den Tod 
des Matthias erfolgt, sondern auf gewisse Bedingungen ; eine Be- 
dingung jedoch schaffe ein Recht erst, wenn sie erfüllt sei, und 
zwar nur ein formales Recht, mithin nicht ipso iure den Besitz, 
sondern nur einen Anspruch auf ihn; da nun Ferdinand den 
Bedingungen nicht genüge geleistet habe, so sei dadurch für ihn 
jeder Rechtsanspruch hinfällig geworden. Vom juristischen 
Standpunkt aus erklärt der Verfasser auch die östreichischen 
Erbansprüche für unmöglich, insbesondere auf Grund des Feudal- 
und des Erbrechtes; nachdrücklich weist er darauf hin, dafs in 
Böhmen von einem fest geregelten, unumstöfslichen Erbfolge- 
recht^ wie es sonst überall bestehe, auch nicht die geringste 
Spur zu finden sei; schon deshalb^ weil sie keine Normen der 
Erbfolge festsetze, könne der Sinn der karolinischen Disposition 
nicht der sein, welchen Habsburg hineinlege. Und wenn schon 
nach allgemeinem Lehenrecht ein Weib nur durch besondere 
Vergünstigung ein Lehen erwerben dürfe, so doch am wenigsten, 
wenn mit ihm ein Mannesamt, wie das des Erzmundschenken 
verbunden sei. Kurz: Friedrich sei rechtmäfsiger König von 
Böhmen, ohne dafs auch nur von einer Verdrängung Ferdinands 
gesprochen werden könne; sei er auch jetzt aus seinem Besitze 
mit Gewalt vertrieben, so ändere dies rechtlich nicht das ge- 
ringste. 

Der dritte Teil wendet sich vor allem gegen das „notorium" 
der Verbrechen des Pfalzgrafen; neue Gesichtspunkte indes treten 
uns in ihm kaum noch entgegen. Die Schiift verliert vielmehr 
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im weiteren ihren bisher vorwiegend juristischen Character und 
wird zu einer allgemeinen Anklage gegen die kaiserlich-katho- 
lische Politik ; sie erhebt die bittersten Vorwürfe gegen Ferdinand, 
weil er die Restitution der Pfalz abgelehnt habe ; die Übertragung 
der Kur sei nicht der Weg zum Frieden, sondern nur zu dauern- 
dem Kriege. Obwohl der Kaiser nach der Kapitulation nur 
einen Verteidigungskrieg führen dürfe, gi'eife er einen Stand des 
Reiches nach dem andern an und lasse den Krieg immer weiter 
vordringen. Diesen Beschwerden gehen zur Seite . Anklagen 
gegen Maximilian von Baiem, weil er die widerrechtlich über- 
tragene Kur angenommen, gegen die Liga, weil sie den Bedin- 
gungen des Ulmer Vertrages mit der Union nicht nachgekommen 
sei. Unter Berufung auf den Augsburger Religionsfrieden er- 
klärt der Verfasser die Restitutionen in der Unterpfalz für eine 
Vergewaltigung der Evangelischen, protestirt er gegen die Aus- 
legung, als nähmen die Calvinisten nicht an dem Religionsfrieden 
teil, da doch Ferdinand vor den Gesandten der calvinischen 
Kurfürsten seinen Eid auf die Verfassung geschworen habe. 
„Ratio Status, praetextus Religionis, violatio fidei,'' dahin fafst 
er das Wesen des herrschenden Regimes zusammen ; solle in diesem 
gesetzlosen Zustande Wandel geschaffen und dem Reiche die Ruhe 
wiedergegeben werden, so müfsten die Stände vor allem den un- 
gültigen Achtsprocefs reformiren, und sorge tragen, dafs der 
Pfalzgraf in Besitz und Würden hergestellt werde. 



IV. 

Flugscilriften betreffend die Stellung der Evan- 
gelischen zum böhmischen Aufstand. 

Wenn wir an dieser Stelle die früher aufgeschobene Be- 
sprechung der Broschüren nachholen, welche nns die Stellung 
der Evangelischen während der böhmischen Unruhe veranschau- 
lichen, so müssen wir ihr zuerst noch einige allgemeine und 
einleitende Bemerkungen vorausschicken. 

Es lassen sich in der Entwicklung der hier in frage stehen- 
den Publizistik zwei Stadien unterscheiden : das erste wird dnrch 
die Jahre 1618 und 1619, das zweite durch die Jahre 1620 und 
1621 dargestellt; um eine vorläufige Characteristik der Flug- 
schriftenlitteratur dieser beiden Perioden zu geben, können wir 
die der ersten als „evangelisirende", die der andern als „entschie- 
den evangelische^ bezeichnen. Es soll damit gesagt sein, dafs 
die Flugschriften der Jahre 1618/19 nicht einen ausgeprägt 
evangelischen Standpunkt vertreten, dass hingegen aus denen der 
folgenden Jahre eine unzweideutig evangelische, wenn sonst auch 
noch so verschiedene Tendenz spricht. Dieser characteris- 
tische Unterschied findet seine Erklärung in den Zeitverhältnissen. 
Bis zum Schlufs des Jahres 1619 war der Kampf in Böhmen 
ein lediglich privater Hader der Stände und dann weiter des 
Pfalzgrafen mit dem Hause Ostreich, in welchen übrigens weder 
ein katholischer noch ein evangelischer Reichsstand sich einge- 
mischt hatte. Es lag bis dahin also kein Grund vor, den kon- 
fessionellen Parteistandpunkt hervorzukehren, weil von einem 
verschärften Gegensatz der Angehörigen der verschiedenen Be- 
kenntnisse als solcher noch nichts sich geoffenbart hatte. Das 
wurde anders im Winter 1619/1620; Ferdinands Plan einer all- 



— 81 — 

gemeinen katholischen Vereinigung zwar war nichts als ein 
Traumbild; aber seine Bündnisse mit der Liga, mit Spanien und 
Polen, die pecuniäre Unterstützung die ihm der Papst zu teil 
werden liefs, entkleideten den böhmischen Streit nicht nur seines 
privaten Characters, sondern erregten zugleich auch den konfessio- 
nellen Argwohn der Evangelischen. War es denn unmöglich, 
so mufsten sie sich fragen, dafs der grofse katholische Buhd, 
den sie plötzlich vor ihren Augen entstehen sahen, für den Fall 
des Sieges über die Böhmen seinen Triumph sich nicht auch im 
Reiche zu nutze machte? Und daraus folgte weiter die Frage, 
ob es nicht Pflicht jedes Evangelischen sei, die Glaubensgenossen 
in Böhmen, die ja versicherten nur um der Religion willen den 
Kampf begonnen zu haben, zu unterstützen und so gleich anfangs 
einem katholischen Übergewicht zu begegnen. Diese Erwä- 
gungen drängten sich überall in den Kreisen der Evangelischen 
auf. Jedoch konnte man * sich andrerseits eine Reihe von Be- 
denken dawider nicht verhehlen. Denn wer war es doch, der 
an der Spitze dieser katholischen Vereinigung stand, von der 
man Gefahren für das Evangelium befürchtete ? war es nicht der 
Kaiser, das Reichsoberhaupt, das auch den Religionsfrieden zu 
halten geschworen hatte, das dazu noch jetzt fortfuhr zu ver- 
sichern,'^'') es gelte nur den Frieden im Reiche wieder herzu- 
stellen, das sogar an die evangelischen Fürsten das Ersuchen 
richtete, ihm in dieser gerechten Sache ihren Beistand zu leihen? 
Die evangelischen Reichsstände sahen sich daher einem Zwie- 
spalt der Pflichten gegenüber, in dem es schwer war eine Ent- 
scheidung zu treffen: die Achtung vor der kaiserlichen Autori- 
tät schien den Anschlufs an Ferdinand zu heischen, die Gemein- 
samkeit des evangelischen Glaubens legte es nahe den Böhmen 
zu helfen. Den katholischen Ständen im Reiche blieb dieser 
Widerstreit der Pflichten oder Neigungen erspart; daher ver- 
missen wir auch eine ausgesprochen katholische Publizistik 'S) 



'^) In seiner „Edictal-Cassation" vom Ende Januar 1620. 

''^) Das berüchtigte „Classicum belli saeri" des Konvertiten Kaspar 
Schoppe fordert zwar unbedingten Zusammenschlufs aller katholischen 
Fürsten gegen die Ketzer, die man samt Weib und Kind wie tolle 
Himde totschlagen müsse, verdankt auch seine Entstehung faktisch 
wohl dem böhmischen Aufstand, steht aber formell mit ihm in keiner- 
lei Beziehung. 

Ge bauet, Publizistik üb. d. böhm. Aufstand von 1618. 6 
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als Seitenstttck zn der hier behandelten evangelischen. Diese 
aber tritt mit dem Jahre 1620 nm so lebhafter hervor, nnd wir 
werden nun zn betrachten haben, wie sie sich mit den entgegen- 
stehenden Ansichten abfand. 

a) Flugschriften der Jahre 1618 und 1619. 

' Es sind nur zwei Flugschriften, die hier in betracht kommen, 
je eine ans den Jahren 1618 und 1619. Beide sind Gutachten, 
an hochstehende evangelische Herren gerichtet, beide behandeln 
dasfelbe Thema nnd behandeln es im gleichen Sinne. Ihre Titel 
lauten folgendermafsen : 

1) Vnvorgreiffliches Bedencken | vnd Antwort 
I Auff die Frage | Ob das h. Evangeli- 1 um . . . . mit dem Welt- 
lichen I Schwerdt zu verfechten seye? | Aufs welcher Frage 
erorterung ... zn | ersehen, was von der Böhmen jetzo vor- 
habenden Defension- 1 Werck zu halten, . . . Gestellet durch | Joh- 
ann David Wunderem, | J. U. D. | MDOXIX. | 

40 Seiten, 4°. 

2. a) Refolution | Einer Frage, so bey jetzt wehren- 
den I vnruhigen Zustandt in Böhmen von | vielen ventiliret 
wird. I Ob nemblich alle vnd | jede Unterthanen . . . jhrer von 
Gott jhnen vorgesetzten 0- 1 brigkeit ohne vnterscheidt also zum 
Gehorsam obligiret, | das sie weder dieselbe in einem Tyran- 
nischen Vornehmen in Religions Sachen .... zu keinen 

Defensions Mit- 1 teln schreiten können. | Durch Jan. Roth- 
ger 1 Th. Aug. Confefs : | Gedruckt im Jahr | M.DC.XIX. | 
42 Seiten, 40. 

Die Resolution erschien im folgenden Jahre 1620 unter 
folgendem etwas veränderten Titel: 

b) Gründliche Resolution | der überaufs schweren 
vnd hochwich- 1 tigen Frage: | Ob vnd wie weit denen | Stän- 
den .... als vnmittelbarer Obrigkeit . . . zugelassen, sich vnd 
ihre Vnter- 1 thanen in Religions Bedrängnüssen wieder jhre 
höchste I Obrigkeit . . . armata ma- 1 nu zu defendiren. | 1620. 

34 Seiten, 4«. 

Der Verfasser des „unvorgreif liehen Bedenkens,^ ein sonst 
nicht weiter bekannter Rechtsgelehrter Wunderer, widmet seine 
Schrift, die im November 1618 abgefafst, erst im folgenden Jahre 
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im Drnck erschien, dem jugendlichen Kurfürsten von der Pfalz, 
dem späteren Böhmenkönig. Er trennt in ihr zwischen welt- 
lichen Dingen, in denen die Unterthanen dem Fürsten bedin- 
gungslos Gehorsam zu leisten hätten, und den geistlichen, in be- 
zug auf die der Landesherr nicht unumschränkt sei. Denn hier 
stehe ihm Gottes Gebot entgegen, das verbiete selbst die wahre 
Religion mit Gewalt auszubreiten, geschweige denn dafs es ge- 
statte, die Unterthanen zu falschem „ Götzendienst^' zu zwingen. 
Indes, so entscheidet der Verfasser, wenn auch der Fürst zu solch 
unerlaubten Bedrückungen schritte, so gebühre es dennoch den 
eigentlichen Unterthanen sich in Geduld zu schicken. Anders 
die Stände, die zwar auch unter dem Könige stünden, aber neben 
ihm zum Schutze der Privaten eingesetzt seien. Sie, die „Götter" 
der heiligen Schrift, hätten den Fürsten vor Übergriffen zu 
warnen und wenn ihre Vorstellungen nichts fruchteten, die Unter 
thanen selbst mit den Waffen in der Hand in ihrer Gewissens- 
freiheit zu schützen. Ausdrücklich aber und eindringlich be- 
schränkt der Verfasser diese Befugnis nur auf den äufsersten 
Notfall ; . nur um der Ehre Gottes und des Friedens der Kirche 
willen, niemals aber zum eigenen Vorteil dürfe ein solcher Krieg 
begonnen, niemals auch über eine blofse Verteidigung hinausge- 
gangen werden. 

„Vornehme, ansehnliche Personen" haben den „hochberühm- 
ten" lutherischen Theologen Rothger zur Abfassung der „Reso- 
lution" veranlafst, deren Ausführungen in den Gmndzügen iden- 
tisch sind mit denen des „Bedenkens '^ Wie Wunderer scheidet 
nämlich aux^h Rothger zwischen Unterthanen und Ständen, und 
mifst diesen, der „Unterobrigkeit,^ das Recht bei, die eigentlichen 
Unterthanen gegen Bedrückung durch den Landesherrn zu be- 
schirmen; weiter indes geht er darin, dafs er dieses Recht nicht 
nur auf die Abwehr glaubensfeindlicher Bestrebungen bezieht, 
sondern es auch auf solche Fälle ausdehnt, wo der Fürst offen- 
kundig gegen seine Verheifsnngen und des Landes Wohlfahrt 
handele. Er macht sich hier durchaus die von den ständischen 
Rechtfertigungsschriften betonte Doctrin des Vertrages zwischen 
Herrscher und Volk zu eigen, spricht also, während Wunderer 
die Grenzen der „Defension" völlig unbestimmt läfst, unumwun- 
den aus, dafs selbst die Absetzung des wortbrüchigen Fürsten 

6* 
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rechtlich unanfechtbar sei. Entworfen scheint die Flugschrift; 
gegen das Ende des Jahres 1619 zu sein. 

b) Flugschriften der Jahre 1620 und 1621. 

Das „Bedenken^ und die „Resolution^ hatten rein theoretisch 
und ohne jedes besondere Eingehen auf die böhmischen Verhält- 
nisse die allgemein-juristische Frage nach dem Recht der „Unter- 
thanen/^ sich dem Landesherren mit Waffengewalt zu widersetzen, 
besprochen; es waren doctrinäre Erörterungen, die aber doch 
mittelbar und ihrer Tendenz nach die Nutzanwendung auf den 
böhmischen Aufstand nahe legten. Wir können deshalb that- 
sächlich ihr Verhältnis zu der uns jetzt entgegentretenden Frage: 
Wie stellen sich nun die Evangelischen politisch den Böhmen 
gegenüber? als das einer allgemeinen Einleitung bezeichnen; sie 
behandeln eine unentbehrliche prinzipielle Vorfrage. 

Die Entscheidung dieser „Vorfrage" hatte in beiden Flug- 
schriften darauf gefufst, dafs die Verletzung der Gewissensfreiheit 
den Ständen das Recht zum Widerstand an die Hand gebe. 
War diese Vorbedingung in Böhmen erfüllt, hatten dort die Stände 
nur um den Religionsbedrüqkungen ein Ende zu machen zu den 
Waffen gegriffen, so ergab sich als unabweisbare Folgerung: 
also ist der Aufstand in Böhmen durchaus berechtigt. Der „Apo- 
logieenstreit" hatte ja Material genug geliefert zur Beantwortung 
dieser Frage; indes es ist schon angesichts der geschilderten 
Lage leicht erklärlich, dafs im Jahre 1620 der eine und der 
andere Publizist Gelegenheit nahm, die öffentliche Meinung erneut 
und ausdrücklich auf die religiösen Beschwerden als die Ur- 
sachen der Unruhe hinzuweisen, zumal da ja der Kaiser in einer 
offiziellen Kundgebung wie die „Cassation^' es war noch einmal 
öffentlich die Stände bezichtigte, sie hätten nur „unter dem 
Mantel der Religion ihre abscheuliche Rebellion bedecket". In 
diesem Zusammenhang werden wir daher wohl am besten die 
Besprechung zweier Flugschriften aus dem Jahre 1620 ein- 
schalten , die vornehmlich den Nachweis zu führen suchen, dafs 
der böhmische Krieg ein Religionskrieg sei. Es ist in erster 
Linie die: 

Wohlgegründte Ant-|wort vnd Wiederlegung 
Zweyer Jesuwite- 1 rischen vnd ihrem Spaniolisirten Anhang 
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Fragen, Ob der | Böhmische Krieg vor ein Religion oder Re- 
gion Krieg | zu achten sey. | Anno | 1620. | 

8 BU. 40. 

Die Flugschrift beruft sich auf die grofse Apologie als un- 
umstöfslichen Beweis, dafs die Religion in Böhmen angegi'iffen 
sei, — und dafs sie dies thut, ist im Grunde das beste an ihr. Denn 
die Art und Weise ihrer eigenen Argumentation ist äufserst dürf- 
tig und schwach, und das kategorische: „ergo ist der Krieg ein 
Religionskrieg" ist vielfach aus Einzelheiten hergeleitet, die 
wenig geeignet sind, den religiösen Character des Kampfes zu 
erweisen. Die Gegenfrage, ob nicht auch manches dafür spreche, 
dafs der Krieg ein „Regionskrieg" sei, wird gar nicht einmal 
gestellt. Bemerkenswert ist bei der sonst recht unbedeutenden 
Flugschrift, dafs sie die confessio Bohemica schlechthin als iden- 
tisch mit der Confessio Augustana setzt, ein Kunstgriff, der offen- 
bar den Zweck hat, den Lutheranern den Sieg des katholischen 
Bundes über Böhmen als eine unmittelbare Schädigung ihres 
lutherischen Glaubens vor die Augen zu führen. Da die Frage 
nach der konfessionellen Stellung der Böhmen in den weiter zu 
besprechenden Flugschriften mehrfach Gegenstand der Erörterung 
ist, so sei hier sogleich bemerkt, dafs in der That die böhmische 
Bekenntnisschrift der augsburgischen näher steht als dem Heidel- 
berger Katechismus, und dafs das rein-kalvinische Element im 
Königi-eich auch unter der Herrschaft des Pfalzgrafen nur gering- 
fügig war. — Von den im weiteren Titel der Flugschrift genannten fünf 
Schreiben „die Bäpstische und spanische Persecution betreffend" 
findet sich in der vorliegenden Ausgabe nichts. Statt ihrer ist 
eine Ausführung beigegeben: „ob die Böhmen alle gütliche Com- 
position verschworen haben," welche die Ablehnung der nach 
der Kaiserwahl von den Kurfürsten beschlossenen Interposition 
rechtfertigen soll. Der Verfasser erklärt diese Vermittelungsvor- 
schläge für unannehmbar und verspätet; unannehmbar, weil die 
geistlichen Kurfürsten, wie sich in Frankfurt gezeigt, parteiisch, 
und zudem Mainz und Trier in den Händen der Jesuiten, Köln 
mit Ferdinand verwandt sei. Verspätet aber sei das Aner- 
bieten gewesen, da bereits der Pfalzgraf zum König gewählt war, 
ohne seine Zustimmung mithin die Stände sich auf einen Ver^ 
gleich nicht mehr einlassen )connten. 



— 86 — 

Noch einmal ward die Frage naeh dem Wesen des böhmi- 
schen Anfstandes angeregt als die lutherischen Fürsten von 
Sachsen nnd Hessen-Dannstadt sich der antiböhmischen Partei 
anschlössen, (März 1620 zn Mflhlhansen), unter der Versicherung 
natürlich, dafs Ursachen und Zweck der Unruhe rein politischer 
Natur seien. Damals entstand folgende Flugschrift: 

Decisio prophetica | belli bohemici. | Eine sehr 
nothwendig vnd nützliche Frage | zu diesen letzten Zeiten, 
Darinnen decidiret wird, | Mit wem man es (das Böhmische 

Wesen betref- 1 fend) halten oder nicht halten solle? 

Auch wird aufs dem Propheten Daniel vnd der Of|fenbahmng 

Johannis .... angezeiget, wer den Sieg haben oder nicht 

haben wird geschrieben | Durch | Christianum Crucigemm, 

sonsten P. F. genand, Bohemum 1620. 

28 EU. 4». 

Der Verfasser, ein Böhme, der sich selbst am Schlufs seiner 
Schrift „Paulus Felgenhauer, Theosophiae discipulus" nennt, giebt 
seine Absicht dahin kund, insbesondere die Fürsten zu belehren, 
wie sie sich den böhmischen Ständen gegenüber zu verhalten 
hätten, um dem Worte Gottes gemäfs zu handeln. Wenn er da- 
bei nun auch, wie schon der Titel verrät, allerlei mystisch-theo- 
sophischen Kram an den Tag bringt, so unterscheidet sich 
seine Darlegung doch von den zahlreichen „Prophezeihungen*' 
jener Jahre durch die ausführliche sachliche Argumentation, die 
ihr zu gründe liegt, und als deren Endergebnis wir schliefslich 
die „Decisio prophetica^ mit in den Kauf nehmen müssen. 

Das Ziöl seiner Polemik war dem Verfasser als ein zwie- 
faches vorgezeichnet: es galt einmal die Angriffe der Katho- 
lischen zurückzuweisen, sodann aber auch den Anfeindungen ent- 
gegen zu treten, die von der extremen habsburgfreundlichen Luthe- 
ranerpartei ausgegangen waren. Mit unverhohlenem Hafs wendet 
sich der Verfasser gegen die „Papisten und Jesuwüten, " die es zu 
leugnen wagten, dafs der Krieg seinen Grund habe in der Verlet- 
zung der Glaubensprivilegien. Selbst wenn es keine Apologie gäbe, 
so würde doch das Prinzip der Papisten, Ketzern dürfe mau 
keine Treue halten. Beweis genug sein fftr die heimtückisch- 
niederträchtige Politik, deren man sich gegen die Böhmen bedient, 
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fUr die Unaufrichtigkeit , mit der man den Majestätsbrief aus- 
gelegt habe. 

Hohn nnd Bitterkeit hingegen spricht aus der Art, wie der 
Verfasser sich gegen den böhmenfeindlichen Lutheraner Matthias 
Hoö, den Dresdener Oberhofprediger, wendet, der grade damals 
in einem Huldigungsschreiben an den Kaiser sich in heftigen 
Schmähungen gegen die Böhmen ergangen hatte. Die Polemik 
gegen Hoö ist zugleich eine herbe Verurteilung der chursäch- 
sischen Politik ; ihr wird Verrat an der evangelischen Sache vor- 
geworfen, weil sie in eitler Verblendung dem Papismus Hand- 
langerdienste leiste, sie wird der Kurzsichtigkeit geziehen, weil 
sie nicht erkenne, dafs ein Sieg der katholischen Partei auch 
fQr Sachsen und den Lutheranismus von den schwersten Folgen 
sein werde. Trotz aller Anfechtungen aber, so schliefst der 
Verfasser in freudiger Hoflhung und begründet seine Zuversicht 
durch geheimnisvolle Deutung biblischer Prophezeihungen, werde 
der Sieg dem Pfalzgrafen und dem Evangelium gehören. 

Es sollte anders kommen — und dafs es anders kam, ward 
nicht zum geringsten durch die Mutlosigkeit der vereinigten böh- 
mischen Länder selbst verschuldet. Wenige Tage schon nach 
der Niederlage am weifsen Berge erklärten die in Prag ver- 
sammelten Stände Böhmens ihre Unterwerfung unter den Kaiser, 
Mähren folgte nach, und im Beginn des folgenden Jahres beugte 
auch Schlesien sich der östreichischen Herrschaft;, als ihm Johann 
Georg als Executor des Kaisers eine Amnestie zusagte. Schon 
hofite man, Ferdinand werde die Länder seinen Zorn nicht fühlen 
lassen, da erging plötzlich in Böhmen über die Häupter der Be- 
wegung ein blutiges Strafgeiicht, und bald verkündeten strenge 
Mafsregeln wider die Evangelischen, dafs Ferdinand sein Lebens- 
ziel, die Ausrottung der Ketzerei, nun auch in Böhmen durch- 
zuführen entschlossen sei. Jetzt mochte gar manchem das Herz 
schlagen, dafs er so leichten Sinnes die Sache Friedrichs preis- 
gegeben und sich einer unsicheren Zukunft in die Arme ge- 
worfen hätte. Und wenn auch in Böhmen jeder Widerspruch 
erstickt war, so äufserte er sich doch noch einmal in Schlesien, 
das noch nicht wieder unter dem Drucke der kaiserlichen Ver- 
waltung stand. Als Ausdruck dieser oppositionellen Stimmung 
begegnet uns folgende Flugschrift des Jahres 1621: 
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Lucerna | fulguris irae | Divinae. | Leuchte, Gött- 
li- 1 chen Zom-Plitzens der Schlesischen | Vorblendung Gut- 
hertziger wol- 1 meinung vorgetragen. | Durch | Gotthart Frey- 
mund, I Anno { 1621. | Gedruckt zur Neisse. | 
12 BU. 40. 

Wir fügen die „Lucema" den beiden zuletzt besprochenen 

• 

Flugschriften bei, weil auch in ihr der Hauptnachdruck darauf 
gelegt wird, dafs der böhmische Krieg auf einen Kampf um die 
Religion hinauslaufe. Die Schrift, in deren Verfasser wir einen 
schlesischen Lutheraner erkennen, ist ein Seiten- und ein Gegen- 
stück zum „schlesischen Landsmann". Als ein Seitenstück dürfen 
wir sie deshalb bezeichnen, weil Bitterkeit gegen die schlesischen 
Fürsten und die gewisse Überzeugung von der kommenden 
Strafe Gottes auch ihr Grundton ist; in jeder andern Beziehung 
aber sind die beiden Flugschriften polare Gegensätze. In schar- 
fen Worten macht der Verfasser der „Lucerna" seinem tiefem 
Unmut über die Unterwerfung Schlesiens unter Habsburg Luft: 
dem rechtmäfsigen Könige Friedrich habe man den Treueid ge- 
brochen, ihn feige im Stiche gelassen, und was das schlimmste 
sei, auf das Versprechen persönlicher Straflosigkeit hin, schnö- 
den Verrat geübt an dem heiligsten Gut, dem evangelischen 
Glauben. Allein zum Schutze der wahren Religion habe man 
einst die Waffen erhoben gegen die Bedränger; wie wolle man 
jetzt diesen Abfall verantworten vor Ehre, Gewissen und künf- 
tigen Geschlechtern? Schon zeige die entsetzliche Bestrafung 
der Böhmen und Mährer, welchen Lohn Habsburg den Unter- 
jochten biete, und auch in Schlesien werde Gottes Gerechtigkeit 
nicht säumen, Rache zu nehmen für die Untreue gegen die hei- 
lige Sache des Evangeliums. 

Wenn wir nun übergehen zu denjenigen Broschüren, in 
denen der konfessionell-evangelische Standpunkt so unbedingt 
ausschlaggebend ist, dafs die Frage nach dem Recht der einen 
oder der anderen Partei durchaus zurücktritt, und die zugleich 
unmittelbar und einzig und allein den practischen Zweck im 
Auge haben, den evangelischen Fürsten die militärische Unter- 
stützung der Böhmen zu raten oder zu widerraten, so ergiebt 
sich am natürlichsten folgende Einteilung: a) böhmenfreundliche 
b) neutrale, c) böhmenfeindliche, 
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Einer unbedingt antihabsburgisch-evangelischen Tendenz 
hnldigt nur die folgende Flugschrift: 

Ein Difcurs | über der Frag, | Ob die jenigen 

welche | der Evangelischen Religion zuge-|than seindt, mit 

gutem Gewissen, | dem Haufs Östen^eich, wider | den König in 

. Böheimb | hülff| leisten | können. | Gedruckt im Jahr, | M.DC.XX. | 

8 Bll. 4. 

Eine französische Übersetzung führt den Titel: 

Discours | sur la question: | Si ceux qui fontjPro- 
feffion de la Religion | Reformde, peuuent en bonne | con- 
fcience afsister le party | d* Auftriebe, contre le | Roy de Bohe- 1 

me. I MDCXX. | 
8 Bll. 4. 

Ausgehend von einer Zusammenstellung der Gründe, mit 
denen Böhmen und Ostreich ihr Recht besonders in bezug auf 
den Streit, ob der Krieg aus religiösen oder politischen Motiven 
hervorgegangen sei, zu verteidigen suchten, erklärt der Verfasser, 
dafs die Entscheidung darüber von durchaus untergeordnetem We]*te 
sei. Nicht die Ursachen, sondern der Zweck und das Ziel des 
Kampfes müsse ausschlaggebend für die beiden Parteien sein, 
und dieser Zweck sei Ausbreitung des eigenen Bekenntnisses. 
Ein Sieg der Böhmen bedeute daher ein Unterliegen des Katholi- 
zismus, und den Evangelischen erwachse somit die Pflicht, Mann 
für Mann einzutreten gegen die Feinde ihres Glaubens. Und das 
um so mehr, als das Recht, selbst wenn man von den Ursachen 
zum Aufstande absehe, doch unzweifelhaft auf selten des Pfalz- 
grafen und der Stände sei. Denn das Erbrecht sei ein Phantom; 
da aber das Wohl des Landes überall das höchste Gesetz sein 
müsse, so sei die Absetzung des gekrönten Königs, wenn er die 
Verfassung verletze, sogar in einem Erbreiche gerecht und billig. 
Wenn nun trotz alledem Evangelische sich unter der habs- 
burgischen Partei finden liefsen, so sei dies eine Verblendung 
ohne gleichen. Mit prophetischem Blick verkündet der Ver- 
fasser diesen ungetreuen Glaubensgenossen das Schicksal voraus, 
das Ostreich ihnen zu bereiten suchen werde : „Der Hafs und die 
Feindschaft der Religion wird ihre Grofsmütigkeit erwecken, und 
diejenigen, die allda sein werden wird man ausmustern, und sie 
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überreden, es sei eine grosse Gnad', wenn man sie mit Sack 
und Pack fortschickt". 

Die Mahnung des „Diskurses" fand in den Reihen der 
Evangelischen Deutschlands nur wenig Beifall. Der Kaiser 
hatte ja versprochen, keine antievangelische Politik zu treiben, 
und wenn man auch von der Aufrichtigkeit dieser Versicherung 
nicht gar fest überzeugt war, so war sie doch willkommen, weil 
sich nun eine bequeme Neutralität bewahren liefs. Einer der 
wenigen Fürsten, die sich kurz entschlossen auf die Seite König 
Friedrichs stellten, war der von jugendlichem Idealismus erfüllte 
Johann Ernst von Sachsen- Weimar. Ehe der junge Herzog diesen 
Schritt that, wandte er sich an die theologischen Fakultäten zu 
Wittenberg und Jena mit der Anfrage, ob ein evangelischer 
Fürst verpflichtet sei, dem Kaiser auch dann beizustehen, wenn 
er seine lutherischen Unterthanen ohne Grund verfolge. Die 
Antworten der beiden Fakultäten sind in zwei Flugschriften auf 
uns gekommen: 

La. Bedencken.^9) | Der Churfürst: | Sächsischen 
Theologen 1 zu Wittenberg. I Vber die Frage. 1 Ob ein Standt 



^'0 Dieses „Bedenken" ist vor allem auch deshalb interessant, 
weil schon früh (Matthias Hoe in seiner Schrift: „Ernste und abge- 
drungene Antwort auf das ScLreiben Jakobs von Grünthal** S. 40) 
Zweifel an seiner Echtheit aufstiegen, die sich dann später öfters 
wiederholten. (Vgl. darüber: Bernhard Böse: Herzog Bernhard der 
Grofse von Sachsen-Weimar. (Weimar 1828, Teil I , S. 3 1 9, Anm. 42.) 
Dafs diese Zweifel völlig unbegründet sind, beweist die amtliche „Er- 
klärung" der Wittenberger Theologen (unter Titel Ic). In der Vor- 
rede gesteht dort die Fakultät ausdrücklich zu, dafis sie dies Gutachten 
erteilt habe, sucht dann seine Bedeutung allerdings nach Kräften abzu- 
schwächen — offenbar, weil sie sah, dafs ihr Landesherr, der Kurfürst 
Johann Georg eine so ganz andere Politik verfolgte als sie dem Her- 
zog Johann Ernst geraten. Die Fakultät betont, dafs sie weit entfernt 
gewesen sei, dem Herzog in der böhmischen Sache einen Katschlag zu 
erteilen; wenn sich diese Angabe auf dem Titel des „Bedenkens" 
(Titella) fände, so sei dies „aus der Calvinisten Druckereien" hervor- 
gegangen. Die böhmische Angelegenheit sei weder in der Anfrage des 
Herzogs noch in ihrer Antwort auch nur mit einem Worte berührt; 
ihr Bescheid sei ganz allgemein gehalten. Gegen jede andere Deutung 
müTsten sie um so entschiedener auftreten, als das „Bedenken" dahin 
missdeutet sei (wohl in Dresden) „als wann wider die Calvinisten von 
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defs Reichs, | dem Kömischen Kayser, inn | diesem Böhmischen 
Krieg, 6ey-| stand zu leisten, nicht Billich | BedcDcken tragen 
I solle. I Anno 1620. | 
6 Bll. 4«. 

b. Wittenbergischer Theologen, in Gottes | Wort 
. . . begründte Informatio, | Ob ein Lutherischer Ftlrst, | der 
Kays. May. wider die Böheimben, als Evan | gelischen, alTistentz 
zu leisten schuldig. | 1620. | 

15 Seiten 40. 
Andere Ausgaben auf 5 Bll. und 16 Seiten. 

Mit erläuternden Bemerkungen versehen ward das „Be- 
denken^ im Auftrag der theologischen Fakultät zu Wittenberg 
unter folgendem Titel veröffentlicht: 

c. Erklärung | dessen am 25. Janu-|arij 1620. | 

Dem Hen-n Johann Ernsten von den | Theologen 

zu Wittenberg gegebenen Bedenckens | (welches hiebey aus 

dem Original gedruckt zu finden) vber diese Frage: | Ob ein 

Lutherischer Stand Rom. Key. May: | aflistentz zu leisten be- 

dencken tragen solle, wenn von dersel-|ben die Lutherischen 

bekrieget werden solten? | Gedruckt zu Wittenberg 

I Im Jahr 1620. | 

12 Bll. 40. 

II. Das Jenische Gutachten führt den Titel: 

Confilium oder Bedencken | Der Theologischen 

Facultet zu Jehna. | Wegen jetziger Böhemischer Vn- 

ruhe auff J. F. G. | gnädigst begehren gestellet vnd vber- 

geben. | 1620. | 

8 Bll. 4Q. 

Die Anfrage des Herzogs bestimmte im Grunde durch die 
Voraussetzung, dafs die Verfolgten im Rechte seien, bereits das 
Urteil der Fakultäten: sie entschieden, wie Johann Ernst es 
wtinschte, dafs es in dem bezeichneten Falle unstatthaft sein 
würde, dem Kaiser hülfe zu leisten. Der Bescheid der Witten- 
berger Theologen stellt es, unter vorsichtigem Vermeiden jeder 
politischen Färbung, als der Liebe gegen Gott und den Nächsten 
widersprechend hin, denjenigen zu unterstützen der Glaubens- 



uns nicht mehr der gebührliche christliche in Gottes Wort geschriebene 
und notwendige Eifer sollt gebraucht werden*. 
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genossen verfolge. Die MajestHt des Kaisers müsse man aller- 
dings achten, sei doch „unter dem Rom. Kaiser Gottes Sohn in 
die Welt geboren;" nach dem einstimmigen Urteil des Wortes 
Gottes nnd der Schriften Luthers gehe es aber nicht an, den 
„Kindern der Finsternis" beizuspringen im Kampfe gegen die 
„Kinder des Lichts". — Das zwei Monate später abgefafste 
Gutachten der Jenischen Fakultät erklärt sich im Einverständnis 
mit dem der Wittenberger. Wenn der Kaiser die Gewissen zu 
falscher Religion zu zwingen versuchte, so dflrften die Unter- 
thanen ihm darin billig nicht willfahren; denn Gottes Gesetz 
gehe vor Menschen Satzung, nnd wenn die Obrigkeit auch Gottes 
Ordnung sei, so sei sie doch voii ihm zum Besten, und nicht 
zum Verderben der Unterthanen bestellt. Das „Consilium" 
unterläfst es nicht, diesem Entscheid die Mahnung hinzuzufügen, 
der Herzog möge strenge Neutralität bewahren. Denn der 
Kaiser habe die Wahl Friedrichs für nichtig erklärt, und werde 
wohl die Acht bald folgen lassen ; wenn er dann siege, so drohe 
dem Herzoge und seinem Lande grofse Gefahr. Und zudem sei 
zu erwägen, dafs die Böhmen gröfstenteils Calvinisten wären, 
die durch den Krieg ihre Religion auszubreiten hofPten, was 
doch ebenso wenig im Interesse der Lutheraner liegen könne, als 
ein Vordringen des Papismus^") 

Den bisher behandelten Flugschriften war als Grundzug 
eigen gewesen die Gegnerschaft gegen Rom, die schroffer sich 
aussprach in dem „Diskurs" und in der „Decisio," schwächer 
und mehr negativ in den Gutachten der theologischen Fakultäten 
zum Ausdruck kam. Allein wenn wir von dieser Gruppe von 



"**) Dieser Gegensatz gegen den Calvinismus kennzeichnet auch 
ein Gutachten, welches unter dem Datum des 10. Oktober 1619 die 
IMlbiuger theologische Fakultät, ohne indes eine Anfrage erhalten zu 
haben, an ihren Landesherren richtete. Da mir die Flugschrift nicht 
bekannt geworden ist, teile ich ihren Inhalt kurz nach den Angaben 
Senkenbergs (III, 402; Anm. e.) mit: die Tübinger Professoren rieten 
ihrem Herzog, er möge nicht sein Geld und Volk für die Calvinisten 
aufopfern, die den Lutheranern weniger Gewissensfreiheit gewährten, 
alsj;die Katholiken, und^die sogar die Arminianer, welche nur in wenigen 
Punkten mit den^Lutheranem übereinstimmten, bis auf das Blut ver- 
folgten. — Das Jenische Gutachten beruft sich übrigens auf dieses 
Tübingische. 
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Broschüren sagten, dafs in ihnen der konfessionelle Gesichtspunkt 
mafsgebend sei , so ist dies nur mit einer gewissen Einschränkung 
zu verstehen. Denn es giebt nicht eine schlechthin evangelische 
Konfession; wir haben vielmehr streng zwischen dem lutherischen 
und kalvinischen Bekenntnis zu scheiden. Und wir stehen ja 
gerade in der Zeit, wo die unheilvolle Zwietracht dieser beiden 
Schwesterkirchen sich vielfach zu fanatischem Hafs gesteigert 
hatte, zu einer Feindschaft die selbst den gemeinsamen Gegen- 
satz gegen den Katholizismus vergessen liefs. Während noch 
im Jahre 1561 auf dem Naumburger Tage der kalvinische Kur- 
fürst Friedrich von der Pfalz die Confessio Augnstana variata 
als sein Bekenntnis unterschrieb — ein Beweis, wie nahe sich 
damals doch Lutheraner und Kalvinisten standen, — hatte seit- 
dem die „rabies theologorum" fort und fort und mit gutem Er- 
folg an der Vertiefung der Gegensätze gearbeitet. Die Schuld 
trifft nicht zum wenigsten die lutherische Orthodoxie. Die Hoch- 
burg aber dieses unduldsamen Luthertums, das sich frei und 
offen seiner inneren Verwandtschaft mit dem Papismus rühmte 
und mit ihm liebäugelte , war nach kurzem Schwanken bald der 
albertinische Hof von Dresden geworden. Der bereits mehrfach 
erwähnte Oberhofprediger D. Matthias Hoö war nur ein Nach- 
folger seiner eifernden Vorgänger, allerdings ein durchaus wür- 
diger. In den Jahrzehnte lang gepflegten kalvinistenfeindlichen 
Anschauungen war auch der Kurfürst Johann Georg völlig be- 
fangen, und nicht nur seine „Reichstreue" und die Hoflftiung auf 
den Erwerb der Lausitzen war es, was ihn auf die Seite des 
Kaisers zu treten bewog, sondern kaum weniger das Bedenken, 
ein Sieg des Pfalzgrafen werde die lutherische Religion ernster 
gefährden als der Triumph des katholischen Ferdinand. Diese 
auf das Bekenntnis sich grändende Feindschaft gegen die an- 
geblich kalvinischen Böhmen kennzeichnet die im folgenden zu 
besprechenden beiden Flugschriften. Die eine führt den Titel: 

Deutliche vnd gründli-|che Aussführung dreyer 

jetzo hochnö- 1 tiger vnd gantz wichtiger | Fragen : | [ob 

ein evangelischer Fürst den Böhmen oder dem Kaiser beistehen, 
oder neutral bleiben müsse] . . . Anno | pH In toto orbe, Date 
sVa Caesarl, & Deo qVae sVnt Del. | (1620) 
59 Seiten, 4^ 
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Andere Ausgaben anf 28 611, 39 Seit, 48 Seit., 56 Seit., 
64 Seiten. 

Die „deutliche Ausführung" ist nicht eine unparteiische und 
objektive Prüfung der Gründe, welche einen evangelischen 
Fürsten zum Anschlufs an den Kaiser oder an die Böhmen be- 
stimmen möchten, sondern sie ist eine politische Tendenzschrift, 
die, wohl von einem kursächsischen Theologen abgefafst, das 
Bündnis Johann Georgs mit Ostreich rechtfertigen soll; ihre Ent- 
stehung haben wir in die Zeit vom 5. bis zum 25. September ^^) 
1620 anzusetzen, so dafs sie also wie eine Art von Apologie den 
Einmarsch des sächsischen Kurfürsten in die Lausitzen be- 
gleitete. 

Was den Inhalt der Flugschrift anlangt, so prägt sich in 
ihm sehr deutlich der kursächsische Standpunkt aus — wenn anders 
die Schaukelpolitik Johann Georgs überhaupt einen solchen ein- 
nahm. Der Aufstand, so heifst es, habe politische Ursachen und 
rühre nicht von Keligionsbedrängnissen her ; denn die kaiserliche 
Regierung sei wohl hie und da ein wenig scharf, niemals aber 
im Gegensatz zu der Verfassung mit den Evangelischen ver- 
fahren. Gesetzt aber auch, es handele sich jetzt in dem Kriege 
um die Glaubensfreiheit, so sei es doch nicht das unverfälschte 
Augsbnrgische Bekenntnis, sondern die „Calvinisterei^^ die in 
Böhmen herrsche, und ihrer Ausbreitung zu steuern sei Pflicht 
jedes Evangelischen. In diesem Streben aber komme der Wunsch 
des Kaisers mit dem der echten evangelischen Christen überein. 
Ist es nicht, als ob der Verfasser getäuscht sein wolle, wenn er^ 
die kursächsischen Anschauungen folgerichtig verfechtend, sich 
zu der Behauptung versteigt, Ferdinand strebe nur dahin, dafs 
die Evangelischen „wider die Kalvinischen Practiken geschützet 
und bei ihrer erlangten Gewissensfreiheit erhalten" würden, wenn 
ihm schon der Gedanke , der Kaiser könne seine siegreichen 
Waffen auch gegen die Lutheraner kehren als ein „crimen lae- 
sae Majestatis" erscheint! Zwei Jahre danach und die Lutheraner 
waren in Ferdinands Ländern rechtlos wie die Kalvinisten! Bei 



^1) Diese Zeit ergiebt sich daraus, dafs der Verfasser das Schreiben 
der böhmischen an die sächsischen Stände vom 2. September 1620 
schon kennt, während ihm die darauf sich beziehende Eingabe der 
Bitterschaft an Joh. Georg (22. Sept 1620) noch unbekannt ist. 
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derartigen Grundsätzen erklärt es der Verfasser natürlich auch 
für unmöglich, Neutralität zu bewahren: der Sohn müsse sich 
seines Vaters annehmen, „wenn das Haupt lieget, so lieget alles, 
würde das Haupt von den andern Gliedmafsen verlassen, kam 
darüber in höchsten Schaden, würd vom Schlag gerühret, müfs- 
ten es denn nicht die andern Glieder des Leibes auch entgelten?" 
Für Kursachsen insonderheit wird das Recht und die Pflicht, 
dem Kaiser beistand zu leisten, in anspruch genommen. Denn 
Sachsen, so argumentirt der Verfasser, müsse nicht nur seine 
böhmischen Lehen behaupten, deren es der Pfalzgraf verlustig 
erklärt habe — dafs dies erst die Antwort Friedrichs auf den 
offenkundigen Anschlufs Johann Georgs an Ferdinand war, ver- 
schweigt der Verfasser — sondern es sei vor allem verpflichtet, 
dem „gnädigsten^ Auftrag der Kaiserlichen Majestät folge zu 
leisten, und die Hand zu bieten „zur Wiederbringung des Friedens 
im H. Reich, zur Versicherung der wahren evangelischen Religion, 
zur Erhaltung der kaiserlichen Reputation und Reichs Ord- 
nungen". „Die Summa Summarum Ihrer Churf. Gn. rechten 
wahren und einigen Zweckes in diesem ganzen Werk," so schliefst 
der Verfasser seine Ausffthrungen, „ist und bleibt im Gnmd der 
Wahrheit, dafs sie nur begehren, zu geben dem Kaiser, was des 
Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist". Eine klangvolle Phrase! 
Ganz in demselben Sinne wie die „deutliche Ausführung" 
entscheidet die Frage nach dem Verhalten der evangelischen 
Fürsten den Böhmen gegenüber eine Broschüre, deren Tendenz 
sich schon aus den ersten Worten des Titels erraten läfst: 

Xenium. | Calvine | Turcicum | pro | Rebellibus 

Bohemis | Calvinotürckisch Ne- 1 wes Jahr Praefentirt 

vnnd Verehrt, | durch { Joannem Hermannum Böheimb von { 
Teutschen Brodta. | Gedruckt Im Jahr, | 1621. | 

62 BU., 4^; daneben nach der Einleitung auch Seiten- 
zählung = 98; indes sind die Zahlen 71—80 und 97/89 zwei- 
mal angewandt. 

Das Xenium, welches wir uns im August des Jahres 1620 ^2) 



^) Denn die Dednetio bohemica (erschienen Anfang Jnli 1620) 
kennt der Verfasser, von einer Niederlage der Böhmen, wie sie seit 
dem September begannen, weiis er aber noch nichts. 
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entworfen zu denken haben, igt gewissermafsen eine Ergänzung zu 
der „deutlichen Ausführung ;" während nämlich diese die Notwendig- 
keit darzulegen gesucht hatte, dafs die evangelischen Reichsstände 
für das Recht des Kaisers einträten, erörtert das „Xenium" die 
Frage : aus welchen Gründen darf ein Evangelischer den Böhmen 
nicht zu hülfe kommen? 

Wenn aber die „deutliche Ausführung"^ bei aller Calvi- 
nistenfeindlichkeit doch die Pflicht gegen das Reichsoberhaupt 
als das für das Bündnis mit Ostreich in erster Linie Entschei- 
dende hingestellt hatte , so beherrscht im „Xeninm" der blinde 
Hafs gegen den Calvinismus fast unumschränkt das Feld. Gleich 
in der ersten der vier „Uraachen" in welche der Verfasser seine 
Schrift teilt, wird es uns mit vieler Beredtsamkeit zu gemüte ge- 
führt, dafs ein Anhänger der „unbesudelten^^ Augsbnrgischen 
Konfession niemals die Hand bieten dürfe zur Rettung der „ab- 
scheulichen Calvinisterei," die man Mschlich „evangelisch" nenne. 
Denn in Wahrheit sei der Calvinismus ein Geschwister des 
Mohamedanismus, dem er so nahe stehe, dafs der Koran und der 
Heidelberger Katechismus nur unwesentlich verschieden seien. 
Gerade im ersten Viertel des 17. Jahrhunderts war es bei Pa- 
pisten und Lutheranern sehr gebräuchlich, die Anhänger Calvins 
und Zwingiis mit den „Türken" zusammenzustellen. Vor allem 
seitdem der Dresdener Hofprediger Polycarp Leyser alles Ernstes 
nachzuweisen gesucht hatte ^^), die reformirte Kirche sei eine 
Stiftung des Teufels und bedeute den Antichrist der danielischen 
Weissagungen, war es eine beliebte Phrase der extremen Luthe- 
raner, dem „occidentalischen Antichrist," dem Papsttum, den 
Calvinismus als den „orientalischen Antichrist" an die Seite zu 
stellen s*). 



®^) In einer Widmung von Predigten an den sächsischen Kur- 
fürsten aus dem Jahre 1 602. Bezeichnend genug, dafs dieses Leysersche 
Machwerk im Jahre 1620 als Flugschrift erschien, und von Hoe mit 
einem Begleitwort versehen ward. Schon der Titel: „Eine wichtige, 
und in diesen gefährlichen Zeiten sehr nützliche Frag: Ob, wie, vnd 

warum, man lieber mit den Papisten Gemeinschaft haben solle, denn 

mit den Calvinisten" zeigt, dafs die Veröffentlichung zur Rechtferti- 
gung der kursächsischen Politik dienen sollte. 

***) So schrieb auf die Kunde von der Wahl Friedrichs V. zum 
König D. Hoe an den lutherischen Grafen Schlick : „0 wie schad, o wie 
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Wenn dann in der zweiten „Ursache" der Verfasser den 
Versuch macht zn beweisen, wie unberechtigt der Aufstand der 
Böhmen gewesen sei, so ist besonders die Art seiner Polemik 
gegen die Apologieen fOr seine Argumentation characteristisch. 
Während er nämlich mit grofser Umständlichkeit die Gründe zu 
widerlegen sucht, mit denen die ständischen Rechtfertigungs- 
schriften den Fenstersturz entschuldigt hatten — Gründe, welche 
die Böhmen wohl schwerlich selbst als stichhaltig werden be- 
trachtet haben, denn die That des 23. Mai war und blieb eine 
Roheit — , übergeht er die wichtigste Frage, ob nämlich der 
Majestätsbrief verletzt sei oder nicht mit den sophistischen Worten : 
weder Ferdinand noch Matthias hätten ihn, „so auf die luthe- 
rische Religion gerichtet" (!), zu kassiren im Sinne gehabt. Die 
Nichtigkeit dieser willkürlichen Behauptung liegt auf der Hand, 
da der Majestätsbrief den Bekennern der confessio bohemica, 
nicht den Augsburgischen Konfessionsverwandten erteilt wor- 
den war. 

Mit dieser konfessionellen Gegnerschaft geht bei dem Ver- 
fasser Hand in Hand eine heftige nationale Feindschaft gegen 
die Böhmen, bei welcher offenbar eine tiefe persönliche Abnei- 
gung von entscheidendem Einflufs ist. Mit jeder Seite tritt die 
erbitterte Stimmung gegen die Tschechen stärker hervor, so dafs 
die beiden letzten „Ursachen" völlig angefßUt sind mit Beispielen 
von der Schlechtigkeit dieses Volkes. Ungehorsam und Empörung 
gegen die Obrigkeit und Undank gegen ihre Wohlthäter, die 
Deutschen, erscheint als der hervorstechende Characterzug der 
Böhmen. Von den Deutschen sei ihnen Christentum und Ge- 
sittung, Wohlstand und Macht gebracht worden, daftir schlösse 
man sie als „Ausländer" von jedem Einflufs aus. Nur wenn 
wie jetzt Gefahr drohe, wende man sich an die sonst verachteten 
Deutschen; „wenn es Stöfs will setzen, da stellet man die teut- 
sohen Soldaten vomen an, damit sie, wann es wohl ablauft, den 



gro&er Scbad um so viel edle Länder, dafs sie alle dem Calvinismo 
in den Rachen sollen gesteckt werden. Vom occidentalischen Anti- 
christ sich losreifsen , und den Orientalischen dafUr bekommen, ist in 
Wahrheit ein schlechter Vorteil". Abgedruckt im „Fasciculus ex Bo- 
hemia" Teil II, und im „Bohemicum Catharcticum, Oder Böhmisch Pnr- 
gierpulver," sub litt. R. 

O e1> a n e r , Pablisistik üb. d. böhm. AafsUnd von 1618. 7 
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böhmischen Befehlshabern neuen Rnhm erlangen, wann sie aber 
auf dem Platz liegen bleiben, man an ihnen die Besoldung er- 
spare". Die allgemeine Grundstimmnng, die Feindseligkeit gegen 
den Calvinismus begegnet uns aber auch hier überall bis zur 
Ermüdung, und so klingt denn auch die Flugschrift aus in dem 
fanatischen ceterum censeo: „Gott wolle die calvino-türkische, 
unruhige, blutdürstige Sect stürzen". 

Aus den Andeutungen, welche sich in der Broschüre selbst 
finden, möchte man schliefsen, dafs Matthias Ho6 ihr Ver- 
fasser ist: 

Jede Zeile des Buches weist darauf hin, dafs ein Imtheraner 
der strengsten Richtung der Verfasser ist. Bemerkungen wie 
z. B. „wenn du ein redlicher sächsischer Teutscher bist" (Seite 5), 
lassen uns den Autor in Sachsen suchen. Ziehen wir femer in 
Erwägung, mit welcher Erbitterung auf die Feindschaft der Böh- 
men gegenüber den Deutschen hingewiesen wird — die nationale 
Gegnerschaft der beiden Völker betont nur das „Xenium" — , be- 
achten wir, dafs die Broschüre vielfach eine überraschende, 
wohl allein aus der persönlichen Erfahrung ihres Verfassers er- 
klärliche Kenntnis böhmischer Verhältnisse verrät ,^5) so bestätigt 
auch dies unsere Vermutung. Hoe nämlich war im Jahre 1611 
in das Directorium der deutsch -lutherischen Kirchen zu Prag 
berufen; sein schroffes unduldsames Auftreten gegen Anders- 
meinende schuf ihm indes bald viele Feinde, so dafs er, von 
einigen Tschechen in gröblicher Weise beschimpft und mifshan- 
delt, schon nach kurzer Thätigkeit Böhmen verliefs, um nun einem 
Rufe des sächsischen Kurfürsten in das Amt eines Hofpredigers 
in Dresden folge zu geben. Fortan war und blieb Ho6 in Wort 
und Schrift der erbittertste Gegner der Böhmen. 

Mag es immerhin Zufall sein, dafs der Verfasser des „Xe- 
nium" eine fast schwärmerische Vorliebe für das „hochlöbliche 
Haus Ostreich" und seinen „allergnädigsten Herrn," den Kaiser 
hegt — Hoe war geborener Ostreicher und ein begeisterter 
Anhänger seiner heimatlichen Dynastie und Ferdinands — , so 
scheint mir folgendes Argument entscheidend zu sein fftr Hoes 
Verfasserschaft. Wir lesen nämlich (Seite 102/97 (b)) wörtlich: 



^'^) auch die tschechische Sprache ist ihm nicht unbekannt. 
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„Allein dasjenige zn eröffnen, was ich von vortrefflichen Politicis 
und hohen Potentaten, in camera charitatis, & sub rosa hab dis- 
curriren hörn," — so werde man, falls Gott „der gerechten Sache" 
des Kaisers den Sieg verleihe, die kalvinischen Secten aus- 
rotten müssen, und neben dem katholischen in Zukunft nur das 
augsburgische Bekenntnis dulden. 

Daraus erhellt, dafs der Verfasser einer Fürstenversammlung 
beigewohnt haben mufs, welche sich für Ferdinands Sache er- 
klärte, und dafs er dort eines besonderen Vertrauens von selten 
der anwesenden Fürsten und Diplomaten genofs. Nun war 
Hoe als Begleiter Johann Georgs auf dem Mühlhäuser Fürsten- 
tage zugegen , und fast zum Überflufs wissen wir aus seinen 
eigenen Worten, dafs ihm damals von fürstlichen Personen hin- 
sichtlich der künftigen Religionsverhältnisse unter vier Augen 
Mitteilungen obigen Inhalts gemacht wurden. In einem Schreiben ^5) 
an den Fürsten von Lichtenstein, den Statthalter Ferdinands in 
Böhmen, wegen der Ausweisung lutherischer Geistlicher aus dem 
Königreich, beruft sich nämlich Hoe darauf, dafs ihm der Erz- 
herzog Karl zu Mühlhausen im Namen des Kaisers (!) versichert 
habe, „dafs der ungeänderten alter Augsburgischer Confession 
zugethanen in J. Kais. Mayt. Gebiet keine Betrangnus wider- 
fahren" solle; der Erzbischof von Köln aber habe ebenda ge- 
äufsert: „wir (d. h. die Katholischen) lieben und halten Euch 
der alten Augsburgischen Confession zugethane anders nicht, 
als unser selbst eigen Fleisch und Blut". 

Es liefsen sich noch eine Reihe von Einzelheiten anführen, 
welche für Hoö als Verfasser des „Xenium" sprechen; indes 
scheint es nach dem gesagten deutlich genug dargethan zu sein, 
dafs wir ihm seine Entstehung zuzuschreiben haben. 

D. Matthias Hoe von Hoenegg ist als Publizist keine unbe- 
kannte Persönlichkeit, wenngleich wir vor seiner schriftstellerischen 
Thätigkeit nicht eben grofse Achtung werden haben können. Der 
Zahl der Publikationen nach zwar überti'ifft er gewifs fast alle 



^) Hoe an Lichtenstein, 17. November 1622; Abgedruckt in den 
„Beilagen und Notae auf die Bayer-Anhaltische Kanzlei," und als 
Flugschrift: „Ein sehr bewegliches und wolgegründtes Schreiben 
1623". 



— 100 — 

zeitgenössischen Publizisten — kennen wir doch allein ans den 
Jahren des böhmischen Anfstandes mehr als zwanzig Streitschriften 
von ihm; aber ihr Wert ist gering; wer die eine gelesen hat, 
kennt sie beinahe alle; es ist überall dasselbe Thema in ver- 
schiedenen Variationen : Kampf wider den Calvinismns. Hoö war 
ein publizistischer Raufbold, ein Mann, der sich in einer mafs- 
losen Polemik am meisten gefiel, der, indem er auf jeden scharfen 
Angriff noch schärfer antwortete, sich stets aufs neue und immer 
tiefer mit dem Gegner einliefs. Wenn er auch im Beginn der 
dreifsiger Jahre sich wieder, aber anonym wie im „Xenium", an 
dem „Augapfel"- Streit als Publizist beteiligte, so ist er doch am 
fruchtbarsten in den Jahren, wo er sich mit Böhmen und Calvi- 
nisten, man mufs sagen herumbalgte. Mit verdoppelter Heftigkeit 
richtete er gegen sie vor allem nach der Erhebung Friedrichs 
von der Pfalz auf den böhmischen Thron seine „Schmähekarten", 
— man warf ihm deshalb vor, er selbst habe gern „königlicher" 
Oberhofprediger werden wollen, also auf die Wahl Johann 
Georgs gehofft — Flugschriften, welche, nebenbei bemerkt ein 
wahres Schimpfwörterlexikon, Gift und Galle wider die verhafsten 
Feinde spritzten. Kein Wunder, dafs die Gegner nicht minder 
grobe Erwiderungen veröffentlichten und dafs auch von ihnen 
„der lose, verlogene Pfaff", der „lutherische Papst", der „Ho6- 
priester" als ein wahres Scheusal hingestellt wurde. 

Die Feindschaft, welche Hoe gegen alles, woran er Calvinis- 
mus witterte, an den Tag legte, bestimmte auch seine politische 
Wirksamkeit. Die einflufsreiche Stellung, die ihm bereits sein 
seelsorgerisches Amt bei dem Kurfürsten verlieh, wufste er ge- 
schickt zu benutzen, und wohl kaum der Minister von Schönberg 
hat dessen Entschliefsungen so bestimmt wie Hoe. Besonders als 
es den Kampf gegen die „Calvinisterei'^ in Böhmen galt, war 
Hoe unermüdlich bestrebt, seinen Herrn zum Bündnis mit dem 
Kaiser zu vermögen. Er „malt die Calvinisten und rebellischen 
Böhmen mit schwarzen Farben also an", schreibt über diese 
Bemühungen der Reichshofrat von Elvern an den Kaiser 8^), „dafs 
wir uns nicht genug darob verwundern können und nicht gedacht. 



8') d. d. Dresden, 23 ./24. Februar 1620; im Auszug bei Harter 
VIII, 542. 
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dafs er gegen E. M. und alle Katholischen (!) also wohl animii*t 
sei". Ferdinand verfehlte dann auch nicht, die ungeahnt grofse 
Begeisterung des Fanatikers durch klingenden Dank dem Interesse 
seines Hauses auch weiterhin dienstbar zu machen. 8®) 

Man hat Kaspar Schoppe das „enfant terrible^^ der katho- 
lischen Partei genannt ; bei den Lutheranern pafst diese Bezeich- 
nung wohl nicht übel auf Matthias Hoä, dessen Thätigkeit für 
den Protestantismus ein Unglück war. 



^) Hurter, der in Hoe einen echten patriotischen Deutschen ver- 
herrlicht, mufs doch zugestehen (VIII, 541), es sei ihm „ein Zeichen 
kaiserlicher Huld^ — es war ein namhaftes Geldgeschenk — zugegangen. 



Anhang. 



Es sei gestattet, unserer Besprechung der Publizistik über 
den böhmischen Aufstand als Anhang noch die zweier Publika- 
tionen anzureihen, deren Verhältnis zu der bisher behandelten 
Tageslitteratur sie nicht einer besonderen Gruppe zuzuteilen er- 
laubt, die aber dennoch vorzüglich ihrer litterarischen Eigenart 
wegen nicht ganz übergangen werden dürfen. 

Es kommt hier in erster Reihe eine Serie von Flugschriften 
in betracht, welche in den Jahren 1618 bis 1620 unter dem 
gemeinsamen Namen: 

Variorum discursuum bohemicorum nervi 
erschienen. Insgesamt sind es vierzehn Broschüren, welche diesen 
allgemeinen Titel tragen, dem dann jede einzelne Veröffentlichung 
einen besonderen hinzufügt. Man könnte die ganze Reihe dieser 
Publikationen vielleicht als eine in zwanglosen Heften erschei- 
nende politische Zeitschrift bezeichnen; vielfach unter wunder- 
lichen Reclametiteln , „Hussitenglock", „Böhmischer Ohrleffel", 
„Spanischer Krebsgang" u. a. , behandeln sie, teils einfach be- 
richtend, in der Regel aber polemisirend und kritisirend, die ver- 
schiedensten Fragen, soweit sie auf den böhmischen Aufstand 
bezug haben. Nicht alle dieser Diskurse sind von gleich hohem 
publizistischen Werte, einige sogar geradezu unbedeutend ; anderer- 
seits aber finden wir wahre Meisterstücke: Schärfe des Urteils 
in der Erfassung des Geschehenen, feines Verständnis für die 
Forderungen der Gegenwart, ein offener, ungetrübter Blick für 
die Ziele der Zukunft, dazu eine seltene Darstellungsgabe und 
Macht der Rede, dies alles verleiht den meisten dieser Flug- 
schriften einen eigentümlichen Reiz. Wie geschickt legt der 
Verfasser im „Böhmischen Ohrleffel" den Jesuiten selbst das in 
den Mund, was er seinen Landsleuten über ihre Pläne verkünden 
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will! Wie ein Drama spielt sich hier die Begegnung des aus 
dem Grabe erstandenen Hieronymus von Prag mit den Trabanten 
des Papsttums ab. Begeistert und begeisternd mahnt der zum 
Leben erweckte Johannes Hus immer aufs neue: fort mit aller 
Halbheit, auf zum männlichen Kampf für Böhmens Glauben, Elhre 
und Freiheit. „Eine feste Burg ist unser und der Böhmen Gott", 89) 
verlassen wir uns nicht, so wird auch er uns nicht verlassen. 
Eine warme Vaterlandsliebe, ein festes Gottvertrauen durchweht 
alle diese Mahnrufe. 

Der Herausgeber der Diskurse nennt sich Johannes Hus 
redivivus. Auf die Kunde von dem schweren Kampfe, welcher 
seinem Lande bevorsteht, hat er sich ans seiner Ruhe erhoben, 
und mit ihm Hieronymus und Ziska, um nun als Rufer im Sti'eit 
ihren Volksgenossen zur Seite zu stehen. Es war ein grosser 
Gedanke, die alten Helden Böhmens, die Träger der national- 
religiösen Idee als Vorkämpfer der evangelischen Sache erscheinen 
zu lassen. Aber wären auch Ziska, Hus und Hieronymus wieder 
Fleisch und Blut geworden, hätten sie wohl aus den Böhmen 
noch einmal Hussiten zu schaffen vermocht? Selbstvertrauen, 
Ausdauer, Opfermut, begeisterte Hingabe an das Vaterland, das 
fehlte den Böhmen, das aber vermochte auch dieser zweite Hus, 
der Prophet des neuen Glaubens- und Freiheitskampfes nicht in 
ihnen zu erwecken. 

Nach Weller ^o) verbirgt sich unter dem Namen des Johannes 

» 

Hus „Janus Meder" ; damit stimmt es überein, wenn wir auf dem 
Titelblatt der Continuatio X: „Antiscioppius" die Angabe finden: 
„Auf . . Herrn Johann Hussen redivivi Befelch , verfertigt von 
Johanne Meterano von der Hefsleiden, und wenn die Continuatio XU 
unterzeichnet ist: „Joan M. von Rörig..." — Eine eingehende 
Besprechung der „Discurse", dieser wohl einzig dastehenden 
publizistischen Erscheinung, würde aufserhalb des Rahmens dieser 
Arbeit fallen, da sie auf dem Boden des böhmischen Aufstandes 
erwachsen, sich doch allzu sehr von der übrigen im vorliegenden 
Versuch behandelten Publizistik unterscheiden. 

Den Discursen dürfen wir eine Flugschrift an die Seite 



»») Hussitenglock, Seite 8. 

^) Weller ; Codex pseudonymorum, Seite 264. 
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stellen, welche im Laufe des Jahres 1620 unter folgendem Titel 
erschien: 

Examen | Der Recepten vnd | Medicamenten, so 
etliche Politische | Medici vor die Böhmische Kranckheit oder 
Fieber geordnet | Cum cura admodum necessaria Papatus. 

Gestellet, | Durch Beatum Modestinum Seuberlich Boe- 

mum MDCXX. | 

78 BU. 40. 

Andere Ausgaben auf 79 u. 140 BU. 

80 originell der Titel der Flugschrift sein mag, der Inhalt 
rechtfertigt ihn völlig: 

Die Schrift versetzt uns auf den Pamafs; von seinen Räten 
umgeben sitzt dort Apollo, um Rat zu halten über die Klagen 
der Menschen. Da bringt ein Adler in Jupiters Auftrag ein 
Schreiben: in ihm beschwert sich der „römische Kaiser* über 
der Böhmen Vermessenheit und Trotz und bittet, ihm Mittel zur 
Abwehr zu bezeichnen. Hin und her wird nun beraten über die 
Art der böhmischen Krankheit, bis endlich die Meinung des 
„Tacitus" den hohen Beifall Apollos findet: das Übel liege im 
Magen und sei „ein grofser Knollen der ünverdaulichkeit von 
Hoflfahrt, Stolz und Übermut"; dreifsigtausend Mann Soldaten 
würden schon Abhülfe schaffen. Dieses Gutachten wird als Dekret 
ausgefertigt und dem Adler übergeben, um es an Jupiter zurück- 
zubringen; da aber der Adler sich unterwegs am Vogelfang ver- 
gnügt, so entfällt es ihm und gelangt nun dem Verfasser unserer 
Flugschrift in die Hände. — Soweit die Vorgeschichte; nun be- 
ginnt die Prüfung der Rezepte, welche die „hochberühmten und 
weitbeschreiten medici" für gut befunden haben. In einer witzigen, 
von medizinischen Stichwörtern und Ausführungen durchsetzten 
Polemik wendet sich der Verfasser gegen sie. Schon seit Jahren, 
sagt er, habe man gewahren können, dafs es in Böhmen dereinst 
„eine französische, parisische Hochzeit und blutiges Bankett" geben 
würde ; nur die unfähigen medici politici , mit denen sich jetzt 
selbst Jupiter umgäbe, hätten darüber sich täuschen können. 
Punkt für Punkt läfst der Verfasser nun den Ganymedes, Jupiters 
Kanzler die Anklagen des Kaisers gegen die Böhmen verlesen, 
nicht ohne dafs er dann bei ihrer Widerlegung sich in heftigen 
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Ausfällen vor allem wider die Jesuiten, „des römischen Bapstes 
Jagdhund^, erginge. 

Nachdem er die Nichtigkeit und Fehler der Rezepte nach- 
gewiesen hat, geht der Verfasser über zu dem zweiten Teile 
seines Tractats, der „notwendigen Artztung des verfluchten anti- 
christlichen Bapsttums'^ Mit urwüchsiger, unnachahmlicher Grob- 
heit filllt er her über Papst und „Jesuiterlein"; ein Schatz von 
Schimpfwörtern steht ihm dabei zu geböte, wie nur wenigen seiner 
biderben Zeitgenossen, kaum selbst einem Hoö. Nach einer ein- 
gehenden Untersuchung der Schäden des Papsttums verschreibt 
er nun seine Rezepte gegen die zahlreichen Krankheitserschei- 
nungen. Die „sächsische Raute", gemischt aus neuntausend Blättern 
zu Fufs und dreitausend Wurzeln zu Pferde, soll das Gift aus- 
treiben; als herzstärkendes Mittel empfiehlt sich „brandenbur- 
gischer Ehrenpreis", aus denselben Ingredientien bestehend; selbst 
„ Sächsisch -Altenburgischer Gamanderlein", eine Arznei gegen 
Pestilenz, darf nicht fehlen. Jeder evangelische Staat und Stand 
mufs einen Beitrag liefern zur Heilung des Papsttums, um so 
endlich und dauernd die evangelische Kirche zu sichern „vor 
dem Gift und wütenden Unsinnigkeit des antichristlichen Bapst- 
tums und aller andrer Feinde." 

Fragen wir nun, was will die Flugschrift, so stehen wir 
damit einem Rätsel gegenüber, dessen Lösung die gröfsten Schwierig- 
keiten bereitet. Denn wenn ihr Verfasser anscheinend auch auf 
der Seite der Böhmen und Evangelischen zu suchen ist, — den 
evangelischen Ständen Böhmens widmet er sein Werk — so ist 
das was er sagt, doch vielfach so kraus und zweideutig, so jeder 
deutlichen historischen Beziehung entbehrend, dafs man irre wird 
an dem Sinne der Worte und an der Aufrichtigkeit des Verfassers. 
So erklärt es sich denn, dafs über die Persönlichkeit und Partei- 
stellung des angeblichen Beatus Modestinus Seuberlich die denkbar 
verschiedensten Ansichten geäufseil; worden sind. Weller ^i) näm- 
lich glaubt, dafs hinter diesem Pseudonym sich kein anderer ver- 
stecke als Kaspar Schoppe, der Autor des classicum belli sacri. 
Die Gründe, die Weller zu dieser Annahme führten, oder die 
Quelle, aus der er dieselbe entnommen hat, sind leider nicht 



®*) Weller: Codex pseudonymorum, St. 516. 
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ersichtlich, was um so bedauerlicher ist, als er allem Anschein 
nach der einzige ist,^2) der „Seuberlich" mit Schoppe identifizirt. 
Wäre dieser wirklich der Verfasser des „Examens", so würde 
er damit in der That ein mustergültiges Beispiel von Verstellungs- 
kunst geliefert haben; welche Absichten aber konnten ihn nur 
leiten bei der Abfassung dieser Flugschrift, deren Tendenz doch 
auch damals nur ein Eingeweihter verstehen konnte ? WoUte er 
etwa durch die phantastische Aufzählung ihrer Streitkräfte die 
Evangelischen in Sicherheit wiegen, die Katholiken zu eifrigeren 
Anstrengungen anspornen ? dann würden die Schmähungen gegen 
den römischen Stuhl wohl dem Zwecke dienen sollen, den Ver- 
fasser als Unkatholischen hinzustellen. 

Ganz anders beurteilt Hurter^S) das „Examen"; er meint, 
dafs sein Verfasser thatsächlich der ausschweifenden Hoffnung 
gewesen sei, ein grofser Bund aller Evangelischen gegen Rom 
liege im Bereiche der Möglichkeit. Wenn allerdings Hurter 
„Geistesfrische" in der Flugschrift vermifst, so möchte man, wie 
auch sonst nicht ganz selten wenn er Broschüren heranzieht, 
fast zu zweifeln geneigt sein, ob er sie überhaupt gelesen — 
zumal hier, wo er das „Xenium" als eine „Abfertigung" des 
Examens hinstellt! Denn an Geistesfrische fehlt es niemand 
weniger als unserm Verfasser: er verfdgt über eine unglaublich 
lebhafte Phantasie, der er unbedenklich die Zügel schiefsen läfst, 
über einen sprudelnden, oft allerdings recht rücksichtslosen und 
rohen Witz, über eine derbe volkstümliche Sprache, und dabei 
doch auch über ein nicht geringes Mafs von allerlei wissenschaft- 
lichen Kenntnissen, Durch die Fülle von Sprüchwörtern ist seine 
Schrift litterarisch interessant, und auch dem Kulturhistoriker 



^) Die Liste der Schoppeschen Decknamen, welche Niceron: „Nach- 
richten von den Begebenheiten und Schriften berühmter Gelehrter . . ." 
Band 19, St. 292, giebt, fuhrt „Seuberlich" nicht auf; auch das Ver- 
zeichnis, welches Kowallek: Gaspar Scioppius (Forschungen zur deut- 
schen Geschichte XI) , aufstellt, weicht zwar von dem des Niceron ab, 
läfst aber das Pseudonym Seuberlich ebenfalls vermissen. — Übrigens 
war Schoppe sehr erfindungsreich in Pseudonymen, so dafs Weller 
wohl auch deshalb ihn als den fraglichen „Seuberlich" fassen zu dürfen 
glaubte. 

»8) Hurter, VUI, 366. 
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bietet sie durch ihr Eingehen auf die Bräuche und Sitten der 
Zeit manch reichen Beitrag. So bedeutend demnach ohne Zweifel 
die Schrift auch ist, mit einem Endurteil über sie werden wir 
zurückhalten müssen. 

Wir schliefsen hiermit unsern Bericht über die Publizistik 
des böhmischen Aufstandes. Möge der Versuch, auch sie nutzbar 
zu machen für das historische Erkennen, eine freundliche Auf- 
nahme finden als ein kleiner Beitrag zur Geschichte einer 
grofsen Zeit. 



A. 
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72. Unartige vermessene Protestation ... 1619 . . . . 23 

73. ünfser Friderichs ... Aufsschreiben ... 1619 ... 35 

74. ünvorgreiffliches Bedencken . . . 1619 82 

75. ürsach vnd Bedencken ... 1619 26 

76. Variorum Discursuum Bohemicorum Nervi (1618 — 20) 102 

77. Wittenbergischer Theologen Informatio ... 1620 . . 91 

78. Wohlgegründte Antwort . . . 1620 84 

79. Wolgegründeter Bericht vnd Unterricht ... 1621 . . 42 

80. Xenium . Calvino Turcicum ... 1621 95 

81. Zween Artickel ... 1619 27 



B. 

Jahresiibersichtstafel. 

(Von späteren Nachdrucken ist abgesehen.) 

1618. Apologie; Kaiserliche Information; Kurzer Bericht; Evan- 

gelische Erklärung (Die Andere Apologie, czechisch). 

1619. Die Andere Apologie (deutsch); Kurzer und wahrhaftiger 

Bericht; Summarium; Zween Artikel ; Fundamenta (Lucu- 
lenta Demonstratio) ; Fürstentagesschlufs, Brevis causarum 
coniectio; Friedrichs Ausschreiben ; Vnvorgreifliches Be- 
denken; Resolution. 

1620. Calvinischer Mutwill ; Bedencken der Sächsischen Theolo- 

gen; Consilium oder Bedenken; Wohlgegründete Ant- 
wort; Ein Discurs; Examen der Recepten; Infonnatio 
fundamentalis ; lus haereditarium ; Deductio ; Treuherziger 
Discurs; Bohemica iura; Deutliche Ausführung ; Antwort 
auf der Frag; Ein denkwürdig Modell^ Decisio; Klaer 
Vertoogh. 

1618 — 1620. Variorum discursuum bohemicorum nervi. 
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1621. Schlesischer Landsmann ; Explanatio; Xenium Calvin o-Tur- 

cicum; Deductio nullitatam; lustitia Caesarea; Kurzer 
Discurs; Lucema. 

1622. Achtsspiegel; Gründliche Anzeig. 

1624. Luitconis Dissertatio. 

1625. Catholicon. 

1626. Evidentia. 



c. 

Die gegenseitigen Beziehungen der Flugschriften. 

Kaiserl. Informatio 

Evangelische Erklärung [ Die andre Apologie. 

Summarium ) 



Kleine Apologie 



/ü-i. • 1, Q* •*! ^4 Calvinischer Mutwill. 
(Böhmischer Streitkopf) ) 

^ . . .. ( Calvinischer Mutwill. 

Brevis causs. coniectio i ^ • , ,., . 

( Xus haereditarium. 



(„Discurs") j Informatio fnndamentalis j Bohemica iura. 



Deductio NuUitatum j lustitia Caesarea. 



D. 

Die Verfasser der anonymen oder Pseudonymen Flugschriften. 

Achtsspiegel Ludwig Camerarius. 

. Peter Milner von Milhausen. 

. Paul Felgenhauer. 

. Johann B^ptista Eisen. 

. Ludwig Camerarius (?). 

Informatio fundamentalis . Augustin Schmid von Schmiedebach. 

Nuda demonstratio . . . Abraham Scultetus. 

Unser Friedrichs Ausschreiben Ludwig Camerarius. 

Variomm disc. hohem, nervi . Jauus Meder. 

Xenium Calvino-Turcicum . Matthias Hoe von Hoenegg. 



Apologie (die erste) . 
Decisio prophetica . . 
Deductio (bohemica) . 
Ein denkwürdig Modell 



Titel. 

Achts Spiegel, | Das ist: | Cläre, helle Demonstration | vnd 
Aufsführung, darinnen gleichsam in einem Spiegel | die greiffliche 
Nichtigkeit der partheylichen Achtserklärung | wi- | der Pfaltz- 
grafen Friederichen Churförsten gründlich | entdecket, gezeigt, 
vnd an Tag ge- | stellet wird. | Zu vertröster continuation defs 
vnlangsten aufskomme- | nen Prodromi, vnd notwendiger ab- 
gedrungener Rettung 1 Evangelischer, hohen vnd niederen 
Stands- | personen, Vnschuld, | Sodann, dafs Chur- Fürsten vnd 
Stände defs Reichs | darinnen sich bespiegeln mögen, in was 
eufserste Gefahr die so | thewer erworbene Libertet jetzo ge- 
rahten sey. | [lam | Proximus | Ardet | Ucalegon. |] Gedruckt 
zu Mannhelmb, | Im Jahr, 1622. | 

Antwort, | Auf die Frage: | Ob der jetzige Kayser | in der 
strittigen Böhemischen Sa- 1 chen Richter sein könne | oder nicht? | 
Sampt angehengtem Extract ex Actis | defs zu Augfpurg ge- 
haltenen Reichs Tags | im Jahr 1548 . das Königreich Bö- | 
heimb betreffend. | Im Jahr | M . DC . XX. | 

APOLOGIA,! Oder Entschultigungs | Schrifft, Aufs was für 
vnvermeidlichen | Vrsachen, alle drey Stände des löblichen | 
Königreichs Böheim, sub utraq: ein Defension Werck | an- 
stellen müssen. | Gedruckt in der Alten Stadt Prag, bey Sa- 
muel I Adam von Weleslawin | Im Jahr, | M . DC . XVIII. 

Böhemischer | mit Niderländischem Hirn gefüllter | Wunder; 
vnnd Streitkopff: | Oder ] Böhmisch Wunderhim | welches | die 
Böhmische Protestation-schrifit, so sie | dem hochlöblichen Chur- 
fürstlichen CoUegio zu | Franckfurt übergeben, zu erkennen 
gibt I Vnd dann die | Articul, in welchen sie ihren König Fer- | 
dinandum rejiciren, vnd zum Regiment | nicht admittiren wollen : 
solches I genugsam an tag geben | Defsgleichen | Motiven, Wa- 
rumb Chur-Pfaltz vor an- | dern Potentaten zu einem König inn 
Böheim | erwehlet vnd angenommen werden möchte. | MDCXIX. 

Bohemica Iura | Ad versus Informatorem | Defensa | Hoc est | 
Refponsio | ad falso dictam | Informationem | contra fcripta 
Ab Ordinibus Bohemiae edita | . Typis clanculum vulgatam. 
Anno MDCXX. 
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Calvinischer Mut will. | Das ist: | Knrtze Erwegung, defs 
newlich in öffentlichem Truck, vnter dem Tit | tnl eines Be- 
hemischen, mit Niderlendischem Hirn ge | fülten Streittkopffs, 
oder Behemischen Wunder | hlms anfsgangenen Tractats. | In 
welchem zu besserer Offenbahrung solches | Wunderhims, Erst- 
lich das Schreiben, so die Behmen vnter dem | Namen aller 
Dreyen Stände, dem Hochlöblichen Chur | fttrstlichen CoUegio 
bei jüngster Wahl gen | Franckfnrt gethan : | Vnd dann etliche 
vn verantwortliche, auch gantz vnge | gründte Artikul, wider 
Ihr Kayser: May st: Ferdinandum U begriffen | . Auff die nun 
ein Summarische, vnd gründtliche Ant | wort hiebey verfasset, 
vnd zum Beschlufs, wie es mit der Wahl | eines Königs zu 
Behemb beschaffen, mit | angehangen ist | . Symbolum Bohe- 
morum rebellantium | . Posuimus mendacium fpem nostmm & 
mendacio | protecti fumus. Isaiae 28. vers. 15. H. | MDCXX. 

Confilium oder Bedencken | Der Theologischen Facultet zu 
Jehna. | Dem Durchleuchtigen | Hochgebornen Fürsten vnd 
HeiTn, Herrn Johan Ernst | dem jungem Hertzogen zu Sachsen, 
Gulich, Cle | ve vnd Berge etc. | Wegen jetziger Böhemischer 
Vnruhe auff J. F. G. | gnädigst begehren gestellet vnd vber- 
geben. | Gedruckt im Jahr 1620. | 

Gort I Bericht ende wederleg | ginge, der beswaernissen end 
betich I tungen, de welcke den Evangelischen | Stenden, in't 
Coninckrijcke van Bohemen, | tot derselver ongelimp ende 
naedel» | te laste willen geleyt werden. | Ghedruckt nae de Copie 
tot präge. | In's Graven-Hage | By Aert Meuris, Boeckvercooper, 
in den Pa | . . estraet in den Bybel. Anno 1618. 

Decisio prophetica | belli bohemici. | Eine sehr nothwendig 
vnd nützliche Frage | zu diesen letzten Zeiten, | Darinnen de- 
cidiret wird, | Mit wem man es (das Böhmische Wesen betref | 
fend) halten oder nicht halten solle? | Darinnen nicht allein 
aufi die newlich zu Leiptzig pu | blicirte Frage, vnterm nahmen 
D. Polycarpi Leyfers defs El | tern* etc. wegen defs, das man 
es mit denen Papisten ehe weder mit | den genandten Calvi- 
nisten halten soll, | vnd D. Hoens Appendice, | sondern auch 
auff bemelten D. Hoäns Schreiben an Kayser | Ferdinandum, 



* vgl. Anm. 83. 

G e b a n « r , Pnblizigtik ttb. d. böhm. Aufstand von 1618. g 
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aus Warheit der Schriflft grün | dlich gnug geantwortet wird. 
Anch wird aufs dem Propheten Daniel vnd der Of | fenbahmng 
Johannis hell vnd deutlich angezeiget, wie es mit | der Yer- 
endemng der Regimenten jetzt vnd künflftig beschaffen, 1 wer 
den Sieg haben oder nicht haben wird, auch was von der | 
Löblichen Union wieder den Babst zu halten sey, zu ehren | der 
Warheit, Trost des Vatterlands, auch zu er | haltung vnser 
Kön. May : Reputation, | durch Gottes Gnade geschrieben | Durch 
Christianum Crucigerum, sonsten P. F. ge | nand, Bohemum, 
Veritatis Amatorem, & per | Dei Gratiam Defensorem. | Anno 
Mediatoris | 1620. | 

Deductio, | Das ist: | Nohtwendige AufsfÜhruug, | Bericht vnd 
Erzehlung, deren Vrsachen vnd Moti- | ven, warumb Kayser 
Ferdinandus 11. nach tödtlichem Abgang | weyland Käysers 
Matthiae defs Regiments im Königreich Böheim, | vnd desselben 
incorporirten Länder verlustigt; | Vnd wodurch die Länder zu 
der befttgten vnnd rechtmässigen | Wahl jetzt regierender Kön. 
May. in Böheim, vermöge jrer Freyhei- | ten, zu schreiten be- 
wogen vnd getrungen worden. | Allen Hohen vnd Niderstands 
Personen zu nachricht ; den samptlichen | Ländern aber zu be- 
ständiger Entschuldigung, publicirt vnd aufsgefertiget. | Sampt 
den darzu gehörigen Bey lagen, vnd zweyen nohtwendi | gen 
vnd nützlichen Registern, | Im Jahr | M . DC . XX . | Auffs neue 
übersehen, mit fleifs corrigirt, vnd dem Präge- | rischen Exem- 
plar nachgedruckt. | (Ausgabe b) 

Deductio | Nullitatum: | Quibus | Proscriptionem | in Aula 
Imperatoria | contra Electorem Pala | tinum Decretam, et in 
imperio | evulgatam, scatere; | et | Proinde nullius roboris, | 
valoris, effectüs aut considerationis elTe | ; breviter probatur. 
Felix quem faciunt aliena pericula | cautum. | Anno | M.DC .XXI. 

De Statu Bohemico | Das ist: | Der Rom. Kayserl. | auch 
zu Hungam vnd Böhaim | Königlichen Mayestät Ferdi | nandi 
Secundi | Fundamental-Deduction vnd gründliche | AufsfÜhrung 
der Erb Gerechtigkeit vnd Erblichen | Succeflion, welche die 
allerhöchst gemeldte Kays. May. vnd | das gantze hochlöbliche 
Haufs Österreich von vnverdencklichen | viel hundert Jahren 
hero indubitanter zu dem Kö | nigreich Böhmen gehabt vnnd | 
noch haben ; | Vnlängst vielen | Chur- vnnd Fürsten defs Rom. 
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Reichs, sonderlich | aber ihro Eon. Mayst. in Dennemarck vnd 
Norwegen | Christiano IV & . Wie auch den andern defs Ober 
vnd I Nider Sächsischen Cräises Chur vnd Fürsten. | Von dem 
Hochgebornen Fürsten vnd Herren, Herrn Henrico-Julio 
Hertzogen zu Sachsen, vnd dann Herren Hieronymo von El 
vern, Kays. May. Eeichs Hof Raht, als Kayserlichen | Legaten 
überliefert. | Mit Rom. Kays. May. Freiheit nicht nachzuti'ucken. 
Franckfurt am Mayn, bei Theobald Schönwetter, 1 1621. 



Deutliche vnd gründli | che Aufsführung dreyer jetzo hoch- 
nö I tiger vnd gantz wichtiger | Fragen | : I. | Ob einiger Evan- 
gelischer Chur- oder Fürst | Gewissens halber verbunden ge- 
wesen, denen | Herren Böhmen bey zustehen? | H | Ob einiger 
recht Evangelischer Chur oder | Fürst mit gutem Gewissen 
dem Römischen | Kay | ser in jetzigem Krieg als assistenz 
leisten können | vnd sollen? | III | Ob ein Christlicher Evan- 
gelischer Chur- oder | Fürst zumal auff ordentlichen Beruf von 
seinem | Haupt, deme er mit Pflicht zugethan | mit gutem Ge- 
wissen, Fug, I Recht vnd Nutz, lieber Neutral bleiben, vnd 
keinem | Theil beystehen solle, oder nicht? | Allen recht- 
schaffenen Vnpartheischen vnd Gewissens | hafiten Christen 
Hohes vnd Niedriges Standes zur nach | richtung vnd niemanden 
zu leid oder verkleine | rung in Druck verfertiget. | Anno | 
OpH In totö orbe, Date sVa Caesarl, & Deo qVae sVnt Del, 

Evangelische Erklehrung | Auff die Böhaimische | Apo- 
logia mit sampt den Beylagen | vnd Mayestätbrieff wie in den 
nachfolgen | den Titlen zusehen | . Erstlich sub Litera A | 
Ein Patent der Herrn Patrum Societatis Jefu zu | Prag Vn- 
schuld der geziegener Kriegfs Muni | tion beti*effent | . Zum 
andern sub Litera B | Der Altstädter wegen nicht Erscheinung 
zu der | Defensorn aufsgeschriebener zusammenkunfft | erklä- 
rung. I Zum dritten sub Litera C. | Der Newstädter defswegen 
erklärung. | Zum vierdten sub Litera D | Der kleinem Stadt 
Prag erklärung | Zum fünfften sub Litera E | Kayserliches trans- 
ferirtes Patent aufs Bohaim | bischer Sprach | Zum sechsten 
sub Litera F | Kays. Antwort auff deren sub utraque von 
Prag I gethanes Schreiben | Zum siebenden sub Litera G | 
Kays. Antwort auff deren fub utraque Zwey | vorhergehende 
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Schreiben. | Zum achten sab Litera H | Der Mayestettbrieff vom 
Kayser Rudol | pho Selig. | Gedruckt im Jahr 1618. 

Examen | Der Recepten vnd | Medicamenten, so etliche Poli- 
tische I Medici vor die Böhmische Eranckheit oder | Fieber ge- 
ordnet. I Cum cura admodnm necessaria Papatus. | Notwendige 
Artztung der zuvorhin vor | lengst an- vnd auffgestochenen 
Pestilentzischen | Gifft- vnd Bluttrieffenden Blatter vnd Eyter- 
ben I len defs verfluchten Antichristischen | Bapstthnmbs. | Vnd 
jetzo newlich daraufs verursachten vnd ent | sprungeuen schäd- 
lichen Mania vnd Hirnwttten- | den Unsinnigkeit. | AUerley 
Geistliche vnd Politische Recepta vnd Medica- | menta not- 
wendig vnd nützlich zu gebrauchen. | Alles dem Christlichen 
Evangelischen Leser lieb- | lieh vnd anmutig zu lesen. | Ge- 
stellet I durch Beatum Modestinum Seuberlich Boe | mum Geist- 
licher vnd Politischer Medicin Studiofum. | Gedruckt im Jahr 
MDCXX. 



Explanatio huius | picturae | auferibili- 1 tatem | Ferdinande 11 
zc . zc . I toUens | et | austriacae | domus | eclipsim | refutans | 
In hoc libello referuntur consilia, argumenta, Foede- | raBoe- 
morum contra Domum Austriacam nupera Regis | Ferdinandi U 
contra Insiurandum Regno | Bohemiae Surrogatione & alius 
PseudAnti Regulli in- | auguratione & Coronatione detecta . 
Psalmus 2. | Et nunc Reges intelligite, erudimini qui iudi- 
catis terram. | Pragae, | Excudebat Tobias Leopoldus. Anno 
1621 I . 

Friderici | Bohemorum Regis, Sac. Rom. Imp. | Principis Elec- 
toris, Ducis Bavariae, Marchionis | Moraviae, Ducis Silefiae. & 
Lucemburgi, Mar- | chionis Lufatiae etc. | Expositio | Caufarum 
fusceptae Regni Bohemici & in- | corporatorum Provinciarum, 
Coronae. | 

Fridericij Dei Gratia Bohemiae | Regis comitis Palatini Rhe- 1 ni, 
Electoris etc. | Declaratio Publica | cur Regni Bohemiae annexa- 
rumque Pro- | vinciaiiim Regimen in fe | fufceperit. | Anno | 
MDCXIX. 

Gründliche vr Sachen war | umb die drey Stände sub utra- 
que in Böheimb | Eayserlichen Secretarium sampt einem Con- 
siliario | zu Prag zum fenster hinaufs geworffen. | Beneben 
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einem Bericht | Dafs die Stände snb ntraque des Königreichs 
Böheimb Constitntionibns vnd abschieden sich bisshero | gemefs 
verhalten: hinwieder aber die fub una denselben | zuwieder 
gelebt. I Vnd dann | Einem aufsführlichen Beweifs, dafs die zu 
den geistlichen Gütern | vnd Klöstern gehörige Vnterthanen, 
nach aufsweisung des Majestatbrieffs | vnd zwischen den Ständen 
fub una vnd utraque geschehener Vergleichung befugt | seyn 
vnd gut recht haben, dafs sie jhnen wie auch Ihrer Kays. 
May. Vnterthanen auf dero | selben Herrschaften zu jhren Gottes- 
dienst, Kirchen auffbawen vnd Gott gerühliglich dienen mögen. | 
Wie auch | Einem ernstlichen Decret so Herrn Defensores den 
Jesuiten zu Prag | vnd im gantzen Königreich insinuiren lassen, 
dafs sie innerhalb acht tagen, so wol Prag | alfs das gantze 
Königi-eich Böheimb räumen, vnd daraufs zu ewigen Zeiten 
bannisirt seyn sollen vnd müssen. | Vnnd endlich | Einer wei- 
teren Verkündigung, so auff allen Evangelischen Kantzeln zu 
Prag I vnd im gantzen Königreich Böheimb ist abgelesen worden. 
Alles aufs Hen^n Ritter, Präger vnd Kuttenberger vbergebenen 
Concept in Truck verfertigt. | Zu Prag in der Alten Statt bey 
Samuel Adam von | Weleslawin, Im Jahr 1618. | 

GründtlicherBeweifs, | Dafs die, zu den Geistlichen Gütern 
vnd I Clöstern gehörige Vnterthanen, nach | ausweisung des 
Mayestatbrieffs , vnd | zwischen den Ständen sub Una vnd U | 
traque, geschehener Vergleichung, befugt | seyn vnd gut recht 
haben, dafs sie jhnen | wie auch Ihrer Kays: May: Vnterthanen, 
auf deroselben Herrschaften, zu jh- | rem Gottesdienst, Kirchen 
auf- I bawen, vnd Gott geruhig- | lieh dienen mögen. | Im Jahr 
1618. 

Information] oder Keyserlicher Maje- 1 stät gründtlicher Bericht 
vber den | Bohemischen Aufstandt. | IL | Ebenmäfsige Informa- 
tion vber berühr- | ten Auffstandt zu Lateyn vnd Teutsch. | 
III. I Ihr Keys. Maj. Antwort an die fub utraque. | IV | . Ver- 
teutschte Abschriffl Keys. Bohemischen Patents. | V. | Copia 
Keyserlichen Schreibens an die Reichsstätt | mit Vberschickung 
Patenten contra Bohemische | Werbung, ult. Jnnij 1618. | VI. | 
Copia Keyserlichen Patents wegen Abstellung | der Bohemischen 
Werbung. | Aufs welchem allem der Ungrundt der von Bohemi- 
schen Ständten, so sich sub utraq: nennen, aufsgefertigten 
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Apologiae, wegen jhrer vnverantwortlichen | Verfahrung er- 
scheinet I . Getrnckt im Jahr Christi 1618* | 

Informatio fopdamentalis | super | hodiemo Bohe | miae statu | 
nbi et | Snecessionis jura Liqui | de dednenntur & ad ocnlam 
dercribnntnr , qnae | invictifTimiis & gloriosilTimns Imperator | 
Ferdinandns ü | et sereniss. domns an- | striaca in dicto regno 
habent; | Daniae et Norwegiae etc. Regi | Christiano IV nee 
non in snperiori & inferiori | circnlo Saxonico, imperii ütatibns, 
communicata. | ä | Sacrae Caefareae Majestatis fnae Legatis 
D. D. Henrico Jalio Saxoniae, Angariae | & Westphaliae Dnci^ 
Cubiculario, & militnm Praefecto Cae- | fareo, etc. & Hieronymo 
von Elvem, Consilia | rio Imperiali-anlico. | Cum Privilegio 
S. Caefareae Majeftatis. | Francofui-ti , apud Joh. Theobaldum 
Schonwetterum I Anno MDCXXL 



Jus haeredi | tarium & legitima Successio in Regno | Bohe- 
miae, | Ferdinandi 11. | Austriaci, | nunc imperato | ris Augusti, 
& Hungariae, Bohemiaeq; | Regis potentissimi , atq; Invictis- | 
simi. I Yiennae Austriae, | Apud Gregorijam Gelbhaar, in Bursa 
Agni. I Anno M . DC . XX. | 

J u s t i t i a I Caesarea, | Imperia | lis, | Circa Dcclarationem Ban | ni, 
contra Comitem Palatinum Electorem, & circa nupe | ram Exe- 
cutionem, contra captivos | Pragenses. | Cläre demonstrata, Ad | 
versariisque Calum | niatoribus directe op | posita. | Anno 
M . DC . XXL 

Klaer Vertoogh | Van deOnwettighe Succefsie des Keysers | 
Ferdinaudi IL | Van weghen het Bloedt-schandigh | Houwelijck 
van zijn Ouders. | üutgegeven tot waetschouwinghe van Duytsch- 
landt I ende Hungarijen. | Ende in het Neder-dnytsch uyt den | 
Latynschen over-geset, ende vermeerdert. | Ghedmckt | In't 
Jaer ons Heeren 1620. 

Kurtze Darthnung | vnd Bericht: | Dafs die vnlangsten am 
Eayserl : | Hoff erkandte, vnnd hernach im | Heil : Reich wider 
die Churfärstl : Pfaltz | publicirte Achts Erklärung, vielen Vn- 
heilbaren | Nulliteten | vnderworffen, Vnnd dahero von keinen 
Wür I den oder Kräfften, Weniger bündig vnnd gül | tig seyn 
könne. Auch darumb sich | niemand dardurch Irr- vnd | Zweiff- 
lich machen | lassen soll. | Im Jahr, 1621. 
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Enrtze Entwerffung | Oder | Eygentliche Anzeig de | rer 
Yrsachen, aufs welcher, reiffen Erwe | gnng die Ständte defs 
Königreichs Böheimb, vnd der | miteinverleibten Ländern, 
hindangesetzt Ferdi | nandt, etc. zn eines newen Königs Wahl 
ge I schritten seynd. | Gedruckt im Jahr 1620. | 

Kurtzer Bericht | vnd Ableinung der Beschwe | mngen, 
welche den Evangelischen Ständen | im Königreich Böhem 
zn dero Vn | glimpff beygemessen werden | wollen. | Sampt 
einen Bedencken deren lob | liehen Ständte in Östereich ob 
der Enfs | an die Rom: Kay: Mayestat etc vnd Ihrer | Maye- 
statt Resolution anff das | selbige. | Gedruckt im Jahr | MDCXVIII. 

Kurtzer vnd Warhafftiger Bericht | Auff die drey von 
den I widersetzlichen Böhmen, als erstlich den | angemafsten 
Directoribus an jhre Churfürstl. Gn. zu | Mayntz: vnnd dann 
hernach vnder dem Nahmen der | gesambten Stand: Auch 
letzlich von jhren angegebe | nen Gesandten, beyde an das 
gantze hochlöbliche | Churfürstliche CoUegium abgangene, | 
vnd zu Franckfurt einkommene | Schreiben. | In welchem sie, 
die nunmehr Rö. Key : etc | auch zu Hungarn vnd Böheimb, etc. 
Kön. May. etc | Keyser Ferdinandum den Andern, etc als einen 
ordentlich ange | nommenen, publicirten, gesalbten, gekrönten, 
vnd belehnten Kö | nig zu Böheimb, von der Stimm vnd Wahl 
eines Rö | mischen Königs aufszuschliessen sich | bemühet. | 
Cum licentia superiorum. | Gedruckt zu Franckfurt am Mayn, 
in Verlegung Jo | hann Friederich Weissen, 1619 | . 

Nuda Demon ft ratio I Il-Legitimae Succefsionis | Imperatoris 
Ferdinandi IL | propter Inceftuosum Parentum Conjugium. 
Facta I In ufum totius Germaniae, Bo | hemiae, Hungariae, & 
univerfi Christ. Mundi. | A Celeberrimo & Reverendo Theologo 
Germano, A. Sc. | Anno Redemptionis. M . DG . XXXII. | 

Resolution | Einer Frage, so bey jetzt wehrenden | vnruhigen 
Zustandt in Böhmen von | vielen ventiliret wird. | Ob nemblich 
alle vnd | jede ünterthanen in einer jedwedem | Policey jhrer 
von Gott jhnen vorgesetzten | brigkeit ohne vnterscheidt 
also zum Gehorsam obligiret, | das sie weder dieselbe in einem 
Tyrannischen Vornehmen vnd | Bedrängung^ in Religions Sachen 
ohne Verletzung | jhrer Gewissen zu keinen Defensions Mit 
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teln schreiten können. | Zu fernem nachdencken verfasset, | 
Durch JAN. ROTHGER | Th. Aug. Ck)nfess: | Gedruckt im 
Jahr I M . DO . XIX. | 

Schlesischer | Lands Mann | Welcher seinen Landeslenten | 
die vnterschiedlichen Aufsbenten, die sie durch ge-| geleistete (so!) 
Hfilffe, Ynd starcke KricgesYorfassung, in Geist- vnd | Weltlichen 
Freyheiten, bey wehrender Böhmischer Vnmhe, | erlanget, vnd 
kfinfilig zugewarten haben. | Dem ergangenen Warhafilen Ver- 
lauff I nach , gründlich erzehlet, vnd vor | Augen gestellet. | 
Durch I Fridericum Baumannum | Neodorfiensem Silesinm, Die- 
nern am Wort | zu Grfinheim am KocherthaL | Zusammen ge- 
tragen im Jahr 1620. Anjetzo aber | der Warheit zu stewer 
publicirt. | Die Kinder Israel schmückten jhre Sachen, die 
doch I nicht gut wahren; wieder den HErm jhren Gott^ | 
2. Reg. 17, y. 9. | Ea morum nostrornm labes est, ut neq: 
mala nostra, neque remedia pati | posse videamur: Pet. Pithaei 
praefat. in Salvian. | Gedruckt im Jahr | MDCXXL | 

Serenifsimi | ac potentifsimi Principis ac | Domini | DN. FRI- 
DERICI I Regis Bohemiae | Comitis Palatini ad Rhenum & 
Electoris, Ducis Bavariae, Marchionis Moraviae, Ducis | Sile- 
liae & Lncembnrgi, Mar | chionis Lufa | ticae & c. RATIONES: | 
propter qnas Regni Bohemiae & reliquarum | provinciarum 
gubemationem, una | nimi electione oblatam | fufcipere volnerit. 
Anno MDCXIX. | 

Summarinm | Darinnen kurtz verfast | zu finden | DieVrsachen 
vnd Bedencken | ERSTLICHEN | worvmb | Ferdinandus nicht 
mag vnd | kan zu einem Könige in | Böheimb | HERNACHER | 
Warumb hergegen | Fridericus Quintus | Pfaltz Gräfe am Rhein 
vnd I des H. Römischen Reichs | Churfürst etc | Zu einem Kö- 
nige in Böheimb | möchte vnd köndte ange | nomen werden | 
Gedruckt im Jahr, | FRIDerICVs BoIeMIae ReX. | 

Treuhertziger, Wolgemeinter | Discurs | Ob bey denen aufs 
der Römischen vn | ruhe entstandenen extremiteten keine mittel | 
zu finden dem beschwerlichen Ynwesen zu | helffen vnd Rath 
zu schaffen | Gedruckt. { Im Jahr 1620. | 

Unartige vermessene | Proteftation: | Welche die Re- 
bel I lischen vermainten Directom, 1 der Krön Böhaimb, Durch 



— 121 — 

jhre nacher | Franckfurt am Mayn abgeordnete Ihrer Chur 
Fürstl : I Gn : Herrn Ertz Bischoffen zu Maintz, etc. | Einlieffern 
lassen. | Neben derer Wollgegründter | Widerlegung. ( Gedruckt 
im Jahr, MDCXIX | . 

Vnvor greif flieh es Bedencken | vnd Antwort | Auff die 
Frage ( Ob des H. Evangeli- | um, das ist die wahre Christ- 
liche Religion | vnd Freyheit defs Gewissens mit dem Welt- 
lichen I Schwerdt zu verfechten seye? | Aufs welcher Frage 
erorterung wol vnd Sonnenklar zu | ersehen, was von der 
Böhmen jetzo vorhabenden Defension | -Werck zu halten, obs 
recht oder vnrecht | sey. | Gestellet durch | Johann David Wun- 
derern, I J. V. D. I Augustinus ex Divo Paulo : Die seyen nicht 
ohne sehuldt gewesen, die Christum von den | Fürsten der 
Juden haben tödten lassen, so sie denselben von I der That, 
vnnd sich von der Vnwilligung hetten freyen | mögen. | Erst- 
lich Gedruckt by | Johann Carl Vnckeln Buchhändlern zu | 
Franckfurt am Mayn, | Im Jahr Christi MDCXIX. | 

Wittenbergischer Theologen, in Gottes | Wort, vnd defs 
Herrn D. Lutheri Schriff- | ten begrtindte | Informatio, | Ob ein 
Lutherischer Fürst, | der Kays. May. wider die Böheimben, als 
Evan- I gelischen, assistentz zu leisten schuldig. | An den Durch- 
leuchtigen, Hochgebornen | Fürsten vnd Herren, | Herrn Johann 
Ern- I sten, Hertzog zu Sachsen, Gülich, Cleve | vnd Berg, 
Landgrafen zu Düringen, Marggra- | fen zu Meissen, Grafen zu 
der Marck, vnd Ravensperg, | Herrn zu Revenstein, etc | . 
Gedruckt im Jahre 1620. | 

Xenium. | . Calvino | Turcicum | Pro | Rebellibus Bohemis | Cal- 
vinotürkisch Ne- | wes Jahr für die Rebellischen ge- | gen ihren 
König vnd Kayser Maynaidigen | Böheim. | Fertiges Jahr zube- 
reittet, vnd verfertiget. | Heuriges aber | zur Glückwünschung 
jhres so trefflich j erhaltenen intents, | Praesentirt vnnd Ver- 
ehrt I durch Joannem Hermannum Böheimb von | Teutschen 
Brodta. 1 Gedruckt Im Jahr 1 1621. 



Zween Artickel | Der Vrsachen, warum | die Herren Stände 
so wol auch die andern | der incorporirten Länder der Cron 
Böheimb | Ihre Durchleucht, Ertzherzog Ferdinandum etc | zu 
jhrem Könige nicht können anne- | men noch erkennen. | Der 
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ander Artickel | Was die Herren Stände etc. bewogen, dafs 
sie auf einen andern König gedacht vnd denselben frey- | 
willig ordentlicher weise*, laut des Landes alten | Gewonheit 
vnd Privilegien, zu einem regle- | renden König erwehlen 
müssen. | Vnd denn die Straff auff diejenigen, welche sich | 
einem oder dem andern Articnl feindlich wider- | setzen sollen, 
mit beschriebener Straff an- | gesehen werden. | Gedruckt in 
der Newen Stadt Prag | bei Daniel Caralide von Carlsberg. 
Im Jahr MDCXIX. 
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